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Einleitung

Inklusionsbetriebe in Deutschland sind eine aus dem Engagement zivilgesellschaftlicher
Akteure entstandene Form sozialer Unternehmen mit dem Ziel, Teilhabemoglichkeiten
am Arbeitsleben fiir Menschen mit Behinderung zu foérdern. Die ersten Unternehmen die-
ser Art entstanden bereits Ende der 1970er-Jahre. Ihre Griindung war eine Reaktion auf
eine Reform des Psychiatriewesens, die zu einer Enthospitalisierung vieler Menschen mit
psychischer Behinderung gefiihrt hatte. Fiir diese Menschen galt es, sinnvolle Beschifti-
gungsmoglichkeiten zu finden. Fiir einen Grofiteil stellte ein Platz in einer Werkstatt fiir
behinderte Menschen keine Perspektive dar, da dort die Arbeitsanforderungen zu nied-
rig waren. Eine Beschiftigung am allgemeinen Arbeitsmarkt und den dort vorherrschen-
den Arbeitsbedingungen bedeutete wiederum fiir viele eine zu grofle Herausforderung.
Es brauchte Beschiftigungsmoglichkeiten, die vom Inhalt der Tétigkeiten jener in norma-
len Wirtschaftsunternehmen moglichst nahe kamen und gleichzeitig Arbeitsbedingungen
boten, die den Bediirfnissen psychisch kranker Menschen gerecht wurden. Fiir den Selbst-
wert der Betroffenen und deren Existenzsicherung war es dariiber hinaus wichtig, dass es
sich bei der Beschiftigung um sozialversicherungspflichtige Beschiftigungsverhiltnisse am
1. Arbeitsmarkt handelte.

Dieses mit dem Begriff »Selbsthilfefirma« versehene Modell wurde durch die Schaffung
des SGBIX im Jahr 2001 rechtlich formalisiert. Inklusionsbetriebe sind demnach Unterneh-
men des 1. Arbeitsmarktes, die einen hohen Anteil an MitarbeiterInnen mit einer Schwerbe-
hinderung beschiftigen. Um mit den daraus entstehenden unternehmerischen Nachteilen
in einem Konkurrenzumfeld am freien Markt wirtschaftlich iiberleben zu kénnen, stehen
Inklusionsbetrieben verschiedene Férderméglichkeiten zur Verfiigung. Diese umfassen In-
vestitionshilfen, Minderleistungsausgleiche, Forderung von Betreuungskosten und Kosten

fiir inklusionsgerechte Arbeitsstrukturen.

Inklusionsbetriebe:

o sind Unternehmen des allgemeinen Arbeitsmarktes;

o besetzen 30 bis hochstens 50 Prozent ihrer Arbeitsplitze mit schwerbehinderten Arbeit-
nehmerInnen;

o Dbezahlen ArbeitnehmerInnen nach tariflicher oder ortsiiblicher Bezahlung;

« verdienen mindestens 70 bis 75 Prozent am Markt (teilweise viel mehr);



AMS report 126 Einleitung

o erhalten, wie konventionelle Unternehmen, Nachteilsausgleiche aus der Ausgleichs-
abgabe;

o werden in eigener unternehmerischer Verantwortung gefithrt, haufig als Gemeinniitzige
GmbH.

Obwohl das Modell der Inklusionsbetriebe nicht neu ist, sind die gesellschaftlichen Heraus-
forderungen, zu deren Bewiltigung sie einen Beitrag leisten, aktueller denn je. Sowohl in
Deutschland als auch in Osterreich ist die Arbeitslosigkeit bei Menschen mit Behinderung
tiberdurchschnittlich hoch. Der demographische Wandel erfordert ein besseres Ausniitzen des
bestehenden Arbeitskriftepotenzials, und die Zahl der Arbeitgeber am allgemeinen Arbeits-
markt, die Menschen mit Behinderung beschiftigen, ist nach wie vor zu gering. Auch haben
sich beide Lander dazu verpflichtet, die UN-Behindertenrechtskonvention umzusetzen, die
fiir Menschen mit Behinderung nach einer vollwertigen Teilhabe am Arbeitsleben verlangt.
Nicht zuletzt deshalb besteht Druck von Behindertenvertretungen, die Zahl von Menschen
in Werkstattstrukturen zu verringern und dafiir mehr Teilhabemdoglichkeiten am allgemeinen
Arbeitsmarkt zu schaffen.

Die zentrale Fragestellung der vorliegenden Studie, die im Auftrag der Abt. Arbeitsmarkt-
forschung und Berufsinformation vom sozialwissenschaftlichen Forschungs- und Beratungs-
institut abif (www.abif.at) im Jahr 2017 erstellt wurde, stellt darauf ab, was von den deutschen
Inklusionsbetrieben fiir Osterreich gelernt werden kann. Ziel der Studie ist demnach, zunichst
die Darstellung dieses 6ffentlich geférderten Modells sozialen Unternehmertums, dessen his-
torische Entwicklung, die Umsetzung des Modells in der Praxis sowie dessen Nutzen und Er-
folgsfaktoren bei Inklusionsbetrieben. Dartiber hinaus werden den Inklusionsbetrieben zwei
Osterreichische Instrumente gegeniibergestellt, die ebenfalls auf die Férderung der Teilhabe
von Menschen mit Behinderung am Arbeitsleben ausgerichtet sind: Integrative Betriebe und
Beschiftigungsprojekte. Abschlieflend werden mogliche Lernerfahrungen und Handlungs-
empfehlungen fiir die Ausgestaltung von Forderinstrumenten und begleitenden Strukturen in
Osterreich diskutiert.

Aktueller Hinweis zur verwendeten Terminologie

Der Begriff »Inklusionsbetrieb« 16st mit Inkrafttreten des deutschen Bundesteilhabegesetzes
2017/2018 den Begriff »Integrationsprojekt« im deutschen Sozialgesetzbuch IX ab und wird
daher durchgehend in dieser Studie verwendet, sofern es sich nicht um konkrete Beziige zu
den bis dahin geltenden Gesetzen handelt. Im tblichen Sprachgebrauch wurden Integrations-
projekte als »Integrationsbetriebe«, »Integrationsunternehmen« oder »Integrationsfirmen«
bezeichnet.
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Methodisches Vorgehen und Datenbasis

Desk Research

Im Zuge der Studie wurde eine Desk Research durchgefiihrt. Dabei wurden Studien, Berichte,
Gesetze, Positionspapiere, Leitbilder, Websites und offentliche Datenbanken hinsichtlich
verwertbarer Informationen zum Forschungsgegenstand »Inklusionsbetriebe« durchsucht.
Ein erster Umriss von Integrationsfirmen wurde erarbeitet und ein Vergleich zu 6sterreichi-
schen Modellen zur Bereitstellung von Teilhabemoglichkeiten am Arbeitsmarkt hergestellt.
Auf Basis der Ergebnisse wurden Interviewleitfragen erarbeitet, die zum einen Ergebnisse
der Desk Research ergianzten und zum anderen dazu genutzt wurden, Ergebnisse der Desk
Research kritisch zu beleuchten. Des Weiteren diente die Desk Research auch dazu, méglichst
unterschiedliche Inklusionsunternehmen zu finden und daraus sieben Félle fiir die genauere

Betrachtung auszuwihlen (Fallstudien).

Qualitative Interviews

Zentrales Ziel der qualitativen Interviews war es, den aktuellen Diskurs zu Inklusionsbetrieben
abzubilden. Themen sind die historische Entwicklung und aktuelle Erfolge und Herausforde-
rungen, Entwicklungsmoglichkeiten und Gefahren sowie Vor- und Nachteile von Inklusions-
betrieben.

Um Inklusionsbetriebe von verschiedenen Seiten her beleuchten zu kénnen, wurden un-
terschiedliche Akteure und Akteurinnen im Feld interviewt. Interviews mit VertreterInnen
folgender Organisationen in Deutschland wurden realisiert:

« Claudia Rustige, Bundesarbeitsgemeinschaft Integrationsfirmen e. V.;!
o Peter Stadler, FAF gGmbH;?
o Gunter Hotte, Integrationsamter;?

1 Die Bundesarbeitsgemeinschaft Integrationsfirmen e. V. (bag if) ist die Interessenvertretung der deutschen Inklusions-
betriebe.
2 Die FAF gGmbH ist Beratungsagentur fiir die betriebswirtschaftliche Beratung von Inklusionsbetrieben.

3 Die Integrationsamter sind die in Bezug auf die Anerkennung des Status »Inklusionsbetrieb« und die Zuerkennung
von Fordermitteln aus der Ausgleichsabgabe zustindige Behorde.
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o Jens Nitschke, Bundesagentur fiir Arbeit;

o Carsten Taudt, Industrie- und Handelskammer Nord Westfalen.

Zur Ausarbeitung der Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Integrationsunternehmen in
Osterreich und Deutschland und zur Erérterung der Ubertragbarkeit des Konzeptes der deut-
schen Integrationsfirmen auf Osterreich wurden auch in Osterreich Interviews gefiihrt. Fol-
gende ExpertInnen standen fiir Gesprache zur Verfiigung:

o Sieghard Holzer, Arbeitsmarktservice Tirol/ Landesgeschaftsstelle;

o Karin Kiendler, Austria Wirtschaftsservice GmbH (aws);

o Maria Egger, FAB Verein zur Férderung von Arbeit und Beschiftigung;

o Hannes Edlinger, Bundesministerium fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz (BMASK);
o Gabriele Strassegger, Pia-Maria Rosner-Scheibengraf, Wirtschaftskammer Osterreich.

Im Rahmen von sieben Fallstudien wurden ebenfalls Interviews mit VertreterInnen der Unter-
nehmen gefiithrt. Die Interviews wurden teils personlich, teils telefonisch gefithrt. Methodisch
entsprechen die Interviews einem problemzentrierten Interview.* Die Interviews wurden nach
Einholung der Zustimmung aufgezeichnet und protokolliert. Die Auswertung der Interviews
erfolgte in Anlehnung an Froschauer/Lueger (2003) in Form einer Themenanalyse. Die The-
menanalyse zielt auf die manifesten Gespréchsinhalte ab. Dabei ging es v.a. darum, sich einen
Uberblick {iber das gewonnene Material zu verschaffen, die wichtigsten Themen in Kernaussa-

gen zusammenzufassen und den Kontext ihres Auftretens zu erkunden.

Fallstudien

Sieben moglichst unterschiedliche deutsche Inklusionsbetriebe nicht 6ffentlicher Arbeitge-
ber wurden im Rahmen von Fallstudienanalysen niher beleuchtet. Ausgewéhlt wurden »er-
folgreiche« Beispiele, die tiber mehrere Jahre bestehen, die (ehemals) als innovativ gegolten
haben oder die hinsichtlich der Arbeitsplatzsicherheit/ Arbeitsbedingungen besonders gute
Anschauungsbeispiele darstellen. Thre Entstehungsgeschichte, die Phase(n) der Organisations-
entwicklung, ihr monetires Geschiftsmodell, ihr Erfolg sowie Social Impact hinsichtlich der
Beschiftigung von Menschen mit Behinderungen werden dargestellt. Methodisch bestehen die
Fallstudien wiederum aus Desk Research und Interviews. In dem Bericht werden die Fallstu-
dien als Beispiele plakativ aufbereitet. Zusitzlich fliefSen Erkenntnisse aus dem jeweiligen Fall,
etwa die Hindernisse bei Griindung und deren Losungen, in den Gesamtbericht ein.

4 Vgl. Witzel 1985 zitiert nach Lamnek 2005, Seite 363 f.
5 Vgl. Froschauer/Lueger 2003, Seite 107 ff.
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1 Forderung der Teilhabe am Arbeitsleben fur
Menschen mit Behinderung — eine Zeitachse

Das Prinzip »Rehabilitation vor Rente« hat in Deutschland lange Tradition

Regelungen zur Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Arbeitsleben haben in Deutsch-
land ijhren Ursprung am Ende des 19. Jahrhunderts. Aus heutiger Sicht zentral war die schon
sehr frithe Verankerung des Grundsatzes »Rehabilitation vor Rente« in der Gesetzgebung. So
wurde es bereits 1889 den Tragern der Rentenversicherung gesetzlich erméoglicht, Heilverfahren
zu ibernehmen, sobald Erwerbsunfahigkeit und Invalidenrente drohten. 1927 wurden gesetzli-
che Regelungen der Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung geschaften, die auch die
Beratung und Vermittlung Beschadigter als Aufgabenbereich umfassten.®

In den darauf folgenden Jahrzehnten wurde, abgesehen von der Zeit des Nationalsozialis-
mus, die Zielsetzung der Integration behinderter und von Behinderung bedrohter Menschen in
das Arbeitsleben und in die Gesellschaft immer zielstrebiger verfolgt. Dabei wurde konsequent
der Grundsatz moglichst frithzeitiger Intervention beachtet. Auch wurden positive Ansitze,
Erfahrungen und Beispiele aus einzelnen Sozialleistungsbereichen mehr und mehr in andere

Bereiche tibertragen.’

Die 1970er-Jahre — Geburtsstunde der »Selbsthilfefirmen«

Anfang der 1970er-Jahre kam es zu einer Zusammenfithrung der bis dahin entstandenen un-
terschiedlichen Ansitze und Traditionen der verschiedenen Rehabilitationstrager (u.a. Ren-
tenversicherungen, Krankenversicherungen, Bundesagentur fiir Arbeit). Es kam es zu einer
Angleichung der Sozialleistungen und zur Eingliederung (heute Teilhabe) fiir Menschen mit
Behinderung. Meilensteine dieser Entwicklungen waren die Ausdehnung des geschiitzten
Personenkreises auf alle schwerbehinderten Menschen unabhéngig von Art und Ursache der

6 Vgl. BMAS 2016, Seite 170f.
7 Vgl. ebenda, Seite 172.

10
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Behinderung und einheitliche Grundvorgaben fiir Werkstitten fiir behinderte Menschen,® die
wegen Art oder Schwere ihrer Behinderung nicht auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tatig sein
kénnen.®

Einige Jahre spiter kam es zur Geburtsstunde der heutigen Inklusionsbetriebe. Im Jahr 1979
wurde mit dem »Bericht iiber die Lage der Psychiatrie in der Bundesrepublik Deutschland -
Zur psychiatrischen und psychotherapeutischen / psychosomatischen Versorgung der Bevdl-
kerung« (Bundestagsdrucksachen 7/4200, 7/4201) ein zentraler Wendepunkt der deutschen
Gesundheits- und Sozialgeschichte eingeleitet. Darin wurden die Verhaltnisse im Bereich der
Psychiatrie als »elend« und »menschenunwiirdig« beschrieben. Als Reaktion darauf wurden
eine Expertenkommission geschaffen, Modellprogramme umgesetzt und Empfehlungen ausge-
sprochen, die eine Beendigung der Langzeithospitalisierung psychisch kranker Menschen mit
sich brachten. Im Zuge der Schlieflung grofler Anstalten wurde aber das Feld der beruflichen
Forderung und Beschiftigung der psychisch beeintrichtigen Menschen kaum beriicksichtigt.
Ehemalige PsychiatriepatientInnen hatten kaum Chancen am Arbeitsmarkt. Werkstitten fiir
behinderte Menschen stellten ebenfalls keine Alternative dar. Einerseits wurde die Aufnahme
der ehemaligen PsychiatriepatientInnen hiufig abgelehnt, andererseits bestand auch wenig In-
teresse von Seiten der Betroffenen, da das Angebot der Werkstitten als zu wenig anspruchsvoll
betrachtet wurde.!

Aus dieser Situation heraus entstanden erste Firmen, in denen Menschen ohne Beeintrach-
tigung gemeinsam mit psychisch beeintrichtigten Menschen, mit dem Ziel, diese aus der Nicht-
beschaftigung und Abhangigkeit von Sozialhilfe oder Erwerbsunfahigkeitsrente herauszuholen
und ihnen sozialversicherungspflichtige Beschiftigung zu bieten, arbeiten wollten. Diese sozia-
len Unternehmen, die nach den sozialen Kooperativen fiir ehemalige PsychiatriepatientInnen
in Triest und Norditalien gegriindet wurden, bezeichnete man damals als »Selbsthilfefirmen«.!
Die Selbsthilfefirmen wandten sich an die Hauptfiirsorgestellen mit dem Wunsch nach Unter-
stlitzung aus der Ausgleichsabgabe. Nach anfinglichem Widerstand flossen ab 1986 die ersten
Fordergelder.!? So konnten mit der Zeit immer mehr Selbsthilfefirmen gegriindet werden.

Nach dem Aufkeimen der ersten Selbsthilfefirmen setzte bald eine Phase der Erniichterung

ein. Die Firmengriinder verfiigten zumeist tiber ein gutes Fingerspitzengefiihl in der Arbeit mit

o

Eine Werkstitte fiir behinderte Menschen (WfbM) ist ein Instrument, um Teilhabe am Arbeitsleben von Menschen mit
Schwerbehinderung zu férdern. Im Vergleich zu Inklusionsbetrieben stellt es ein niederschwelligeres Instrument dar
und ist auf besonders betroffene Menschen mit Schwerbehinderung ausgerichtet. Ziel der Werkstatt ist es, die indivi-
duelle Leistungsfahigkeit der Beschéftigten zu entwickeln, wiederzugewinnen und so zu erhéhen, dass sie entweder in
der Werkstatt ein Mindestmaf3 an wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung erbringen oder sogar ins Erwerbsleben
eingegliedert werden kénnen. Insgesamt sind rund 300.000 Menschen mit Schwerbehinderung in einer WfbM be-
schaftigt. Die Arbeitsplitze sind arbeitsrechtlich betrachtet keine Beschaftigungsverhiltnisse des 1. Arbeitsmarktes. Das
monatliche Arbeitsentgelt betragt im Bundesdurchschnitt rund 180 Euro. Die Hohe der Arbeitsentgelte variiert - je
nach Werkstattkonzeption und Leistungsfahigkeit — und erreicht nur in Einzelféllen ein existenzsicherndes Niveau.
9 Vgl. BMAS 2016, Seite 172 ff.

10 Vgl. Freudenberg 2015, Seite 9f.

11 Vgl. Stadler 2015, Seite 291.

12 Vgl. Schneider 2005, Seite 23.
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der Zielgruppe und brachten haufig auch gute handwerkliche Vorerfahrungen mit. Was aber
oft fehlte, waren betriebswirtschaftliche Kenntnisse. Deshalb gerieten viele Selbsthilfefirmen
in wirtschaftliche Probleme. Etwa zur gleichen Zeit (1984) kam es zur Griindung der Freuden-
bergstiftung.® Diese forderte zunichst einige Selbsthilfefirmen, beschiftigte sich aber bald mit
der Frage, wie man das nétige betriebswirtschaftliche Know-how in die Firmen bringen konnte.
Es entstand die Idee, Selbsthilfefirmen durch Know-how in Form von Griinderberatung und
Vermittlung betriebswirtschaftlicher Kompetenz zu unterstiitzen. Realisiert wurde dies durch
die Griindung der FAF e. V. (Verein zur Férderung von Arbeitsinitiativen und Firmenprojek-
ten — FAF) durch die Freudenbergstiftung. Von Beginn an betrieb die FAF auch Lobbyarbeit
firr Inklusionsbetriebe, was bald zu der Griindung der Bundesarbeitsgemeinschaft Integra-
tionsfirmen (bag if) fithrte.

Beispiel - Die Selbsthilfefirma Dalke

Die Firma Dalke gGmbH mit Sitz in Giitersloh ist ein gutes Beispiel fiir den historischen
Ursprung der heutigen Inklusionsbetriebe. Der spitere Mitbegriinder der Dalke gGmbH
arbeitete selbst als Sozialarbeiter im begleitenden Dienst einer psychiatrischen Klinik. Die
Idee, eine Selbsthilfefirma zu griinden, wurde durch die Beobachtung getragen, dass es ei-
nige Betroffene gab, die voll leistungsfiahig und sehr motiviert waren zu arbeiten. Regelmé-
lige Arbeit, von der die Menschen unabhéngig von Sozialleistungen leben konnten, erschien
hier als beste Therapie.

Ziel war es nicht, ein Projekt oder eine Werkstatt fiir behinderte Menschen zu schaffen,
sondern ein richtiges Unternehmen, gekennzeichnet durch Normalitat mit sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitsplitzen und einem Einkommen, das dazu geeignet war, den Lebens-
unterhalt zu sichern und die bestehenden Ressourcen der MitarbeiterInnen zu nutzen und
zu férdern. Die beiden Griinder der Dalke gGmbH hatten eine berufliche Doppelqualifika-
tion: Rolf Simon als Kaufmann und Arbeitserzieher und Helmut Landwehr als Sozialarbeiter
und Schlosser. So entstand die Idee, ein Unternehmen im Bereich der Industriedienstleis-
tungen zu griinden.

Dafiir war es wichtig, Kapital fiir die Unternehmensgriindung von der offentlichen Hand
zu gewinnen. Obwohl das Interesse am Projekt von Seiten potenzieller Fordergeber (Arbeits-
amt, Hauptfiirsorgestelle, Sozialamt etc.) zunéchst sehr gering war, gelang es, 100.000 DM
in Form eines Griindungszuschusses durch das Ministerium fiir Arbeit, Gesundheit und So-
ziales in Diisseldorf zu erhalten. Dann gelang der néchste wichtige Mosaikstein: Ein grofler
Giitersloher Haushaltswarenhersteller schenkte dem Unternehmen Vertrauen und vergab
einen Auftrag fiir eine neue Trocknergeneration eine Baugruppe vorzumontieren. 1981 be-

gann schlieSlich in einer leerstehenden angemieteten Kirche die Arbeit fiir die ersten sechs

13 Schwerpunkte der Freudenbergstiftung waren: Bildungsforderung benachteiligter Kinder und Jugendlicher, Integra-
tion von MigrantInnen und kulturellen Minderheiten, Forderung demokratischer Kultur.
14 Vgl. Freudenberg 2015, Seite 13.
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Mitarbeiter. Eine der ersten Selbsthilfefirmen Deutschlands war geboren. Bereits Ende des-
selben Jahres konnte man die MitarbeiterInnenanzahl auf 14 erhohen. Heute hat die Firma
DALKE tiber 6o MitarbeiterInnen, produziert an zwei Standorten und macht dabei einen

Umsatz von rund 2,5 Millionen Euro pro Jahr.

Die Jahrtausendwende — Der Paradigmenwechsel hin zur
selbstbestimmten Teilhabe am gesellschaftlichen Leben

Abseits des Entstehens der Selbsthilfefirmen wurden Forderungen immer lauter, Rechtsvor-
schriften zur Eingliederung von Menschen mit Behinderung einheitlich und in tibersichtli-
cher Form zusammenzufassen und in das Sozialgesetzbuch aufzunehmen. Getragen wurde die
Weiterentwicklung des Behindertenrechts auch durch ein verandertes Selbstverstdndnis von
Menschen mit Behinderung, das einen Paradigmenwechsel in der Behindertenpolitik einlduten
sollte. Fiir Menschen mit Behinderung gibt es in Deutschland seit 1994 ein eigenes Grundrecht
in Art.3 Abs. 3 Satz2 des deutschen Grundgesetzes: »Niemand darf wegen seiner Behinderung
benachteiligt werden«. Diese Entwicklung miindete schlief3lich im Jahr 2000 in einem inter-
fraktionellen Entschlieffungsantrag, der darauf abzielte, die Prinzipien Fiirsorge und Versor-
gung durch die Pramisse der selbstbestimmten Teilhabe am gesellschaftlichen Leben abzulésen.
Gelingen sollte dies durch ein einheitliches und tibersichtliches Sozialgesetzbuch IX, welches
schlieSlich 2001 in Kraft trat.’® Mit dem SGBIX wurde das Ziel verfolgt, das Rehabilitations-
recht auf Basis eines gemeinsamen Rechts und einer einheitlichen Praxis der Rehabilitation und
der Behindertenpolitik biirgerndher und effizienter zu gestalten. Es zielte darauf ab, Menschen
mit Behinderung und von Behinderung bedrohten Menschen zu ermdglichen, eigene Belange
so weit wie moglich selbst und eigenverantwortlich zu gestalten.1®

Der Erfolg der Inklusionsbetriebe fithrte 2001 dazu, dass diesem Modell im Rahmen des
neu geschaffenen SGBIX ein gesetzlicher Auftrag im Feld der beruflichen Teilhabe durch
§132ff. SGBIXY erteilt wurde. Durch die gesetzliche Formulierung wurden die bereits beste-
henden Selbsthilfe- und Integrationsfirmen als »am Markt titige Integrationsunternehmen,
-betriebe und -abteilungen« begrifflich erfasst. Als Uberbegriff wurden diese unterschiedlichen
Formen als »Integrationsprojekte« bezeichnet. Dieser Umstand wurde von VertreterInnen von
Inklusionsbetrieben kritisch gesehen,'® da der Begriff »Projekt« grundsitzlich fiir eine befristete
Aktivitat steht. Umgekehrt stellt es aber ein Kerncharakteristikum von Inklusionsbetrieben dar,
keine zeitliche Befristung aufzuweisen, und die darin geschaffenen Arbeitsplitze fiir Menschen

mit Behinderung sind grundsitzlich auf Dauer angelegt.

15 Vgl. BMAS 2016, Seite 174ft.

16 Vgl. ebenda, Seite 178.

17 Aktuell findet sich die entsprechende Gesetzesstelle unter §215 ff. SGBIX.
18 Vgl. Stadler 2015, Seite 30.
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2006 wurde die UN-Behindertenkonvention verabschiedet und 2009 in Deutschland ra-
tifiziert. Sie brachte eine Konkretisierung der universellen Menschenrechte fiir die speziellen
Bediirfnisse und Lebenslagen von Menschen mit Behinderung. Der Fokus liegt dabei auf In-
klusion als durchgéngigem Handlungsprinzip. Ziel ist es, dass Menschen mit und ohne Behin-
derung gemeinsam und selbstbestimmt zusammenleben. Dieser Grundsatz gleichberechtigter
Teilhabe bedeutet in der Umsetzung gleiche Qualitat und Standards in allen Lebensbereichen
wie fiir Menschen ohne Behinderung, was durch eine dem individuellen Bedarf und der jewei-
ligen Lebenssituation angepasste Unterstiitzungsleistung erreicht werden kann.”

Mit Blick auf das Ziel einer vollwertigen Teilhabe am Arbeitsleben im Sinne der UN-Be-
hindertenrechtskonvention befindet sich Deutschland auf einer Zwischenetappe. Hier stellt
das neue Bundesteilhabegesetz, das in mehreren Stufen ab 1.1.2018 in Kraft tritt, aus ExpertIn-
nensicht eine Verbesserung dar, wenn es um die gleichberechtigte Teilhabe am Arbeitsleben
geht. Das bislang in einigen Bundeslandern in Form von Modellprojekten erprobte »Budget fiir
Arbeit«?® wird damit bundesweit umgesetzt.?! Es handelt sich dabei um ein individualisiertes
personenbezogenes Budget. Menschen mit Anspruch auf einen Werkstattplatz konnen durch
das Budget fiir Arbeit bis zu 75 Prozent der Lohnkosten zu einem Arbeitgeber auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt mitnehmen. Da die Arbeitsverhiltnisse in Inklusionsbetrieben recht-
lich jenen in konventionellen Unternehmen gleichgestellt sind (tarifvertragliche Entlohnung,
sozialversichert), kann das Budget fiir Arbeit auch fiir eine Beschiftigung in einem Inklusi-
onsbetrieb geniitzt werden. Diese {ibernehmen aktuell bereits eine wichtige Briickenfunktion
zwischen Werkstitten fiir behinderte Menschen und dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Konkret
bedeutet dies fiir Inklusionsbetriebe, dass sie bis zu 75 Prozent Lohnkostenzuschuss als Min-
derleistungsausgleich und fiir Anleitung und Begleitung am Arbeitsplatz erhalten konnen. Das
ist wesentlich mehr als bei »(...) ganz normalen erwerbsfihigen schwerbehinderten arbeitslosen
Menschen«,?> wo diese Nachteilsausgleiche bei rund 30 Prozent liegen.

Weitere wichtige Anderungen durch das neue Bundesteilhabegesetz fiir Inklusionsbetriebe
sind eine Erhohung der Mindestquote an Beschiftigten mit Schwerbehinderung von 25 auf
30 Prozent, zusitzliche Aufgaben im Bereich der Gesundheitsférderung sowie eine Anderung
in der Namensgebung. Durch das neue Bundesteilhabegesetz wurde die davor bestehende Be-
zeichnung »Integrationsprojekt« durch den Begriff »Inklusionsbetrieb« ersetzt.

Kritisch betrachtet werden Neuerungen, die den Zugang von Menschen mit psychischer
Erkrankung zu Inklusionsbetrieben regeln. Bislang konnten nur Personen mit anerkannter
Schwerbehinderung oder diesen gleichgestellte Personen einen geforderten Arbeitsplatz in
einem Inklusionsbetrieb erhalten. Im Personenkreis der Menschen mit psychischer Behinde-
rung gibt es viele Menschen, die aus Angst vor Stigmatisierung vor der Beantragung der An-

19 Vgl. BMAS 2016, Seite 178f.

20 Vgl. Bundesteilhabegesetz (BHTG) Artikel 1, §61 SGBIX.
21 Vgl. Baur 2015, Seite 144.

22 Claudia Rustige, bag if (Interview).
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erkennung dieses Status zuriickschrecken und deshalb auch keine Moglichkeit haben, einen
geforderten Arbeitsplatz zu erhalten. Dieser Umstand wurde durch die Erweiterung der Ziel-
gruppe um Menschen mit psychischen Erkrankungen und von Behinderung bedrohten Men-
schen grundsatzlich beseitigt. Problematisch ist aus Sicht der bag if jedoch, dass entsprechend
dem Gesetz fiir die Finanzierung dieser Arbeitsplitze der zustdndige Rehabilitationstriger ver-
antwortlich ist (Rentenversicherungen, Bundesagentur fiir Arbeit). Die Rehabilitationstriager
haben aber aktuell kein in Frage kommendes Leistungsgesetz, das dauerhaft Nachteile aus-
gleicht, sondern die zur Verfiigung stehenden Instrumente sind allesamt befristet ausgestal-
tet. Deshalb hat sich die Situation dieser Personengruppe durch die Neuerung im Gesetz im
Grunde nicht verbessert, und es ist aus Sicht der bag if deshalb auch kein Beschiftigungseffekt

in dieser Gruppe zu erwarten.?

23 Claudia Rustige, bag if (Interview).
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2 Rechtliche Grundlage der
Inklusionsbetriebe

Inklusionsbetriebe sind als Instrument zur Forderung der Teilhabe von Menschen mit Be-
hinderung am Arbeitsleben im Rahmen des Sozialgesetzbuches IX gesetzlich verankert. In
§§ 215 ff. SGBIX wird definiert, was Inklusionsbetriebe sind und fiir welche Zielgruppen das
Instrument geschaffen wurde (§ 215 SGBIX), welche Aufgaben dieser Unternehmenstyp tiber-
nehmen muss (216 SGBIX) und welche finanziellen Leistungen Inklusionsbetriebe erhalten
konnen (§ 217 SGBIX).24

Gesetzliche Definition von Inklusionsbetrieben (§215 SGBIX)

Inklusionsbetriebe sind rechtlich und wirtschaftlich selbstdndige Unternehmen oder un-
ternehmensinterne oder von offentlichen Arbeitgebern gefiihrte Betriebe oder Abteilungen
zur Beschiftigung schwerbehinderter Menschen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, deren
Teilhabe an einer sonstigen Beschiftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aufgrund von
Art oder Schwere der Behinderung oder wegen sonstiger Umstande voraussichtlich trotz
Ausschopfens aller Fordermoglichkeiten und des Einsatzes von Integrationsfachdiensten
auf besondere Schwierigkeiten stof3t. Inklusionsbetriebe beschiftigen mindestens 30 Prozent
schwerbehinderte Menschen. Der Anteil der schwerbehinderten Menschen soll in der Regel
50 Prozent nicht iibersteigen.

Wie aus § 215 SGB IX hervorgeht, gibt es zwei grundsitzliche Varianten bei der Umsetzung
eines Inklusionsbetriebes: einerseits die Umsetzung als rechtlich und wirtschaftlich selbstan-
diges Unternehmen und andererseits die Umsetzung als unternehmensinterner oder von

offentlichen Arbeitgebern gefiihrter Betrieb oder Abteilung.

24 Im Zuge der Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes 2017 werden dadurch die entsprechenden Paragraphen §§ 132 fF.
des SGBIX unter geringfiigiger Anderung abgeldst. Da zu Studienabschluss noch keine neuen Empfehlungen der
Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsaimter und Hauptfiirsorgestellen (BIH) zur Umsetzung der leicht ad-
aptierten Gesetzesgrundlage existieren, wird in der vorliegenden Studie auf die Empfehlungen zur Férderung von
Integrationsprojekten nach §§ 132 ff. Sozialgesetzbuch Bezug genommen.
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Was genau darunter zu verstehen ist, wird in den Empfehlungen der Bundesarbeits-
gemeinschaft der Integrationsimter und Hauptfiirsorgestellen zur Férderung von Inklu-
sionsbetrieben niher beschrieben:?® »Inklusionsbetriebe, die als Unternehmen gefiihrt
werden, sind demnach auf Dauer angelegte rechtlich und wirtschaftlich selbstindige Or-
ganisationen mit erwerbswirtschaftlicher Zielsetzung. Hinsichtlich der Organisationsform
miissen Integrationsunternehmen in der Rechtsform der Einzelkaufleute, Personengesell-
schaften oder Kapitalgesellschaften betrieben werden. Nach den Regeln des Handels- und
Gesellschaftsrechts sind sie buchfiithrungspflichtig und haben ihre Gewinne und Verluste
auszuweisen. Eine erwerbswirtschaftliche Zielsetzung wird durch den Status der Gemein-
nitzigkeit des Unternehmens (§ 52 Abgabenordnung - AO) oder, wenn Inklusionsbetriebe
Mafinahmen der Qualifikation, Rehabilitation oder Vorbereitung der Integration von
schwerbehinderten Menschen oder anderer Zielgruppen durchfithren, nicht ausgeschlos-
sen. Eine Abweichung von der notwendigen erwerbswirtschaftlichen Zielsetzung wird u. a.
dann angenommen, wenn die Personalkostenférderung aller Beschiftigten eines Inklusi-
onsbetriebes aus 6ffentlichen Mitteln die durch die wirtschaftliche Betdtigung erzielten
Umsitze deutlich iibersteigt.

Unternehmensinterne Integrationsbetriebe und -abteilungen sind rechtlich unselbstan-
dige Betriebe oder Betriebsabteilungen von Unternehmen bzw. 6ffentlichen Arbeitgebern,
die selbst nicht Integrationsunternehmen sind, mit den oben genannten Merkmalen. Da In-
klusionsbetriebe Bestandteil des allgemeinen Arbeitsmarktes und Teilnehmer am reguldren
Wirtschaftswettbewerb sind, konnen unternehmensinterne Integrationsbetriebe und -abtei-
lungen daher in der Regel nur geférdert werden, wenn sie von Wirtschaftsunternehmen im
Sinne des Handels-, Wirtschafts- und Wettbewerbsrechts oder von 6ffentlichen Arbeitgebern
gegriindet bzw. gefithrt werden. Wohlfahrtsverbdnde, gemeinniitzige Vereine, Stiftungen,
Sonder- oder Rehabilitationseinrichtungen und andere Organisationen, die ausschlieflich
gemeinniitzige, wohltétige oder rehabilitative Zwecksetzungen verfolgen und keine im Wett-
bewerb mit anderen Anbietern von Produkten und Dienstleistungen stehenden gewerbli-
chen Titigkeiten ausfithren, konnen daher innerhalb dieses Organisationsrahmens keine
forderfahigen Integrationsbetriebe/-abteilungen im Sinne des § 132 Abs.1 SGBIX?® griinden

bzw. fithren.«%

25 Vgl. Empfehlungen der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsdmter und Hauptfiirsorgestellen (BIH) zur For-
derung von Integrationsprojekten nach §§ 132 ff. Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGBIX), Download unter www.
gib.nrw.de/service/downloaddatenbank/bih-empfehlungen [10.5.2017].

26 Wihrend der Erstellung der Studie trat das neue Bundesteilhabegesetz in Kraft, wodurch es u.a. zu einer Umgestaltung
des SGBIX kam. Die entsprechenden Gesetzesstellen sind aktuell unter § 215 ff. SGBIX zu finden.

27 Der Status der Gemeinniitzigkeit und die damit verbundene fehlende Gewinnerzielungsabsicht allein stehen aller-
dings einer Forderung als Integrationsbetrieb bzw. Integrationsabteilung nicht entgegen. Ausnahmsweise kann eine
gemeinniitzige Organisation, die die Rechtsform einer gGmbH hat, einen Integrationsbetrieb bzw. eine Integrationsab-
teilung griinden bzw. fithren, wenn die gGmbH selbst erwerbswirtschaftlich titig ist und im Wettbewerb mit anderen
Anbietern von Dienstleistungen und Produkten steht, sowie der/ die im Rahmen der gGmbH zu griindende bzw. zu
fithrende Integrationsbetrieb / Integrationsabteilung ausschliefllich erwerbswirtschaftlich und als Marktteilnehmer
tatig werden soll bzw. tatig ist.
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Zielgruppen von Inklusionsbetrieben (§215 SGBIX)

Die Zielgruppe von Inklusionsbetrieben umfasst:

1.

schwerbehinderte Menschen mit geistiger oder seelischer Behinderung oder mit einer
schweren Korper-, Sinnes- oder Mehrfachbehinderung, die sich im Arbeitsleben beson-
ders nachteilig auswirkt und allein oder zusammen mit weiteren vermittlungshemmenden
Umstdnden die Teilhabe am allgemeinen Arbeitsmarkt auferhalb eines Inklusionsbetriebes
erschwert oder verhindert;

schwerbehinderte Menschen, die nach zielgerichteter Vorbereitung in einer Werkstatt fiir
behinderte Menschen oder in einer psychiatrischen Einrichtung fiir den Ubergang in einen
Betrieb oder eine Dienststelle auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in Betracht kommen und
auf diesen Ubergang vorbereitet werden sollen;

schwerbehinderte Menschen nach Beendigung einer schulischen Bildung, die nur dann
Aussicht auf eine Beschiftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt haben, wenn sie zuvor
in einem Inklusionsbetrieb an berufsvorbereitenden Bildungsmafinahmen teilnehmen und
dort beschiftigt und weiterqualifiziert werden, sowie

schwerbehinderte Menschen, die langzeitarbeitslos im Sinne des §18 SGBIII sind.

Auf die oben angefithrten Quoten zur Beschiftigung schwerbehinderter Menschen wird auch

die Anzahl der psychisch kranken beschiftigten Menschen angerechnet, die behindert oder von

Behinderung bedroht sind und deren Teilhabe an einer sonstigen Beschéftigung auf dem allge-

meinen Arbeitsmarkt aufgrund von Art oder Schwere der Behinderung oder wegen sonstiger

Umsténde auf besondere Schwierigkeiten stof3t.

Der Begriff der Schwerbehinderung im deutschen Sozialrecht

Menschen gelten nach deutschem Recht als schwerbehindert, wenn bei ihnen ein Grad der
Behinderung von wenigstens 50 vorliegt (§ 2 SGBIX Abs. 2). Die Feststellung und Anerken-
nung des Status »schwerbehindert« erfolgt durch die zustdndigen Versorgungsdmter auf
Landerebene.

Dem Status der Schwerbehinderung gleichgestellt sind dariiber hinaus Menschen mit
Behinderung mit einem Grad der Behinderung von weniger als 50, aber wenigstens 30,
wenn sie infolge ihrer Behinderung ohne die Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz
nicht erhalten oder nicht behalten konnen (§ 2 SGB IX Abs. 2). Die Anerkennung des Status
der »Gleichstellung« erfolgt durch die Bundesagentur fiir Arbeit. Gleichgestellte Perso-
nen kénnen dieselben Leistungen in Anspruch nehmen wie Personen mit anerkannter
Schwerbehinderung. Auch konnen gleichgestellte Personen auf gesetzlich vorgeschriebene
Beschiftigungsquoten fiir Menschen mit Schwerbehinderung angerechnet werden. Fir
konventionelle Unternehmen bedeutet dies, dass sie mit gleichgestellten MitarbeiterIn-
nen die Pflichtquote zur Beschiftigung von Menschen mit Schwerbehinderung erfiillen

konnen und somit keine Ausgleichsabgabe zahlen miissen. Auch bei Inklusionsbetrieben
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werden gleichgestellte Personen auf die Beschiftigungsquote von Menschen mit Schwer-

behinderung angerechnet.

Aufgaben von Inklusionsbetrieben (§216)

Die Inklusionsbetriebe bieten den schwerbehinderten Menschen Beschiftigung, Mafinahmen
der betrieblichen Gesundheitsforderung und arbeitsbegleitende Betreuung an, soweit erfor-
derlich auch Mafinahmen der beruflichen Weiterbildung oder Gelegenheit zur Teilnahme an
entsprechenden auflerbetrieblichen Mafinahmen. Dariiber hinaus sollen Inklusionsbetriebe
Unterstiitzung bei der Vermittlung in eine sonstige Beschiftigung in einem Betrieb oder einer
Dienststelle auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt sowie geeignete MafSnahmen zur Vorbereitung

auf eine Beschiftigung in einem Inklusionsbetrieb anbieten.

Finanzielle Leistungen an Inklusionsbetriebe (§217)

Inklusionsbetriebe konnen aus Mitteln der Ausgleichsabgabe Leistungen fiir Aufbau, Erwei-
terung, Modernisierung und Ausstattung einschlief3lich einer betriebswirtschaftlichen Bera-
tung und fiir besonderen Aufwand erhalten (eine detaillierte Beschreibung der finanziellen
Forderungen fiir Inklusionsbetriebe erfolgt in Kapitel 4 dieser Studie). Finanzielle Leistungen
fiir MitarbeiterInnen mit einer psychischen Beeintrachtigung erfolgen nicht aus Mitteln der
Ausgleichsabgabe, sondern durch die zustindigen Rehabilitationstrager.?®

28 Vgl. §217 Abs.2 SGBIX.
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3 Die Umsetzung von Inklusionsbetrieben
in der Praxis

Inklusionsbetriebe sind Marktteilnehmer am freien Markt. Sie nehmen am normalen Wirt-
schaftsleben teil und erreichen ihre Kostendeckung tiberwiegend tiber den Markt durch den
Verkauf von Dienstleistungen und Produkten. KundInnen von Inklusionsbetrieben sind ge-
werbliche Betriebe, Endverbraucher, Gesellschafter des Inklusionsbetriebes oder verbundene
Einrichtungen sowie Kommunen und dffentliche Einrichtungen.?® Was Inklusionsbetriebe von
anderen Wirtschaftsunternehmen unterscheidet, ist ihr besonderer sozialer Auftrag. Sie zeich-
nen sich durch einen besonders hohen Anteil an Beschéftigten mit Schwerbehinderung aus.
Um den Status als Inklusionsbetrieb erhalten zu kénnen, miissen sie eine Beschaftigungsquote
der Zielgruppe von 30 Prozent erreichen.

Gesetzlich verankert ist dabei auch ein Hochstanteil von 50 Prozent. Dieser Hochstanteil wurde
vom Gesetzgeber vorgegeben, um die Marktfahigkeit von Inklusionsbetrieben zu sichern.?® In der
Praxis liegt bei vielen Inklusionsbetrieben der Anteil von Menschen mit Schwerbehinderung aber
tiber 50 Prozent. Dies wird durch die zustiandigen Integrationsamter auch zugelassen, wenn diese
Inklusionsbetriebe nachweisen, dass sie auch mit einem hoheren Anteil der Zielgruppe an der
Belegschaft erfolgreich wirtschaften konnen. Welcher Anteil an Beschiftigten aus der Zielgruppe
geeignet ist, ist auch abhéngig von der Branche, in der der Inklusionsbetrieb titig ist. So stellt aus
Sicht eines interviewten Geschaftsfithrers eines Inklusionsbetriebes ein Anteil von 50 Prozent in
der Gastronomie einen hohen Wert dar, weil es aufgrund der Erfordernisse der Tétigkeit und
vom Anleitungsaufwand bei der Arbeit mit Menschen mit Behinderung ein sehr aufwendiges
Geschaftsfeld darstellt. In anderen Branchen, wie z.B. der Gebaudereinigung, wird ein Anteil
an Menschen mit Schwerbehinderung von tiber 50 Prozent als nicht problematisch betrachtet.!

Die Arbeitsplatze fiir Menschen mit Behinderung in Inklusionsbetrieben sind rechtlich be-
trachtet Arbeitsplatze am 1. Arbeitsmarkt. Beschiftigte mit Schwerbehinderung haben alle Rechte
und Pflichten eines Arbeitnehmers/einer Arbeitnehmerin am 1. Arbeitsmarkt, sind unbefristet
beschiftigt mit einer tarifvertraglichen bzw. ortstiblichen Entlohnung, die in den meisten Fallen

29 Vgl. Stadler 2015, Seite 36f.
30 Vgl. ebenda, Seite 31.
31 Frank Jeromin, Mosaik Unternehmensverbund (Interview).
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tiber dem Mindestlohn liegt.>> Allerdings ist die Schaffung und Erhaltung dieser Arbeitsplitze von
entsprechenden Fordermaglichkeiten abhingig, was ein typisches Merkmal des 2. Arbeitsmark-
tes darstellt. Die in Inklusionsbetrieben beschiftigten MitarbeiterInnen mit Schwerbehinderung
verfiigen tiber ein Leistungspotenzial, das das notwendige Leistungsvermdgen fiir die Tétigkeiten
in Werkstitten fiir behinderte Menschen tibersteigt. Um ihr Leistungsvermogen in der Arbeit
abrufen zu kénnen, benétigen diese Menschen aber inklusionsgerechte Arbeitsstrukturen, die in
normalen Wirtschaftsunternehmen am allgemeinen Arbeitsmarkt nur sehr selten gegeben sind.
Diese Liicke schliefen Inklusionsbetriebe und nehmen dadurch auch eine Briickenfunktion zwi-
schen dem Bereich der Werkstitten fiir behinderte Menschen und Unternehmen am allgemeinen
Arbeitsmarkt ein.*® Sie bieten Arbeitsplétze, die von der Anforderung der Arbeitsaufgaben einem
Arbeitsplatz am 1. Arbeitsmarkt entsprechen, bieten dabei aber ein Arbeitsumfeld, das Riicksicht
auf die besonderen Bediirfnisse der Zielgruppe nimmt. Durch das Zulassen unterschiedlicher
Entwicklungsgeschwindigkeiten, die Anpassung von Arbeitsprozessen und bedarfsorientierte
Begleitung und Unterstiitzung am Arbeitsplatz bieten sie Arbeitsplétze, die nachhaltig durch
Menschen mit Schwerbehinderung eingenommen werden konnen. Dadurch schaffen sie auch
die Rahmenbedingungen fiir individuelle Entwicklungsprozesse, die unter Umstidnden in eine
erfolgreiche Vermittlung in ein konventionelles Unternehmen miinden konnen.

Dabei geht es aber nicht um ein »Creaming« (Bestenauslese) durch Inklusionsbetriebe. Ar-
beitsplatze in Inklusionsbetrieben sind nicht nur den leistungsstirksten Menschen mit Schwer-
behinderung vorbehalten. Vielmehr sollen die Arbeitsplitze von Menschen eingenommen
werden, die aufgrund ihrer Behinderung am Arbeitsmarkt kaum Chancen auf regulire Beschaf-
tigung haben, aber sich in Inklusionsbetrieben, aufgrund inklusionsgerechter Strukturen am Ar-
beitsplatz, weiterentwickeln und einen Beitrag zum wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens
leisten konnen: »Integrationsunternehmen sind >Spezialistenc fiir die inklusive Beschéftigung
spezieller Personengruppen, zum Beispiel Menschen mit geistiger und seelischer Behinderung
sowie fiir Uberginger aus Werkstitten fiir behinderte Menschen.«

Menschen mit Schwerbehinderung werden nicht nur als Hilfskrafte herangezogen. Das
Anlernen bzw. die Ausbildung von Menschen mit Schwerbehinderung sind in vielen Inklusi-
onsbetrieben ein wichtiges Thema. Hier gibt es auch fiir Menschen mit geistiger Behinderung
Maoglichkeiten, eine Berufsausbildung zu absolvieren. Dafiir gibt es spezielle Ausbildungspro-
gramme, bei denen der Anteil an theoretischen Lerninhalten sehr stark reduziert ist. Ein Bei-
spiel ist die Ausbildung zur/zum Fachgehilfin / Fachgehilfen in der Gastronomie. Diese Ausbil-
dung hat zwar nicht dasselbe Niveau, wie z. B. Koch/Kdchin oder Restaurantfachfrau/-mann,
stellt aber eine Berufsausbildung dar und erméglicht so fiir die Beschiftigten einen hoheren
Verdienst als blof3e Hilfstétigkeiten.?

32 Vgl. Stadler 2015, Seite 31f.

33 Vgl. BIH 2014, Seite 157.

34 Stadler 2015, Seite 33.

35 Frank Jeromin, Mosaik Unternehmensverbund (Interview).
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Die Aufgaben und Tatigkeiten, die von Inklusionsbetrieben bzw. von den MitarbeiterInnen
mit Behinderung iibernommen werden, haben sich im Laufe der Zeit weiterentwickelt. Waren
die Tatigkeitsbereiche frither hiufig durch besonders simple Arbeitsvorgidnge wie einfache
Verpackungs- und Montagearbeiten dominiert, sind die Arbeitsaufgaben heute sehr vielfiltig
und durchaus von hohen Anforderungen gekennzeichnet. Dabei werden immer wieder neue
Geschiftsbereiche in Angriff genommen, und es wird nach Einsatzmoglichkeiten fiir Menschen
mit Behinderung gesucht.3

Welche Einsatzmoglichkeiten bzw. Arbeitsbereiche fiir Menschen mit Schwerbehinderung
geeignet sind, ldsst sich nur schwer allgemein beantworten. Vielmehr kommt es auf die indi-
viduellen Ressourcen der MitarbeiterInnen an. Auf Basis eines so genannten Anforderungs-
und Fahigkeitsprofils, das Anforderungen eines Arbeitsplatzes den jeweiligen Fihigkeiten und
Kompetenzen von Beschiftigten gegeniiberstellt, wird abgeschatzt, inwiefern Anpassungen des
Arbeitsplatzes, Schulungen oder psychosoziale Betreuung notwendig sind:¥ »Man muss die
Leute dort abholen, wo sie stehen, ich kinnte jetzt kein Generalrezept nennen.« (Frank Jeromin,
Mosaik Unternehmensverbund)

Grundsitzlich stehen MitarbeiterInnen mit Schwerbehinderung in Inklusionsbetrieben
auch hohere Positionen im Unternehmen offen. In einem lange bestehenden Inklusionsbetrieb
gibt es schon mehrere Beispiele von MitarbeiterInnen mit Behinderung, denen der berufliche
Aufstieg gelungen ist. Auch die oberste Fithrungsebene steht grundsitzlich fiir Menschen mit
Schwerbehinderung offen, besteht in der Praxis aber zumeist aus Menschen ohne Schwerbe-
hinderung. Ein interviewter Geschaftsfithrer halt hier aber fest, dass es bei Leitungsfunktionen
oder der Geschiftsfithrung von Inklusionsbetrieben wichtig ist, dass die personlichen Kompe-
tenzen und nicht der Status der Schwerbehinderung fiir die Stellenbesetzung ausschlaggebend
sind. So sieht er beispielsweise Menschen mit kognitiven Einschrankungen fiir die Funktion der
Geschiftsfiihrung aufgrund der vielfiltigen und hohen Anforderungen als wenig geeignet.

Inklusionsgerechte Arbeitsstrukturen

Inklusionsbetriebe befinden sich in Konkurrenz zu anderen Wirtschaftsunternehmen, die keine
spezielle Inklusionsfunktion tibernehmen und héufig auch nicht die gesetzlich vorgeschriebene
Pflichtquote fiir die Beschiftigung von Menschen mit Behinderung erfiillen. In diesem Umfeld
der Konkurrenz zu anderen Wirtschaftsunternehmen stellt sich v.a. die Inklusion von Menschen
mit geistigen oder psychischen Behinderungen als grof3e Herausforderung dar. Bei diesen Behin-
derungsformen ist es haufig nicht méglich, die geminderte Leistungsfahigkeit durch technische
Anpassungen des Arbeitsplatzes bzw. den Einsatz von Assistenztechnologien auszugleichen. Um

36 Vgl. Prantl 2015, Seite 23f.
37 Vgl. Gredig 2015, Seite 56 f.
38 Frank Jeromin, Mosaik Unternehmensverbund (Interview).
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den Bediirfnissen dieser Zielgruppen gerecht zu werden, bedarf es spezifischer Arbeitsstruktu-
ren und Arbeitsumfelder. Inklusionsbetriebe sind daher téglich mit der Herausforderung kon-
frontiert, den Spagat zwischen den sozialen und wirtschaftlichen Zielsetzungen zu meistern.*

Im Grunde machen hier Inklusionsbetriebe nichts, was nicht auch Unternehmen ohne
spezifischen Inklusionsauftrag bei der MitarbeiterInnenfithrung anzuraten wire. Sie schenken
dem Thema »Gesundheitsfordernde Arbeitsstrukturen und gesundheitsforderndes Arbeitsum-
feld« besonders viel Aufmerksamkeit. Dabei geht es aber nicht nur um ein Wollen sondern
auch um ein Kénnen. Da historisch betrachtet die ersten Inklusionsbetriebe (Selbsthilfefirmen)
héufig von sozialpsychiatrisch orientieren Tragervereinen und Institutionen als Ergdnzung zu
Nachsorgeangeboten gegriindet wurden, konnte das vorhandene psychiatrische und sozialpa-
dagogische Fachwissen sehr gut genutzt werden, um die psychisch kranken MitarbeiterInnen
zu begleiten und zu unterstiitzen.*’ Auch heute werden Inklusionsbetriebe hiufig von Tragern
gegriindet, die bereits Erfahrung in der Arbeit mit den Betroffenen und den speziellen Bediirf-
nissen der jeweiligen Zielgruppe aufweisen.

Das Fundament inklusionsgerechter Arbeitsstrukturen und Prozesse ist eine entsprechende
Unternehmenskultur, die durch den Grundsatz eines riicksichtsvollen, offenen und fairen Mit-
einander der MitarbeiterInnen gepragt sein sollte.*! Auch das Prinzip » Agieren auf Augenhohe«
ist aus Sicht eines interviewten Geschiftsfiihrers ein wichtiger Aspekt in der Zusammenarbeit
mit der Zielgruppe. Wichtig ist dabei etwa, dass zwar auf die besonderen Bediirfnissen der Mit-
arbeiterInnen Riicksicht genommen wird, gleichzeitig der Aspekt »Behinderung« nicht in den
Vordergrund geriickt wird. Dies duflert sich auch auf sprachlicher Ebene. So wird in Inklusions-
betrieben intern haufig von »ZielgruppenmitarbeiterInnen« und nicht von MitarbeiterInnen
mit einer Behinderung gesprochen.

Fiir den Umgang mit MitarbeiterInnen in Inklusionsbetrieben kdnnen sozialethische Leitli-
nien der Unternehmensfithrung als grundlegende Handlungsorientierung betrachtet werden.?
Eine entsprechende Unternehmenskultur, die zu nachhaltiger Beschiftigung von Mitarbeiter-
Innen, egal ob mit oder ohne (psychischer) Beeintrichtigung, beitrégt, sollte auf den Prinzipien
Transparenz, Partizipation und Normalisierung beruhen.

Hinsichtlich der Arbeitsprozesse ist es wichtig, den zeitlichen Druck in der Arbeit nach
Moglichkeit zu reduzieren und individuelle Entwicklungsgeschwindigkeiten zuzulassen. Der
fachliche Druck, also eine gewisse Qualitét bei der Arbeitsverrichtung zu erreichen, ist dagegen
wie in der freien Wirtschaft gegeben.** Aus der Erfahrung in der Fithrung von Inklusionsbe-
trieben erscheinen dariiber hinaus die in Tabelle 1 angefiihrten Aspekte und Strategien wichtig
fiir ein die psychische Gesundheit forderndes Arbeitsumfeld. Diese wurden in bzw. mit Unter-
nehmen entwickelt, die speziell Menschen mit psychischen Beeintrachtigungen beschiftigen.

39 Vgl. Prantl 2015, Seite 24.

40 Vgl. Gredig 2015, Seite 55.

41 Vgl. ebenda, Seite 52.

42 Vgl. Schwendy 2004, Seite 17f.

43 Frank Jeromin, Mosaik Unternehmensverbund (Interview).
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Tabelle 1: Strategien und Aspekte fiir den Umgang mit psychisch beeintréchtigten
Mitarbeiterinnen

Soziale Beziehungen

Kolleglnnen * Respektvoller Umgang
» Akzeptanz des »Andersseins«
« Verlasslichkeit
« Stabile Beziehungen (feste Ansprechpartnerinnen, Mentorin)

Vorgesetzte » Kooperativer Fuhrungsstil
« Unterstlitzung in Problemsituationen
» Moglichkeiten der Weiterentwicklung geben (férdern und fordern)

Arbeitsorganisation

Arbeitszeit « Tageszeitliche Leistungsschwankungen beriicksichtigen

Arbeitsablauf + Bei Bedarf angepasste Pausenregelungen
« Arbeitsspezifische Vorbesprechungen (téglich bzw. wéchentlich)
+ Auswirkungen von Medikamenten (z.B. Depotpraparate) beriicksichtigen
« ArbeitsmaRig bedingte Stressmomente analysieren und Ablaufe entsprechend
anpassen

Kommunikation/Kooperation ~ « Kommunikation und Kooperation férdern (Feedback geben)
« Eindeutige Kommunikation
* Transparente Hierarchien

Arbeitsinhalt und Arbeitsaufgabe

Vollstandigkeit der Aufgabe « Aufgaben und Anforderungen gut strukturiert und tberschaubar gestalten

Abwechslungsreichtum « Unter Berticksichtigung individueller Erfordernisse abwechslungsreiche oder
routinemaRige Tatigkeiten ermdglichen
* Individuelle Pausenregelung bei monotonen Tatigkeiten

Handlungsspielraum « Sicherheit Uiber Handlungsspielraume geben

Informationen  Relevante Informationen friihzeitig zuganglich machen
+ Uberfliissige Informationen vermeiden
» Wichtige Regeln und Informationen in schriftlicher Form zur Verfligung
stellen

Verantwortung  Férderung verantwortungsvollen Handelns
+ Ubertragung von Verantwortung entsprechend vorhandener Qualifikation

Qualifikation « Sorgfaltige Einarbeitung
+ Vermeidung von Uber- oder Unterforderung
« Einschatzung der Leistungsfahigkeit ermdglichen (z.B. Selbst- bzw. Fremd-
einschatzung)

Emotionale Inanspruchnahme  « Mdglichkeit zur Abgrenzung von emotionalen Belastungen geben

Arbeitsumgebung

Physikalische und chemische  « Berlicksichtigung individueller Stressfaktoren (Licht, Larm, Gefahrenstoffe)
Faktoren

Physische Faktoren » Angenehmes und der Behinderung angepasstes Arbeitsumfeld schaffen

Quelle: Gredig 2015, Seite 57 f
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In jedem Fall ist eine ressourcenorientierte Grundhaltung beim Umgang mit MitarbeiterInnen
mit psychischen Erkrankungen gefragt. Solch ein Vorgehen setzt an vorhandenen Kompeten-
zen und individuellen Entwicklungsmoglichkeiten an und nicht an vermeintlichen Fehlern
und Mingeln.** Psychische Erkrankungen sind individuell sehr unterschiedlich, so z.B. im
Hinblick auf Intensitit und Hiufigkeit moglicher Symptome und Auswirkungen. Deshalb ist
es in den meisten Fillen wichtig, die individuelle Auspragung der Erkrankung mit Beschaf-
tigten zu klaren.

Erginzt werden inklusionsférdernde Arbeitsprozesse durch individuell angepasste ar-
beitsbegleitende (psychosoziale) Betreuung, die in Inklusionsbetrieben rechtlich verbindlich
gegeben sein muss. Bei Inklusionsbetrieben, die durch Trager gegriindet wurden, die bereits
Erfahrung im Umgang mit der jeweiligen Zielgruppe hatten, werden diese Leistungen haufig
durch internes Betreuungspersonal abgedeckt. Bei gewinnorientierten Unternehmen wird die
arbeitsbegleitende Betreuung hiufig extern zugekauft, in vielen Féllen bei den Integrationsfach-

diensten der Integrationsamter.*>

Vermittlung in Beschiaftigung am 1. Arbeitsmarkt auBerhalb
von Inklusionsbetrieben

Unbeschadet der rechtlichen Gleichstellung von Arbeitsverhéltnissen von Personen aus der
Zielgruppe in Inklusionsbetrieben mit Arbeitsverhiltnissen am allgemeinen Arbeitsmarkt und
dem Fehlen einer zeitlichen Befristung der Arbeitsverhéltnisse, zdhlt die Unterstiitzung bei der
Vermittlung in ein Beschiftigungsverhiltnis in einem konventionellen Unternehmen zu den
Aufgaben von Inklusionsbetrieben. Auflerdem ist es Ziel von Inklusionsbetrieben, Arbeits-
plétze fiir Menschen zu schaffen, die aufgrund ihrer Behinderung (aktuell) kaum Chancen auf
eine Anstellung in einem konventionellen Unternehmen haben. Die Zahl der in Inklusions-
betrieben geforderten Arbeitsplitze ist durch die Hohe der verfiigbaren Fordermittel aus der
Ausgleichsabgabe begrenzt, und es gibt aktuell mehr Bedarf an Arbeitsplétzen als Férdermittel
verfiigbar sind. Deshalb liegt es im Interesse von Inklusionsbetrieben, dass MitarbeiterInnen
aus der Zielgruppe bei entsprechender Leistungsfihigkeit in ein Beschiftigungsverhéltnis in
einem konventionellen Unternehmen wechseln. So kénnen die verfiigbaren Arbeitsplitze
durch Menschen aus der Zielgruppe besetzt werden, die auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
(noch) keine Chance haben.

Aus Sicht eines interviewten Geschiftsfithrers ist dabei die fehlende zeitliche Befristung
ein entscheidender Erfolgsfaktor fiir eine nachhaltige Vermittlung in ein konventionelles Un-
ternehmen. Nur so kann konsequent auf das individuelle Entwicklungstempo der Zielgrup-

penmitarbeiterInnen Riicksicht genommen werden, was eine wichtige Voraussetzung fiir eine

44 Vgl. Gredig 2015, Seite 59.
45 Claudia Rustige, bag if (Interview).
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Vermittlung darstellt: »Aber klar, wenn jemand von uns weggehen will, wird er nicht aufgehalten.
Ganz im Gegenteil. Wir freuen uns, weil ja wieder ein Platz frei wird. Aber wir machen keinen
Druck.« (Frank Jeromin, Mosaik Unternehmensverbund)

Hier ist es wichtig, sich genau mit jedem Einzelfall auseinanderzusetzen und zu prii-
fen, ob eine Vermittlung erfolgsversprechend ist. So kann ein Scheitern mit moglicherweise
langfristigen Folgen vermieden werden. Zu beachten sind dabei u.a. der individuelle Bedarf
an arbeitsbegleitender (psychosozialer) Betreuung, die sozialen Kompetenzen der Mitar-
beiterInnen und insbesondere auch die Arbeitsbedingungen in den jeweiligen Branchen
in konventionellen Unternehmen.*® Ein Beispiel ist die Gastronomie. In diesem Bereich
haben sich einige Geschiftsmodelle als sehr geeignet erwiesen, Menschen mit Schwerbe-
hinderung in die Arbeitsprozesse zu integrieren. Die fiir die Menschen mit Schwerbehin-
derung notwendigen Arbeitsbedingungen sind aber aus Sicht eines interviewten Experten
in konventionellen Unternehmen nur selten gegeben. Gerade die Gastronomie stellt hier
eine Branche dar, in der Arbeitsrechte der ArbeitnehmerInnen hédufig ibergangen werden.
So wird beispielsweise hiufig unter Mindestlohn bezahlt, oder Uberstunden werden nicht
ausgezahlt. Auch herrscht in der Branche hédufig ein rauer Umgangston. In Branchen wie
Malerei, Gebdudereinigung oder Biiro sind dagegen auch in konventionellen Unternehmen

héufig gute Bedingungen gegeben.*’

Inklusionsbetriebe in Zahlen

Als gegen Ende der 1970er-Jahre die ersten Inklusionsbetriebe unter der damals noch ge-
brauchlichen Bezeichnung »Selbsthilfefirma« gegriindet wurden, blieb die Dynamik die-
ses neuen Unternehmenssegments zunichst noch gering. So wurden 1984 rund 40 solcher
Selbsthilfefirmen in Deutschland gefiihrt.*® Mit der Neugestaltung des Schwerbehinderten-
rechts im Jahr 2000 und der Implementierung des SGBIX im Jahr 2001 wurde das Instru-
ment der Inklusionsbetriebe gesetzlich verankert, womit deren Aufgabenstellung definiert
und die bis dahin fehlende spezifische Forderstruktur und Finanzierungsbasis fiir dieses
Unternehmenssegment geschaffen wurde. Dies fithrte zu einer starken Griindungsdynamik
(Abbildung 1). So gab es kurz nach der gesetzlichen Verankerung im Jahr 2003 bereits 365
Inklusionsbetriebe. Bis ins Jahr 2015 wurde diese Zahl auf tiber 847 Inklusionsbetriebe mehr

als verdoppelt.

46 Frank Jeromin, Mosaik Unternehmensverbund (Interview).
47 Frank Jeromin, Mosaik Unternehmensverbund (Interview).
48 Vgl. Stadler 2015, Seite 29.
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Abbildung 1: Entwicklung der Zahl an Inklusionsbetrieben in Deutschland
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Quelle: Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsédmter und Hauptfirsorgestellen (BIH)

Die Dynamik bei der Griindung von Inklusionsbetrieben spiegelt sich auch in den Beschifti-
gungszahlen wieder (Abbildung 2). Wurden 2008 noch insgesamt 15.140 Beschiftigte gezahlt,
wovon 7.083 (47 Prozent) Menschen mit Schwerbehinderung waren, so gab es 2015 insge-
samt 25.937 Beschaftigte, wobei 11.443 (44 Prozent) Personen mit Schwerbehinderung waren.
10.409 der Beschiftigten mit Schwerbehinderung bzw. 40 Prozent der Gesamtbeschiftigten
waren Personen, die besonders von der Art und Schwere ihrer Behinderung betroffen sind.*
Im Verhaltnis zu der Gesamtbeschiftigung von Menschen mit Schwerbehinderung (2014:
1.014.000 Menschen) ist der Anteil der Beschaftigung in Inklusionsbetrieben jedoch gering
und liegt bei einem Prozent aller sich in Beschiftigung befindenden Menschen mit Schwerbe-
hinderung. Die Dynamik des Segments der Inklusionsbetriebe zeigt jedoch insbesondere seit
den frithen 2000er-Jahren, dass es einen groflen Bedarf an inklusionsgerechten Arbeitsbedin-

gungen, wie sie in Inklusionsbetrieben zu finden sind, gibt.

49 Als besonders von der Art und Schwere ihrer Behinderung betroffen gelten nach §72 SGBIX Personen, die nicht
nur voriibergehend einer besonderen Hilfskraft bediirfen, Personen deren Beschaftigung infolge ihrer Behinderung
nicht nur voriibergehend mit auflergewohnlichen Aufwendungen fiir den Arbeitgeber verbunden ist, Personen bei
denen ein Grad der Behinderung von wenigstens 50 allein infolge geistiger Behinderung, seelischer Behinderung
oder eines Anfallsleidens vorliegt sowie Personen, die wegen Art oder Schwere der Behinderung keine abgeschlossene
Berufsbildung im Sinne eines Berufsbildungsgesetzes haben.
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Abbildung 2: Entwicklung der Beschaftigungszahlen in Inklusionsbetrieben
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Aufgrund ihrer inklusionsgerechten Strukturen sind Integrationsunternehmen besonders fiir
die Beschiftigung bestimmter Personengruppen, beispielsweise Menschen mit geistiger und
seelischer Behinderung qualifiziert.

2015 hatten 30 Prozent der schwerbehinderten Beschiftigten in Integrationsunternehmen
eine seelische und 22 Prozent eine geistige Behinderung. Weitere 48 Prozent der Beschiftigten
wiesen andere Behinderungsformen auf, wie schwere Korper-, Sinnes- oder Mehrfachbehin-

derungen (Abbildung 3).

Abbildung 3: Anteil der Behinderungsformen an den Arbeitsplatzen fiir Menschen mit
Schwerbehinderung in Inklusionsbetrieben
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Ein Blick auf die aktuelle Branchenstruktur (Abbildung 4) zeigt, dass sich in der Entwick-
lung des Segments der Inklusionsbetriebe einige Branchen herauskristallisiert haben, in
denen Inklusionsbetriebe gute Rahmenbedingungen vorfinden, um erfolgreich wirtschaften
und Arbeitspldtze nachhaltig sichern zu konnen. Das trifft v.a. auf die Bereiche »Kantinen-
managementc, »Catering«, »Café- und Restaurantbetrieb«, »Handwerkliche Dienstleistungens,
»Facility-Management«, »Reinigung«, »Industriedienstleistungen«, »Handel« sowie »Garten-
und Landschaftsbau, Landwirtschaft und Naturschutz« zu. Diese Branchen haben jeweils einen

Anteil von rund zehn bis 17 Prozent.

Abbildung 4: Branchenanteile von Inklusionsbetrieben auf Basis der Anzahl an Inklusionsbetrieben
im Jahr 2016
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Dass das Betreiben eines Inklusionsbetriebes eine wirtschaftliche Herausforderung darstellt,
belegen die Zahlen der Geschiftsergebnisse in diesem Sektor. So zeigen Daten aus dem Jahr
2012, dass ein Drittel der Inklusionsbetriebe in den Bundeslindern Hessen, Sachsen und
Schleswig-Holstein Verluste machte und zwei Drittel der Betriebe ausgeglichen oder mit
Gewinn bilanzierten. Der saldierte Gewinn nach Steuern aller Inklusionsbetriebe in den
drei Bundeslindern betrug 2012 1,7 Millionen Euro, was einer Netto-Umsatzrendite von

1,82 Prozent entspricht.”®

Typen von Inklusionsbetrieben

Das Feld der Inklusionsbetriebe ist im Zuge der dynamischen Entwicklung seit 2001 sehr

heterogen geworden. Der Fokus auf Menschen mit psychischen Beeintrachtigungen hat sich

50 Vgl. Stadler 2015, Seite 37.
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erweitert, und es gibt viele Inklusionsbetriebe, die sich auf andere Behinderungsarten spezia-
lisiert haben. Gleiches gilt fiir die Tétigkeitsfelder. Wie oben bereits dargestellt wurde, gibt es
kaum Branchen, in denen es keine Inklusionsbetriebe gibt. Auch die Trdger von Inklusions-
betrieben sind mit der Zeit immer heterogener geworden. Mittlerweile zihlen Gebietskorper-
schaften (Stadte, Kreise, Gemeinden) oder privatrechtliche Akteure wie grofie Wohlfahrtsver-
béande, Trager von Werkstitten fiir Menschen mit Behinderung oder anderer Einrichtungen
im Bereich der Rehabilitation und Teilhabe, kleinere Vereine mit sozialem Auftrag und nicht
zuletzt auch immer ofter privatwirtschaftliche Unternehmen ohne gemeinniitzigen Hinter-
grund zu den Triagern von Inklusionsbetrieben. V.a. den Tragern von Werkstitten kommt
hier eine sehr hohe Bedeutung zu. Aktuell gibt es rund 700 Werkstitten fiir Menschen mit
Behinderung. Mehr als die Hilfte davon fithrt zumindest einen Inklusionsbetrieb.>! Dieser
hohe Anteil an Werkstittentragern ldsst sich durch die Briickenfunktion von Inklusionsbe-
trieben zwischen dem Werkstattbereich und dem allgemeinen Arbeitsmarkt erklaren. Auch
haben Werkstitten fiir behinderte Menschen den politischen Auftrag, mehr Menschen in
Arbeitsverhiltnisse auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu vermitteln. Durch die Vermittlung
von Beschiftigten aus dem Werkstattbereich in selbst gegriindete Inklusionsbetriebe konnen
sie diesem Auftrag gerecht werden.

Vor dieser vielfiltigen Landschaft der Inklusionsbetriebe lassen sich v.a. zwei Typen von
Inklusionsbetrieben unterscheiden. Der erste Typ sind Inklusionsbetriebe, die durch Orga-
nisationen oder Initiativen gegriindet werden, die einen gemeinniitzigen Hintergrund haben
und prioritdr eine soziale und inklusive Zielsetzung verfolgen. Durch diesen Hintergrund
verfiigen sie zumeist bereits {iber Erfahrung in der Arbeit mit Menschen mit Behinderung
und weisen entsprechendes Know-how in der Arbeit mit der jeweiligen Zielgruppe auf. Sie
verfiigen iiber wertvolles Wissen dariiber, welche Bediirfnisse Menschen mit Schwerbehinde-
rung haben, wie diese in Arbeitsprozesse integriert werden kénnen und welche Formen der
zusdtzlichen Unterstiitzung notwendig sind. Fiir diesen Typ von Inklusionsbetrieben besteht
bei der Griindung die Herausforderung darin, sich das notwendige betriebswirtschaftliche
Know-how anzueignen, um einerseits wichtige Entscheidungen in der Griindungsphase, wie
z.B. die Wahl des Geschiftsfeldes oder des Standortes, gut treffen zu konnen und andererseits,
um die Wirtschaftlichkeit im laufenden Betrieb sichern zu konnen. Dariiber hinaus miissen
sich diese Betriebe auch fachliches Know-how aneignen, wenn sie in ein neues Geschiftsfeld
vordringen. Inklusionsunternehmen dieses Typs rdumen typischerweise der inklusiven Zielset-
zung die hochste Prioritdt ein, der unternehmerische Erfolg wird als Notwendigkeit erachtet,
um diese Zielsetzung verwirklichen zu kénnen: »Unser oberstes Ziel ist die berufliche Integra-
tion von Menschen mit Behinderung. Alles andere dient dem. Punkt!« (Frank Jeromin, Mosaik
Unternehmensverbund)

Der andere Typ sind Inklusionsbetriebe, die durch Organisationen, und hier v.a. privat-

wirtschaftliche Unternehmen, gegriindet werden, die keinen gemeinniitzigen Hintergrund

51 Vgl. Stadler 2015, Seite 41.
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aufweisen und auch noch kein Know-how in der Arbeit mit der Zielgruppe mitbringen.
Auf der anderen Seite verfiigen sie hidufig tiber sehr gute fachliche und betriebswirtschaft-
liche Kenntnisse. Herausforderungen sind hier die Einbindung von Menschen mit einer
Schwerbehinderung in Arbeitsprozesse, die Beriicksichtigung der spezifischen Bediirfnisse
dieser Menschen sowie das Bereitstellen von Betreuungs- und Unterstiitzungsstrukturen
im Betrieb.

Die Verbreitung von nicht gemeinniitzigen Unternehmen, die einen Inklusionsbetrieb
griinden, ist regional sehr unterschiedlich. Das ist einerseits auf die eingeschrdnkten Ren-
ditemoglichkeiten bei Inklusionsbetrieben zuriickzufithren: »Private Unternehmen wollen
in den meisten Fillen reich werden. Mit Integrationsunternehmen ist das schwer.« (Claudia
Rustige, bag if)

Andererseits sind Art und Ausmafd der regionalen Griindungsdynamik von politischen
Entscheidungen auf Landesebene und den damit verfolgten Zielsetzungen abhangig. Ein
Beispiel fiir ein Bundesland, das sehr stark auf die Férderung von Integrationsprojekten
durch gewinnorientierte Unternehmen setzt, ist das Bundesland Nordrhein-Westfalen. Hier
haben die zustindigen Integrationsdamter sehr stark daran gearbeitet, dieses Instrument bei
gewinnorientierten Unternehmen zu verankern, was mittlerweile zur Griindung von iiber
50 Integrationsabteilungen gefiihrt hat. Obwohl das Bundesland Nordrhein-Westfalen nicht
zu jenen Bundeldndern mit den hochsten Forderbetragen zahlt, wurde dieser Erfolg erzielt.
Grund fiir diese positive Entwicklung sind aus Sicht von Claudia Rustige, Geschiftsfiihrerin
der bag if, die handelnden Personen vor Ort. Hier sieht sie in den Verantwortlichen im
Bundesland Nordrhein-Westfalen Personen, die sich sehr fiir dieses Instrument einsetzen
und sehr stark Werbung bei gewinnorientierten Unternehmen (z. B. durch Informationsver-
anstaltungen) machen und mit VertreterInnen der privaten Wirtschaft wie den Kammern
kooperieren.>?

Inklusionsbetriebe von privatwirtschaftlichen, gewinnorientierten Unternehmen wer-
den haufig als Integrationsabteilungen gegriindet. Dies bietet v.a. den Vorteil, dass nicht das
gesamte Unternehmen, sondern nur die unselbstindige Abteilung die gesetzlich geforderte
Quote von 30 Prozent Menschen mit Schwerbehinderung erfiillen muss, um Férderungen als
Inklusionsbetrieb zu erhalten.

Das Gesamtunternehmen muss lediglich die gesetzlich vorgeschriebene Beschifti-
gungspflicht>® fir Unternehmen erfiillen. Die Integrationsfachdienste der Integrationsam-
ter unterstiitzen die Griindung eines Inklusionsbetriebes bzw. einer Inklusionsabteilung,
wenn ein durchdachtes Gesamtkonzept dahinter steht, arbeitsbegleitende (psychosoziale)
Betreuung und klare Verantwortlichkeiten bestehen, solide Ansprechpersonen fiir Ziel-
gruppenmitarbeiterInnen festgelegt sind und wenn vor der Einstellung bzw. vor der Be-

52 Claudia Rustige, bag if (Interview).

53 Arbeitgeber, die tiber mindestens 20 Arbeitsplatze verfiigen, miissen mindestens fiinf Prozent dieser Arbeitsplatze
mit Personen mit Schwerbehinderung besetzen (§71 Abs. 1 SGB IX).
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scheiderteilung durch das Integrationsamt die Einsatzgebiete der Zielgruppenmitarbeiter-
Innen besprochen werden.>*

Integrationsabteilungen sind in bestehende privatwirtschaftliche Unternehmen eingebun-
den. In der Regel arbeiten diese Abteilungen ergidnzend zum laufenden Betrieb und verdndern
somit dessen innere Strukturen. Ein Unternehmen aus dem Bereich Garten- und Landschafts-
bau kann hier als Anschauungsbeispiel dienen. Hier wurden hochqualifizierte Fachkrifte fiir
die Verrichtung aller Arbeiten eingesetzt. Es gibt aber eine Reihe von Arbeitsaufgaben, fiir die
diese MitarbeiterInnen tiberqualifiziert und damit iiberbezahlt sind. Dazu zahlen beispiels-
weise einfache Pflegearbeiten, Aufraumarbeiten, Entsorgung von Abfillen oder Materiallogis-
tik. Hier eignen sich ZielgruppenmitarbeiterInnen sehr gut.>> Die Gestaltung des Einsatzes
von Zielgruppen ist ein dynamischer Prozess. Haufig beginnt es mit einzelnen Arbeitsplétzen,
mit der Zeit werden Abteilungen gegriindet und die ZielgruppenmitarbeiterInnen in Gruppen
eingesetzt. Im weiteren Verlauf werden die ZielgruppenmitarbeiterInnen aber immer mehr in
der normalen betrieblichen Wertschopfungskette eingesetzt und sind nicht mehr als geson-

derte Abteilungen erkennbar.>®

Beispiel Job Carving>”

Die Identifikation von geeigneten Arbeitsbereichen fiir MitarbeiterInnen mit einer Schwer-
behinderung ist eine wichtige Voraussetzung fiir inklusionsgerechte Arbeitsstrukturen.
Inklusionsbetriebe oder Inklusionsabteilungen, die von gewinnorientierten Unternehmen
ohne Erfahrung in der Arbeit mit Menschen mit Schwerbehinderung gefiihrt werden, kon-
nen hierfiir ein spezifisches Beratungsangebot fiir Arbeitgeber, ndmlich das so genannte
»Job-Carving«, nutzen. Der Job-Carver geht in den Betrieb und arbeitet zunéchst an kon-
kreten Arbeitsplatzen mit. Sein Ziel ist es, individuelle Arbeitsplatze >zuzuschneiden« (Job
Carving), die den Anforderungen des Unternehmens geniigen und den Fahigkeiten konkre-
ter Personen entsprechen. Wenn Aufgaben- und Féhigkeitsprofil nicht tibereinstimmen -
zum Beispiel im Bereich des KundInnenkontakts — wird versucht, diese Tdtigkeiten aus
dem Tatigkeitsprofil herauszunehmen. Es geht darum, aus verschiedenen Stellenprofilen
und Arbeitsplatzbeschreibungen Aufgaben herauszufiltern und diese in eine neue Stellen-
beschreibung zusammenzufiihren.

Zur besseren Veranschaulichung soll folgendes Beispiel dienen: In einem Erlebnisbad
sind Bademeister beschiftigt. Diese {ibernehmen auch Tétigkeiten, die im Hinblick auf
die Ausbildung eigentlich nicht zum Tatigkeitsbereich von Bademeistern zéahlen, wie z.B.
Ordnungs- und Aufraumarbeiten. Dementsprechend sind die Fachkrifte Bademeister fiir
diese nicht-fachlichen Tétigkeiten tiberbezahlt. Beispiele sind das Ausleihmanagement von

54 Vgl. Stadler/Schneider 2015, Seite 157.
55 Vgl. Stadler/Schneider 2015, Seite 155f.
56 Vgl. Stadler/Schneider 2015, Seite 156f.
57 Vgl. Stadler/Schneider 2015, Seite 158.
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Schwimmbilfen und dessen Einsammeln und Entknoten sowie das Ordnen und Hin- und
Herraumen von Liegen. Daraus wurde vom Job-Carver das Stellenprofil eines Bademeister-
Assistenten entwickelt und von diesem mittels Praktikum ausprobiert. Als letzter Schritt

wird ein geeigneter Zielgruppenmitarbeiter gesucht und eingestellt.

Wirtschaftsunternehmen ohne gemeinniitzigen Hintergrund verfiigen haufig noch nicht
iiber das notige Know-how in der Arbeit mit der Zielgruppe. Deshalb kann die Schaffung
inklusionsgerechter Arbeitsstrukturen oder die Betreuung im laufenden Betrieb eine grofie
Herausforderung darstellen. Haufig wird deshalb ein Vertrag mit Integrationsfachdiensten
der Integrationsamter iiber Begleitung und arbeitsbezogene Betreuung nach Bezahlung ge-
schlossen. Die Integrationsfachdienste verfiigen iiber grofle Erfahrung in diesem Bereich.
Das Ausmafd der Betreuung wird individuell mit Unternehmen und Zielgruppenmitar-
beiterInnen geregelt. Teilweise organisieren die Abteilungen die Betreuung und Beglei-
tung auch intern.®® Innerhalb des Segments der Inklusionsbetriebe ohne gemeinniitzigen
Hintergrund hat sich ein eigenes Teilsegment herausgebildet. Dieser Typ von Unterneh-
men nutzt die Behinderungsformen der Zielgruppe, um diese als besondere Stirke im
jeweiligen Geschiftsfeld zu nutzen. Ein Beispiel ist die Zielgruppe der AutistInnen. Sie
haben ein grofles Talent fiir Qualitatskontrolle im Softwarebereich. Ein anderes Beispiel
sind Frauen mit Sehbehinderung, deren besonders gut ausgeprégter Tastsinn im Rahmen
von Brustkrebsvorsorgeuntersuchungen genutzt wird. Diese Beispiele sind ein Beleg dafiir,
dass Behinderung nicht immer Leistungsminderung bedeuten muss. Oft sind Menschen
mit Behinderung nur in bestimmten Teilbereichen eingeschrinkt, verfiigen aber dafiir in
anderen Bereichen tiber iiberdurchschnittliche Stirken, die in Unternehmen produktiv ge-
nutzt werden kénnen.*® Dennoch sind auch hier spezifische Organisationsstrukturen im

Unternehmen notwendig.

Stakeholder

Inklusionsbetriebe sind in eine spezifische Akteursumwelt eingebunden, die Einfluss auf die
Aktivitdten von Inklusionsbetrieben hat. Diese Akteursumwelt setzt sich — neben den tiblichen
Unternehmensumwelten — aus folgenden Stakeholdern zusammen (Abbildung 5): Politische
EntscheidungstragerInnen auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene, Interessenvertretun-
gen fiir die Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Arbeitsleben, Beratungseinrichtungen

fiir Inklusionsbetriebe sowie Integrationsidmter.

58 Vgl. Stadler/Schneider 2015, Seite 157.
59 Vgl. Clever 2015, Seite 16.
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Abbildung 5: Stakeholder im Umfeld von Inklusionsbetrieben
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Politische Entscheidungstragerinnen

Die Politik bt in unterschiedlicher Weise Einfluss auf Inklusionsbetriebe aus. Zunichst be-
einflusst die Politik die Rahmenbedingungen am freien Markt und iibt somit indirekt auch
Einfluss auf die Aktivititen von Inklusionsbetrieben aus. Andere Rahmenbedingungen werden
sehr stark direkt von der Politik beeinflusst. Politische Entscheidungstrager auf Bundesebene
definieren durch Gesetzgebung was Inklusionsbetriebe sind, welche Beschiftigungsquote fiir
Menschen mit Schwerbehinderung zu erfiillen ist sowie die Aufgaben im Bereich der Inklusion.
Auflerdem bestimmen sie die Finanzierungsbasis (Ausgleichsabgabe) der Inklusionsbetriebe
und legen grundlegende Férdermdglichkeiten nach den unterschiedlichen Sozialgesetzbiichern
fest. Auch durch Regelungen im Bereich der Steuergesetzgebung (verminderte Umsatzsteuer
durch Status der Gemeinniitzigkeit) und des Vergaberechts (Moglichkeit der vorrangigen Ver-
gabe von offentlichen Auftrégen fiir gemeinniitzige Einrichtungen) werden die Rahmenbedin-
gungen, in denen sich Inklusionsbetriebe bewegen, beeinflusst.

Politische EntscheidungstragerInnen auf Linderebene haben groflen Einfluss auf die Griin-

dungsdynamik und Ausrichtung der Inklusionsbetriebe. Sie legen die genauen Forderkriterien
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(Modalititen und Hohe der Forderungen) fest und stellen teilweise zusétzliche Landesmit-
tel bereit. Besonders entscheidend ist, ob bei den politischen EntscheidungstrdgerInnen ein
politischer Wille zur Férderung dieses Instrumentes gegeben ist. So macht es einen grofien
Unterschied, ob in einem Bundesland oder einer Region nur die Moglichkeit besteht, einen
Inklusionsbetrieb zu griinden oder ob die Nutzung dieses Instrumentes aktiv geférdert wird,
wie z.B. durch Informationsveranstaltungen oder verstirkte Offentlichkeitsarbeit. Auch durch
offentliche Auftragsvergabe nimmt die Landesebene bzw. kommunale Ebene Einfluss auf die

Aktivitaten von Inklusionsbetrieben.

Integrationsamter

Das Integrationsamt ist die zustandige Behorde fiir Angelegenheiten im Zusammenhang mit
Inklusionsbetrieben. Es hebt die Ausgleichsabgabe von Unternehmen und Organisationen ein,
die ihrer Beschiftigungsverpflichtung von Menschen mit Behinderung nicht nachkommen.
Es ist auch fiir die Verwendung der Mittel aus der Ausgleichsabgabe zustindig. Die Aufgaben
sind im Detail im SGBIX geregelt.5* Im Bereich der Inklusionsbetriebe ist das Integrationsamt
fiir die Anerkennung des Status als Inklusionsbetrieb verantwortlich und entscheidet tiber die
Vergabe von Forderungen auf Grundlage landesspezifischer Forderrichtlinien. Dariiber hin-
aus erbringt der Integrationsfachdienst des Integrationsamtes Beratungsdienstleistungen und
Dienstleistungen im Bereich der Betreuung von Beschiftigten in Inklusionsbetrieben mit einer
Schwerbehinderung. Die Integrationsdamter verfiigen auch iiber eine eigene Interessenvertre-
tung, die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsimter und Hauptfiirsorgestellen (BIH).
Ihr Ziel ist die Abstimmung einer einheitlichen Rechtsanwendung bei der Durchfithrung der
Aufgaben der Integrationsdmter, die Erstellung von Arbeitsgrundlagen, die Erarbeitung von
Empfehlungen sowie die Weiterentwicklung des Behindertenrechts. Auflerdem vertritt sie die
Belange der Integrationsdmter und deren Zielgruppen in politischen Beirdten diverser Einrich-
tungen (BMAS, Bundesagentur fiir Arbeit).

Beratungsorganisationen

Um Inklusionsbetriebe mit dem notwendigen betriebswirtschaftlichen Know-how auszustat-
ten, sind spezifische Beratungsangebote entstanden. Ein Beispiel stellt die FAF gGmbH dar,
die 1985 gegriindet wurde. Bevor die FAF Mitte der 1980er-Jahre errichtet wurde, mussten viele
Inklusionsbetriebe aus wirtschaftlichen Griinden schlieflen. Durch die Schaffung der FAF und
die Unterstiitzung der Inklusionsbetriebe konnte die Situation verbessert werden. Die Freuden-
bergstiftung gab durch die Bereitstellung finanzieller Mittel den Impuls fiir die Griindung der
FAF mit dem Ziel, firr die damals noch neuartigen Projekte betriebswirtschaftliche Beratung
anzubieten. Die FAF erhilt keine staatlichen Férderungen und steht im Wettbewerb zu ver-

gleichbaren Institutionen.!

60 Vgl. §102 SGBIX.
61 Peter Stadler, FAF gGmbH (Interview).
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Seit 1995 hat die FAF als Unternehmensberatung die Rechtsform einer gemeinniitzigen
GmbH mit dem Gesellschafter bag if. Die FAF gGmbH hat 15 MitarbeiterInnen und bietet
ihre Dienstleistungen an fiinf Standorten - Berlin, Chemnitz, Darmstadt, Kiel, Kéln - an. Im
Zentrum des Dienstleistungsangebots der FAF steht die Unternehmensberatung von Inklu-
sionsbetrieben. Dabei geht es v.a. darum, die Inklusionsbetriebe mit guten Businessplanen
auszustatten und bestehende Inklusionsbetriebe in ihrer Weiterentwicklung zu beraten, um
nachhaltigen wirtschaftlichen Erfolg zu sichern. Daneben berét die FAF auch Foérdergeber
beim zielgenauen Einsatz ihrer Fordermittel und betreibt Evaluierungen und Monitoring. Die
BeraterInnen der FAF sind tiberwiegend Betriebswirte, die teilweise ergdnzend auch einen
sozialwissenschaftlichen bzw. sozialwirtschaftlichen Bildungshintergrund aufweisen. Rund
300 Integrationsunternehmen sind pro Jahr Kunden bei der FAE Der Produkt- und Dienst-
leistungskatalog der FAF gGmbH umfasst im Detail:%?

o strategische Beratung von Integrationsunternehmen;

« Planung von wirtschaftlichen und nachhaltigen Betriebskonzepten bei Griindung, Erwei-
terung und Konsolidierung;

o Finanzierungsmanagement: o6ffentliche Mittel, Stiftungsmittel, Mittel von so genannten
»Social-Impact-InvestorInnen« und Fremdkapital;

o Personalmanagement: Personalgewinnung, Personalentwicklung, Schaffung von inklusi-
onsgerechten Strukturen und Prozessen;

o betriebswirtschaftliche Beratung und Begleitung der Weiterentwicklung von bestehenden
Integrationsprojekten;

o Seminare: Fithren von Unternehmen mit inklusiven und sozialen Zielsetzungen, Kompe-
tenzen im Kontext der Unternehmensgriindung, arbeitsrechtliche Gestaltung, Absicherung
der Gemeinniitzigkeit, professionelles Management, Gestaltung von Arbeitsplitzen fiir
Menschen mit psychischer Behinderung, inklusionsgerechte Strukturen und Prozesse;

o Analyse der Wirkung von Inklusionsbetrieben auf Beschiftigte, soziale Umwelt, regionale

Wirtschaft, Volkswirtschaft insgesamt.

Interessenvertretung

Die Inklusionsbetriebe in Deutschland verfiigen {iber eine eigene Interessenvertretung, die
Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsfirmen (bag if). Sie ist der Dachverband der bun-
desdeutschen Integrationsunternehmen und hat zum Ziel, weitere und mehr Arbeitsplatze fiir
Menschen mit Behinderung zu schaffen und bestehende Inklusionsbetriebe zu unterstiitzen.
Zu den Aufgaben der bag if geh6ren u.a.:%?

o Lobbyarbeit im politischen Raum, Vertretung in Gremien und Mitwirkung bei Gesetzge-

bungsverfahren;
o Offentlichkeitsarbeit;

62 Vgl. Stadler 2015b, Seite 148 fF.
63 Vgl. www.myhandicap.de/jobboerse/arbeitsuchende/arbeitnehmer/integrationsunternehmen [8.5.2017].
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o Information zu Forderrichtlinien und Forderprogrammen;

o Beratung zu Firmengriindung und der Beantragung von Fordermitteln;

o Organisation von Fachveranstaltungen und Fokusgruppen;

o Vernetzung von Integrationsunternehmen und Kooperation mit anderen Unterstiitzungs-

strukturen und Verbanden.

Zentral ist v.a. die Vernetzung der Mitglieder und Lobbyingarbeit, um die notwendigen Rah-
menbedingungen fiir mehr Arbeitsplétze in Inklusionsbetrieben sicherzustellen. Ein wichtiger
Aspekt ist hier der fachpolitische Beirat der bag if. Darin vertreten sind u.a. die behinderten-
politischen VertreterInnen aller Bundestagsfraktionen. Dieser direkte Draht zur Bundespolitik
hat beispielsweise dazu beigetragen, dass das 150 Millionen Euro schwere Sonderprogramm
»Alle im Betrieb«®* durch die Bundesregierung umgesetzt wurde, um mehr Mittel fiir die
Schaffung neuer Arbeitsplitze in Inklusionsbetrieben sicherzustellen. Dariiber hinaus ist die
bag if auch im Beirat fiir die Teilhabe behinderter Menschen beim Bundesministerium fiir
Arbeit und Soziales vertreten und setzt sich dort fiir einen inklusiven Arbeitsmarkt ein. Rund
360 der aktuell 850 Integrationsunternehmen sind Mitglied in der bag if. Hierbei ist allerdings
zu beriicksichtigen, dass es grofie Trigerorganisationen gibt, die Mitglieder der bag if sind und
mehrere Inklusionsbetriebe fithren. Die Mitgliedschaft in der bag if ist freiwillig und beruht auf
einem gestaffelten Beitragssystem, dass sich nach der Grofie des Unternehmens und der Zahl
der Arbeitsplitze richtet.®

Neben der spezifischen Interessenvertretung durch die bag if, die auf die Belange von In-
klusionsbetrieben fokussiert, gibt es auch eine Reihe von Organisationen, die die Interessen von
Menschen mit Behinderung vertreten, was auch die Belange von Inklusionsbetrieben betrifft,
wenn es um die Teilhabe am Arbeitsleben durch Menschen mit Behinderung geht.

Bundesagentur fiir Arbeit

Die Bundesagentur fiir Arbeit verfiigt iber ein sehr umfangreiches Instrumentarium an Unter-
stiitzungsleistungen und -angeboten im Bereich der Teilhabe am Arbeitsleben von Menschen
mit Behinderung.®® Dazu zdhlen etwa Zuschiisse zur Ausbildungsvergiitung, Probebeschaf-
tigung, Arbeitshilfen im Betrieb, Diagnosemafinahmen, Ausbildungsmafinahmen, Beauftra-
gung des Integrationsfachdienstes oder Arbeitsassistenz. Von besonderer Bedeutung ist in
Zusammenhang mit Inklusionsbetrieben einerseits die Zustandigkeit fiir die Gleichstellung
von Personen mit Behinderung sowie Eingliederungszuschiisse fiir Menschen mit Schwerbe-
hinderung. Bei der Gleichstellung handelt es sich um ein Verfahren, bei dem Menschen mit
gesundheitlichen Einschrankungen, aber ohne anerkannten Behindertenstatus, dem Status der
Behinderung gleichgestellt werden konnen, um Leistungen, die auf diese Zielgruppe abzielen,

64 Diese Mittel stellt der Ausgleichsfonds des Bundes zur Verfiigung.
65 Claudia Rustige, bag if (Interview).
66 Jens Nitschke, Bundesagentur fiir Arbeit (Interview).
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erhalten zu konnen. Die Eingliederungszuschiisse der Bundesagentur fiir Arbeit stellen ein
zeitlich befristetes Instrument dar, das dazu dient, finanzielle Mehraufwinde von Unternehmen
(Minderleistung, Betreuungsaufwand) bei der Beschiftigung von Menschen mit Schwerbe-
hinderung auszugleichen. Diese konnen sowohl von konventionellen Unternehmen als auch
von Inklusionsbetrieben zu Beginn einer Beschiftigungsaufnahme durch einen Menschen mit

Schwerbehinderung in Anspruch genommen werden.

Private Fordergeber

Neben offentlichen Fordermitteln haben Inklusionsbetriebe auch die Méglichkeit, Forderungen
von privaten Organisationen zu erhalten. Beispiele sind die » Aktion Mensch« oder die »Stiftung
Wohlfahrtspflege«.
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4 Fordersystem

Inklusionsbetriebe sollen, so die Absicht des Gesetzgebers, im freien Wettbewerb zu an-
deren marktteilnehmenden Unternehmen stehen. Damit sie durch ihren spezifischen Auf-
trag, Beschiftigungsmaoglichkeiten fiir Menschen mit Schwerbehinderung zu schaffen, die
in ihrer Leistungsfihigkeit beeintrachtigt sind, keinen Wettbewerbsnachteil in Kauf nehmen
miissen, gibt es eine Reihe an Férderungen durch o6ffentliche und teilweise auch private
Fordergeber. Durch die Forderungen sollen den Inklusionsbetrieben explizit keine Wett-
bewerbsvorteile entstehen. Deshalb handelt es sich bei den Forderungen fiir Inklusions-
betriebe um keine Bevorzugung von gemeinniitzigen Anbietern, sondern um einen Bonus
fiir alle Arbeitgeber, die in erhohtem Umfang Menschen mit einer Schwerbehinderung be-
schiftigen.®”

Mit diesen Leistungen und Vergiinstigungen sollen die besonderen Herausforderungen
durch die Zusammensetzung der Belegschaft ausgeglichen werden. Die Eigenleistung von
Integrationsunternehmen liegt Schitzungen zufolge bei 70 bis 75 Prozent und teilweise
auch dariber.58

Die 25 bis 30 Prozent an Fordermitteln sind umgekehrt aber notwendig, um den Fort-
bestand von Inklusionsunternehmen unter Marktbedingungen zu erméglichen. Das be-
triebliche Fordermanagement ist deshalb eine wichtige, aber zugleich auch ressourcenbin-
dende Aufgabe von Inklusionsbetrieben. So erfordert die Administration von Férderungen
einen erheblichen Personalaufwand. Bei einem Inklusionsbetrieb mit 106 MitarbeiterIn-
nen mit Schwerbehinderung wird der Arbeitsaufwand mit einer ganzen Vollzeitstelle be-
ziffert.®

Grundsitzlich kénnen folgende Quellen fiir Férdermittel unterschieden werden:

o Leistungen der Integrationsdmter;

o Leistungen der Bundesagentur fiir Arbeit;
o private Initiativen;

o arbeitsmarktpolitische Sonderprogramme;
o Europiischer Sozialfonds (ESF).

67 Vgl. Stadler/Schneider 2015, Seite 160.
68 Vgl. Prantl 2015, Seite 22.
69 Frank Jeromin, Mosaik Unternehmensverbund (Interview).
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Ergénzt werden diese Forderméglichkeiten durch die Bevorzugung von Inklusionsbetrieben
bei offentlichen Auftragsvergaben sowie mogliche Steuervergiinstigungen, wenn ein Inklu-

sionsbetrieb den Status der Gemeinniitzigkeit erfiillt.

Leistungen der Integrationsamter

Inklusionsbetriebe konnen aus Mitteln der Ausgleichsabgabe Leistungen fiir Aufbau, Erwei-
terung, Modernisierung und Ausstattung sowie eine betriebswirtschaftliche Beratung und
fiir besonderen Aufwand erhalten. Dies ist in § 217 SGBIX rechtlich verankert. Die Forder-
modalititen sowie Fordersummen liegen allerdings im Kompetenzbereich der Bundesldnder
bzw. der ortlich zustdndigen Integrationsamter. Als rechtliche Grundlage dienen hier einer-
seits Empfehlungen der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsdmter und Hauptfiir-
sorgestellen, die die allgemeinen Rahmenbedingungen der Forderungen definieren sowie
letztlich die Forderrichtlinien der zustidndigen Integrationsamter.

Die Finanzierung von Forderungen fiir Inklusionsbetriebe durch die Integrationsam-
ter erfolgt aus Mitteln der Ausgleichsabgabe. Diese ist vergleichbar mit dem System der
osterreichischen Ausgleichstaxe: In Deutschland miissen private und 6ffentliche Arbeit-
geber mit mindestens 20 Arbeitspldtzen wenigstens fiinf Prozent der Arbeitsplitze mit
Menschen mit Schwerbehinderung beschiftigen (§ 71 SGBIX). Erfiillen sie diese vorge-
schriebene Quote nicht, miissen sie fiir jeden Pflichtarbeitsplatz fiir Menschen mit Schwer-
behinderung eine Ausgleichsabgabe entrichten. Diese liegt aktuell bei 125 Euro pro un-
besetztem Pflichtarbeitsplatz, wenn wenigstens drei Prozent Beschiftigungsquote erfiillt
wird, 220 Euro bei mindestens zwei Prozent und 320 Euro bei weniger als zwei Prozent
Beschiftigungsquote.”?

Aufgrund der Einstellungspolitik der Arbeitgeber in Deutschland und der Mechanismen
des Arbeitsmarktes standen 2015 rund 550 Millionen Euro aus Mitteln der Ausgleichsabgabe
zur Verfiigung (Abbildung 6). 20 Prozent der Mittel flieflen an den Ausgleichsfonds des Bun-
des, der die Forderung von bundesweiten Initiativen zur Inklusion sowie die Finanzierung
von Leistungen fiir Arbeitgeber in Form von Eingliederungszuschiissen der Bundesagentur
fiir Arbeit zum Zweck hat. Den Integrationsdmtern standen 2015 rund 440 Millionen Euro
an Mitteln aus der Ausgleichsabgabe zur Verfiigung. Diese Mittel werden auf verschiedene
Aufgabenbereiche aufgeteilt: Begleitung von Ubergéingen und Betreuung in Betrieben durch
die Integrationsfachdienste, Wohn-, Mobilitits- und Arbeitshilfen sowie Arbeitsassistenz, Ar-
beitsmarktprogramme, Modellvorhaben, Forschung und Informationen, institutionelle For-
derungen von Werkstitten fiir behinderte Menschen und Wohnstitten. 78,8 Millionen wur-
den fiir Minderleistungsausgleiche, Zuschiisse fiir Betreuung und Investitionszuschiisse fiir

70 Vgl. BMAS 2015: Bekanntmachung iiber die Anpassung der Ausgleichsabgabe (§77 Abs.3 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch (SGBIX)).
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Inklusionsbetriebe aufgewendet. Dartiber hinaus werden die Mittel auch fiir die Schaffung und

Sicherung von Ausbildungs- und Arbeitsplatzen in konventionellen Unternehmen verwendet.

Darauf entfielen 2015 198,59 Millionen Euro.

Fordersystem

Abbildung 6: Mittelverteilung der Mittel aus der Ausgleichsabgabe im Jahr 2015

Bund: Ausgleichsfonds: Férderung von bundesweiten Initiativen zur Inklusion, Leistungen

20% = fiir Arbeitgeber in Form von Eingliederungszuschiissen der Bundesagentur fiir Arbeit

(110 Mio. Euro)

Integrationsfachdienste:
Begleitung von Uber-
gangen, Betreuung in

Betrieben
(76,83 Mio. Euro)

Arbeitsmarktprogramme:

Berufsorientierung,
Ausbildungs- und
Arbeitsplatze
(47,33 Mio. Euro)

Lander:
17 Integrationsamter

0,
80% fordern Menschen

Wohn-, Mobilitats-,
Arbeitshilfen,
Arbeitsassistenz
(45,81 Mio. Euro)

Inklusionsbetriebe:
Investitionszuschuss,
Betreuung, Minder-
leistungsausgleich
(78,80 Mio. Euro)

(440 Mio. Euro) =

der Ausgleichs- mit Behinderung

abaabe (im Jahr 2015
9 standen 440 Mio. Euro
dafilr zur Verfiigung) Modellvorhaben, Institutionelle Férderung:
Forschung, Werkstatten,
Information Wohnstatten

(24,34 Mio. Euro) (48,38 Mio. Euro)

Arbeitgeber: Schaffung und Sicherung von Ausbildungs-
und Arbeitsplatzen in konventionellen Unternehmen
(119,79 Mio. Euro)

iy

Betriebe, die Ihre Quote zur Beschaftigung von Menschen mit Behinderung nicht erfiillen, bezahlen
Ausgleichsabgabe (im Jahr 2015 rund 550 Mio. Euro)

Quelle: BIH Jahresbericht 2015/2016, eigene Erstellung

Das Fordersystem durch die Integrationsamter wird von der Bundesarbeitsgemeinschaft der
Integrationsfirmen (bag if) positiv betrachtet. Die Grundlogik mit Minderleistungsausgleich,
Finanzierung von besonderem Aufwand, Starthilfe und / oder investive Zuschiisse fiir Betriebs-
ausstattung bieten grundsitzlich eine gute Basis fiir die Umsetzung von Inklusionsbetrieben.

Kritisch wird allerdings die Finanzierung dieses Fordersystems betrachtet. Die Mittel stam-
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men aus der Ausgleichsabgabe. Diese Mittel sind aber begrenzt und die Hohe davon abhingig,

wie viele Unternehmen in der Privatwirtschaft die Pflichtquote hinsichtlich der Beschiftigung

von Personen mit Schwerbehinderung erfiillen. Im Umkehrschluss bedeutet das aber, dass die

Mittel der Ausgleichsabgabe und damit auch die fiir die Finanzierung der Arbeitsplétze in In-

klusionsbetrieben notwendigen Mittel sinken, je mehr Unternehmen ihre Pflichtquote erfiillen.

Dies kann in weiterer Folge dazu fiihren, dass im Bereich der Inklusionsbetriebe Arbeitsplitze

verloren gehen. Schon aktuell zeigt sich, dass die Mittel der Ausgleichsabgabe nicht ausreichen.

Laut bag if gibt es viele Initiativen, die aufgrund begrenzter Mittel nicht umgesetzt werden.

Auch gibt es einige Bundesldnder, wo die Mittel der Ausgleichsabgabe bereits ausgeschopft

sind. Dies liegt aber aktuell nicht an einem Riickgang der Mittel der Ausgleichsabgabe, sondern

daran, dass mehr Mittel fiir andere Leistungen, wie z. B. die Finanzierung von Arbeitsassistenz,
bendtigt werden.”! Ein weiterer Ausbau bzw. eine weitere Verbreitung des Instrumentes scheint
unter diesen Bedingungen unrealistisch.”

Die Forderungen durch die Integrationsdamter aus den Mitteln der Ausgleichsabgabe stellen
fir die Inklusionsbetriebe die wichtigste Forderquelle dar, da sie zeitlich unbefristet gewahrt
werden, solange Mittel vorhanden sind und Forderwiirdigkeit besteht. Im Gegensatz dazu sind
Forderungen von Seiten der Bundesagentur fiir Arbeit zeitlich befristet.”

Folgende Forderungen kénnen von Integrationsaimtern in Anspruch genommen werden:’*
o Zuschiisse zum Arbeitsentgelt von Menschen mit einer schweren Behinderung (§27

SchwbAV) aufgrund auflergew6hnlicher Belastungen: Gemeint sind damit ein Minder-

leistungsausgleich sowie Kosten fiir die notwendige personelle Unterstiitzung der Mitar-

beiterInnen mit Schwerbehinderung. Da Form und Héhe der Férderung in die Kompetenz
der Integrationsdmter der Lander fallen, bestehen hier deutliche Unterschiede zwischen den
einzelnen Bundeslindern. In den meisten Bundesldndern werden die Forderleistungen in

Form eines festgelegten Anteiles des Entgelts berechnet. Hier schwanken die Fordersitze

zwischen ca. 30 bis 40 Prozent des Entgelts. In anderen Bundeslédndern, wie z.B. Berlin,

gibt es festgesetzte Eurobetrige als Fordersdtze. Zum Teil sind die Fordersdtze auch von
der Schwere der Behinderung einer Person und den Auswirkungen der Behinderung in
konkreten Arbeitssituationen abhéngig.

o Leistungen der Integrationsimter fiir Investitionskosten: Hierunter fallen Kosten fiir Auf-
bau, Erweiterung, Modernisierung und Ausstattung. Unter Aufbau und Erweiterung fallt die
Forderung von Bau- und Sachinvestitionen. Nicht forderbar sind dagegen Grunderwerbs-
kosten oder Personal- und Kreditfinanzierungskosten, die Miete fiir Gewerberdume oder

andere Anlaufkosten. Modernisierung und Ausstattung betreffen insbesondere Maschinen,

71 Giinter Hotte, Integrationsamt Berlin (Interview).

72 Claudia Rustige, bag if (Interview).

73 Frank Jeromin, Mosaik Unternehmensverbund (Interview).

74 Vgl. Empfehlungen der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsdmter und Hauptfiirsorgestellen (BIH) zur
Forderung von Integrationsprojekten nach §§ 132 ff. Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGBIX), Download unter
www.gib.nrw.de/service/downloaddatenbank/bih-empfehlungen [10.5.2017].
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Geritschaften oder Biiroequipment. Reine Ersatzbeschaffungen sind nicht forderbar. Als For-
derung konnen Zuschiisse, Darlehen und Zinszuschiisse gewéhrt werden. Férderungen von
Investitionskosten dienen zur Schaffung und Sicherung von Arbeitsplitzen von Menschen
mit Behinderung und werden pro neu geschaffenem oder bestehendem Arbeitsplatz von Mit-
arbeiterInnen mit Schwerbehinderung berechnet. Um eine Verwendung der Fordermittel in
diesem Sinne sicherzustellen, bestehen Bindungspflichten pro gefordertem Arbeitsplatz. Art
und Hohe der Forderung richten sich nach dem Anteil an Beschiftigten mit einer Schwer-
behinderung sowie der wirtschaftlichen Situation des Unternehmens. Auch hinsichtlich der
Investitionskosten bestehen regional grofie Unterschiede in der Hohe der Forderung. Sie
schwanken bei den Zuschiissen zwischen 7.500 und 50.000 Euro pro Zielgruppenarbeitsplatz.

o Leistungen der Integrationsiamter zur Abdeckung des besonderen Aufwandes: Darunter
versteht man Aufwendungen fiir (arbeitsbegleitende) Tatigkeiten eines speziellen Betreu-
ungspersonals (z.B. psychosoziale Unterstiitzung) oder von KollegInnen sowie Aufwen-
dungen fiir an solche MitarbeiterInnen besonders angepasste Betriebsstrukturen und Be-
triebsprozesse. Auch hier bestehen Bundeslianderunterschiede hinsichtlich der finanziellen
Forderung. Beim besonderen Aufwand schwanken die geforderten Pauschalbetrige zwi-
schen 100 und 300 Euro pro Monat.

o Leistungen der Integrationsédmter fiir betriebswirtschaftliche Beratung: Zuschiisse wer-
den gewihrt fiir Griindungsberatung (z. B. Existenzgriindungsberatung, Durchfithrung von
Marktrecherchen) und fiir laufende betriebswirtschaftliche Beratung bei der Griindung
(z.B. Investitionsentscheidungen, Aufbau von Liquiditatsplanungen). Fiir die Griindungs-
beratung konnen bis zu 5.000 Euro Zuschiisse erfolgen, bei der laufenden betriebswirt-

schaftlichen Beratung bis zu 2.500 Euro pro Jahr.

Beispiel - Forderung fiir Inklusionsbetriebe durch das Integrationsamt Berlin
Investitionskosten fiir Aufbau, Erweiterung, Modernisierung und Ausstattung: Férderung von
Kosten durch Zuschiisse fiir Einrichtungs- und Ausstattungsgegenstinde (insbesondere Maschi-
nen und Gerite) sowie von Modernisierungsmafinahmen. Pro Arbeitsplatz eines Zielgruppen-
mitarbeiters bzw. einer Zielgruppenmitarbeiterin wird ein maximaler Zuschuss von 15.000 Euro
gewihrt. 20 Prozent der Kosten miissen als Eigenbeitrag durch die Inklusionsbetriebe erbracht
werden. Als Nachweis fiir die bestimmungsgemafle Verwendung der Gelder besteht je nach
Hohe der Forderung eine Bindungspflicht pro Einzelarbeitsplatz von ein bis drei Jahren.

Besonderer Aufwand: Die Forderung fiir besonderen Aufwand betrédgt pauschal pro
Vollzeitstelle 205 Euro.

Ausgleich auflergewohnlicher Belastungen: Die Forderungen in diesem Bereich gliedern
sich in einen Minderleistungsausgleich sowie Kosten fiir notwendige personelle Unterstiit-
zung. Die konkrete Hohe der Forderung richtet sich nach dem Ausmaf3 der Minderleistung
bzw. der notwendigen personellen Unterstiitzung. Diese werden durch ein Gutachten des
Integrationsfachdienstes des Integrationsamtes festgelegt. Folgende Stufen kénnen hier un-

terschieden werden:
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M i Monatlicher Personelle Unt.erstﬁtzung Monatlicher
Zuschuss pro Arbeitstag Zuschuss
30-35 Prozent 200 Euro 0,5-1 Stunde 90 Euro
35-45 Prozent 300 Euro 1-2 Stunden 180 Euro
45+ Prozent 400 Euro 2-3 Stunden 270 Euro
3+ Stunden 360 Euro

Die Summe dieser Leistungen und die Leistungen Dritter (z.B. Bundesagentur fiir Arbeit)
sollen insgesamt in einem angemessenen Verhiltnis zum Brutto-Jahreseinkommen stehen
und 50 Prozent dieses Einkommens nicht tiberschreiten. So liegt z.B. bei einer wochentli-
chen Beschiftigung von 40 Stunden und Zahlung des Mindestlohnes der Brutto-Lohn bei
1.496 Euro. Demnach kann in diesem Beispiel die Summe der Forderungen einen Betrag

von 748 Euro nicht tiberschreiten.

In Bezug auf die Forderung seitens der Integrationsdmter ist zu bedenken, dass auch Arbeitge-
ber, die laut gesetzlicher Definition keine Inklusionsbetriebe sind, Nachteilsausgleiche fir die
Beschiftigung von Menschen mit Schwerbehinderung erhalten kénnen. Konkret kénnen sie
Zuschiisse fiir Investitionen zur behindertengerechten Adaptierung des Arbeitsplatzes und Zu-
schiisse zu den Lohnkosten, als Minderleistungsausgleich sowie fiir die notwendige personelle
Unterstiitzung in Form von Hilfestellungen durch KollegInnen, erhalten. Sie erhalten allerdings
keine Leistungen zur Abdeckung besonderen Aufwandes, der Aufwendungen fiir psychosoziale
Betreuung oder fiir an MitarbeiterInnen mit Behinderung besonders angepasste Betriebsstruk-
turen und Betriebsprozesse umfasst. Die teilweise grofferen Fordermoglichkeiten fiir Inklusi-
onsbetriebe sollen diesen aber keinen Vorteil im Wettbewerb zu konventionellen Unternehmen
verschaffen, sondern dem Umstand Rechnung tragen, dass Inklusionsbetriebe durch den beson-
ders hohen Anteil schwerbehinderter Menschen an der Gesamtbelegschaft mit deutlich hoheren

Anforderungen an inklusionsgerechten Arbeitsbedingungen konfrontiert sind.

Leistungen der Bundesagentur fiir Arbeit

Der Leistungskatalog der Bundesagentur fiir Arbeit enthalt eine Vielzahl an Férdermoglichkei-
ten fiir Menschen mit Behinderung zur Forderung der Teilhabe am Arbeitsleben. Von beson-
derer Bedeutung im Bereich der Inklusionsbetriebe sind v.a. die zeitlich befristeten Eingliede-
rungszuschisse der Agentur fiir Arbeit nach §§ 88 ff. SGBIII. Diese konnen allerdings von allen
Arbeitgebern unabhéngig vom Status als Inklusionsbetrieb in Anspruch genommen werden.
Nach § 9o SGBIII konnen Menschen mit Schwerbehinderung bis zu 70 Prozent des Arbeits-

entgeltes tiber eine Forderdauer von bis zu 24 Monaten in Anspruch nehmen. Unter gewissen
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Voraussetzungen (besondere Betroffenheit, Alter tiber 55 Jahre) kann der Forderzeitraum auf
bis zu 96 Monate ausgedehnt werden. Die tatsdchliche Hohe der Eingliederungszuschiisse ist
abhingig von einer individuellen Bedarfsermittlung. Neben Forderungen im Rahmen des
SGBIII kann die Arbeitsagentur auch Zuschiisse an Inklusionsbetriebe im Rahmen des SGBII
erbringen. Bei diesen Zuschiissen handelt es sich aber um Zuschiisse, die nicht aufgrund einer
Schwerbehinderung der Person erbracht werden, sondern aufgrund des Status der Langzeit-
arbeitslosigkeit. Obwohl die Hohe der Forderungen durch die Bundesagentur fiir Arbeit die
finanziellen Leistungen von Seiten der Integrationsdmter tibersteigen kann, sind die Foérderun-
gen durch die Bundesagentur aufgrund der zeitlichen Befristung der Leistungen in der Praxis

der Inklusionsbetriebe weniger relevant als die Leistungen durch die Integrationsamter.

ErmaRigter Umsatzsteuersatz

Inklusionsbetriebe haben dariiber hinaus die Mdglichkeit, den Status als gemeinnitziger
Zweckbetrieb zu erhalten (§ 68 Abgabenordnung). Um diesen Status zu erhalten, miissen Inklu-
sionsbetriebe mindestens 40 Prozent besonders betroffene Menschen mit Schwerbehinderung
beschiftigen. Erfiillt ein Inklusionsbetrieb diesen Status, so kann dieser von einem reduzierten
Umsatzsteuersatz von sieben Prozent im Vergleich zu den reguldren 19 Prozent profitieren
($12 Umsatzsteuergesetz). Dies ist v.a. fiir jene Inklusionsbetriebe von hoher Relevanz, deren
Angebote sich an Endverbraucher richten. Daneben gibt es noch eine Reihe weiterer Steuer-
vergiinstigungen, die aber fiir Inklusionsbetriebe weniger praktische Relevanz aufweisen und

deshalb im Rahmen dieser Studie nicht im Detail dargestellt werden.

Private Forderinitiativen

Zum Teil besteht fiir Inklusionsbetriebe auch die Méglichkeit, in Ergdnzung zu Forderungen
von Offentlicher Seite durch private Initiativen Forderungen zu erhalten. Ein Beispiel stellt hier
die Férderung durch die »Aktion Mensch« dar. Die »Aktion Mensch« ist eine Organisation,
die sich fiir Inklusion einsetzt. Im Rahmen ihrer Aktivititen fordert sie auch Initiativen zur
Starkung der Teilhabe in verschiedenen Lebensbereichen. Im Bereich Arbeit fiir Menschen mit
Behinderung haben Inklusionsbetriebe die Moglichkeit, Forderungen fiir Vorlaufaktivitéten,
den Auf- oder Ausbau, zur Sicherung des Bestandes sowie allgemeine Projektférderungen zu
erhalten. Die Forderungen sind zeitlich befristet und erfordern auch einen nachgewiesenen
Eigenbeitrag der Inklusionsbetriebe. Maximal kénnen Inklusionsbetriebe hier Férderungen in

der Hohe von 250.000 Euro in einem maximalen Forderzeitraum von fiinf Jahren erhalten.”

75 Vgl. Aktion Mensch, Forderrichtlinien 2017, Seite 7, Download unter www.aktion-mensch.de/dam/foerderung/
download-dateien/aktion-mensch-foerderrichtlinien-2017-barrierefrei.pdf [8.5.2017].
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Forderprogramm Inklusionsinitiative Il — Alle im Betrieb

Seit Mai 2016 lauft das dreijdhrige Férderprogramm »Inklusionsinitiative IT - Alle im Betrieb«,
womit neu entstehende Arbeitsplétze in Inklusionsbetrieben gefordert werden sollen. Das Pro-
gramm ist mit 150 Millionen Euro dotiert. Die Mittel dafiir stammen aus Uberschiissen des
Bundesanteiles der Ausgleichsabgabe. Es unterstiitzt den Aufbau und die Erweiterung von In-
tegrationsfirmen. Zudem gleicht es auflergewohnliche Belastungen mit laufenden Personalkos-
tenzuschiissen aus und entspricht damit, was die Grundlogik der Forderinstrumente betriftt,
den weiter oben dargestellten Forderungen durch das Integrationsamt aus den Mitteln der
Ausgleichszulage. Dieses Forderprogramm wird ebenfalls {iber die Integrationsdmter abgewi-
ckelt. Gefordert werden ausschliefllich neu geschaffene Arbeits- oder Ausbildungsplatze fiir
schwerbehinderte Menschen. Ein besonderes Engagement bei der betrieblichen Gesundheits-
forderung und der beruflichen Weiterbildung wirkt sich positiv auf die Hohe der Férderung
aus. Neben besonders betroffenen schwerbehinderten Menschen sollen von dem Programm
auch langzeitarbeitslose schwerbehinderte Menschen und chronisch psychisch kranke Men-

schen ohne anerkannte Schwerbehinderung profitieren.

Bevorzugung bei der Vergabe von o6ffentlichen Auftragen

Wichtig ist auch die bevorzugte Vergabe von 6ffentlichen Auftragen an Bieter, die sich einer
inklusiven Beschiftigung verpflichten. Dies ist im Vergaberecht vorgesehen. Mit der Ein-
fithrung des neuen Bundesteilhabegesetzes werden hier auch explizit Inklusionsbetriebe als
Einrichtungen genannt, die bei der Vergabe von offentlichen Auftragen bevorzugt bedacht

werden konnen.”®

4.1 Forderung in Zahlen

Im Jahr 2015 wurden 847 Inklusionsbetriebe aus Mitteln der Ausgleichsabgabe durch die
Integrationsamter gefordert. Wie in Tabelle 2 zu sehen ist, erhielten die Inklusionsbetriebe
insgesamt 78,8 Millionen Euro an Férderungen. Rund 64 Millionen Euro bzw. 81 Prozent der
Gesamtforderungen entfielen dabei auf Nachteilsausgleiche fiir die spezifischen Belastungen,
die als Produktivitatsausgleich aufgrund einer Leistungsminderung bei Beschiftigten mit
einer Schwerbehinderung dienen und auf Forderungen zur Abdeckung eines besonderen
personellen Aufwands fiir die Unterstiitzung der beeintrachtigten Beschiftigten. Mit den

76 Vgl. §224 SGBIX: Vergabe von Auftrigen durch die 6ffentliche Hand: (1) 1 Auftrige der 6ffentlichen Hand, die von
anerkannten Werkstitten fiir behinderte Menschen ausgefiihrt werden kénnen, werden bevorzugt diesen Werkstatten
angeboten. 2 Die Bundesregierung erldsst mit Zustimmung des Bundesrates hierzu allgemeine Verwaltungsvorschrif-
ten. (2) Absatz 1 gilt auch fiir Inklusionsbetriebe.
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78,8 Millionen Euro an Gesamtférderungen konnten insgesamt Arbeitsplatze fiir 11.443 Men-
schen mit Schwerbehinderung in Inklusionsbetrieben gesichert werden, was einer Forder-
summe von 6.886 Euro pro Arbeitsplatz eines Menschen mit Schwerbehinderung in Inklusi-

onsbetrieben im Jahr 2015 entspricht.

Tabelle 2: Leistungen an Inklusionsbetriebe durch die Integrationsamter, 2015

Leistungen Euro (in Millionen)
Aufbau, Erweiterung, Modernisierung und Ausstattung 12.880.000
Laufende betriebswirtschaftliche Beratung 1.990.000
Abdeckung eines besonderen Aufwandes 23.660.000
Ausgleich aulergewdhnlicher Belastungen 40.270.000
Insgesamt 78.800.000

Quelle: BIH (Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsamter und Hauptfiirsorgestellen), Jahresbericht 2015/2016, Seite 31

Tabelle 3 veranschaulicht das Verhiltnis der einzelnen Arten von Férderungen zueinander
sowie im Vergleich zu den Markterlésen der Unternehmen. Die folgenden Daten stammen
aus Monitoringdaten der FAF gGmbH. Betrachtet wurden dabei 85 Inklusionsbetriebe in drei
deutschen Bundesldndern (Hessen, Sachsen, Schleswig Holstein). Die Zahlen machen einer-
seits deutlich, dass die Férderungen von Seiten der Integrationsimter mit rund acht Millionen
Euro den Hauptteil der Férderungen an Inklusionsbetriebe ausmachen. Ebenfalls ersichtlich
ist, dass Inklusionsbetriebe dem Anspruch gerecht werden, einen Hauptteil ihrer Kosten iiber
Markterlose zu decken. Insgesamt konnten die betrachteten Inklusionsunternehmen 2016
106 Millionen Euro an Markterlgsen erzielen. Dem gegeniiber stehen 172 Millionen Euro an
Forderungen, die in Anspruch genommen wurden. Demnach erwirtschafteten die betrachteten

Inklusionsbetriebe ihre Erlose zu rund 86 Prozent tiber den Markt.

Tabelle 3: Einkommensquellen von Inklusionsbetrieben

Euro (in Millionen)

SGBIII (Bundesagentur flr Arbeit) 3.500.000
Sonstige Foérderungen (z.B. Aktion Mensch, ESF) 5.700.000
SGBIX (Integrationsamt) 8.000.000
Netto-Umsatzerlése* 106.000.000

* Der Netto-Umsatz bezeichnet den Umsatz abziglich Umsatzsteuer, Erlésschmalerung, Nachlassen aufgrund von Mangelriigen und
ahnlichen Umsatzminderungen bzw. Gutschriften.

Quelle: FAF Monitoringdaten 2016
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Tabelle 4 zeigt den Budgetplan des Inklusionsbetriebes » VIA Integrations gGmbH - Gut Heb-
scheid« mit 9o MitarbeiterInnen, davon 33 ZielgruppenmitarbeiterInnen. Bei den Mitarbeite-
rInnen ohne Behinderungen gibt es einen groflen Anteil, der nur auf geringfiigiger Basis, zum
Abdecken von Spitzenzeiten im Gastronomiebereich, beschiftigt ist. Dargestellt werden die
wichtigsten Einnahmen- und Ausgabenposten. Auch hier wird deutlich, dass das Unternehmen
den Grofiteil seiner Erlose (78,22 Prozent) iiber den Markt erwirtschaftet. Der Budgetplan,
der als typisch fiir die meisten Inklusionsbetriebe betrachtet werden kann, macht aber auch
deutlich, dass Forderungen zum Ausgleich der durch die Beschiftigung von Menschen mit
Schwerbehinderung entstehenden Nachteile fiir den Inklusionsbetrieb essenziell sind, um po-
sitiv bilanzieren zu kénnen. So weist das Budget ohne Einbeziehung der Férderungen einen
Verlust von 492.100 Euro aus. Werden die Férderungen miteinbezogen, ergibt sich dagegen ein
Gewinn von 25.700 Euro tiber das Geschiftsjahr 2017.

Tabelle 4: Budgetplan der »VIA Integrations gGmbH — Gut Hebscheid« fiir das Jahr 2017

Griine Laden  Gastronomie,
und Hauswirtschaft Summe
Griine Kiste und Theater

Regiekosten, Anbau
Overhead Gut Hebscheid

Raum 12.000 12.000 24.000 120.000 168.000
Personal 107.000 189.600 199.100 782.400 1.278.100
Verwaltung 18.000 12.000 24.000 48.000 102.000
Sonstiges 0 54.000 390.000 324.000 768.000
Absetzung fiir 6.000 12.000 6.000 12.000 36.000
Abnutzungen

Summe 143.000 279.600 643.100 1.286.400 2.352.100
Ausgaben

Umsatzerlose 0 180.000 600.000 1.080.000 1.860.000
Ergebnis ohne ~143.000 -99.600 ~43.100 ~206.400 -492.100
Foérderungen

Lohnkostenzuschiisse 69.000 72.000 20.400 133.200 294.600
nach SGBII

Férderungen nach

oiat 34.800 31.200 46.800 110.400 223.200
Ergebnis mit ~39.200 3.600 24.100 37.200 25.700
Foérderungen
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5 Nutzen des Modells

Inklusionsbetriebe haben einen klaren sozialen Auftrag. Sie sollen Beschiftigungsmoglich-
keiten am allgemeinen Arbeitsmarkt fiir all jene Menschen bieten, die aufgrund der Schwere
ihrer Behinderung keine oder kaum Chancen auf eine Beschiftigung am allgemeinen Ar-
beitsmarkt haben. Indem sie diesen sozialen Auftrag erfiillen und gleichzeitig unter Wett-
bewerbsbedingungen wirtschaften, konnen sie als Beispiel fiir eine sozialunternehmerische
Demokratie gesehen werden und sind Sinnbild fiir das, was mit dem Begriff soziale Markt-
wirtschaft gemeint ist.””

Im Folgenden sollen sowohl der soziale Mehrwert des Modells der Inklusionsbetriebe nédher
beleuchtet und gleichzeitig auch vertiefende Blicke auf den volkswirtschaftlichen Nutzen dieses
Instrumentes geworfen werden: »Integrationsfirmen bieten Chancen fiir Chancenlose. Sie sind
mit schwerbehinderten Mitarbeitern erfolgreich. Integrationsfirmen arbeiten, effektiv, effizient
und wirtschaftlich. Leute, die in >normalen« Firmen nicht einmal zum Vorstellungstermin ge-

laden wiirden, kénnen dort titig sein.«”8

5.1 Sozialer Mehrwert

Inklusionsbetriebe sind »Leuchttiirme« (Peter Stadler, FAF gGmbH), die Wege zu einer inklusi-
ven Arbeitswelt aufzeigen. Auch wenn aktuell ihre Bedeutung bei der Beschaftigung von beson-
ders betroffenen Menschen mit Schwerbehinderung, was die Anzahl der Arbeitsplitze betrifft,
noch recht gering ist (ein Prozent aller Beschéftigten mit Schwerbehinderung), ibernehmen sie
eine wichtige Beispielfunktion fiir Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Arbeitsleben.
Sie zeigen auf, dass moglich ist, was viele Unternehmen bislang noch fiir unméglich halten: dass
Menschen mit schweren Beeintrachtigungen unter inklusionsgerechten Arbeitsbedingungen
einen wertvollen Beitrag zum wirtschaftlichen Erfolg von Unternehmen leisten kénnen. Auch
mit Blick auf den demographischen Wandel und dem damit verbundenen Schrumpfen des
Arbeitskriftepotenzials ist diese Beispielfunktion sehr wichtig.”®

77 Vgl. Prantl 2015, Seite 21.
78 Prantl 2015, Seite 23.
79 Vgl. Clever 2015, Seite 18.
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Die Beschiftigung von Menschen mit Schwerbehinderung leistet einen wichtigen Beitrag
zur Verbesserung der Lebenssituation von Menschen mit Behinderung. Das betrifft einerseits
die rechtliche Gleichstellung der Arbeitsverhéltnisse mit Arbeitsverhaltnissen auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt. Dadurch erhalten die Beschiftigten mit Behinderung ein entsprechendes
Einkommen zur selbstdndigen und selbstbestimmten Finanzierung des Lebensunterhaltes, was
dabei hilft, soziale Verelendung zu verhindern.®® Andererseits geht es bei dieser Zielgruppe
v.a. auch um die sinnstiftenden Erfahrungen des Arbeitsalltages, die sonst in keinem anderen
Lebensbereich gegeben sind. Dazu zdhlen die personliche Weiterentwicklung, die Begegnung
mit anderen Menschen und KollegInnen sowie die Einbindung in Ablaufe, die die Wirtschaft
am Laufen halten.®!

Durch inklusionsgerechte Arbeitsstrukturen erméglichen sie einen stufenweisen Einstieg
ins Arbeitsleben, bei dem Menschen mit Behinderung Schritt fiir Schritt ihr Leistungsniveau
heben kénnen, um so gegebenenfalls zu einem spéteren Zeitpunkt den Sprung in ein konven-
tionelles Unternehmen am 1. Arbeitsmarkt schaffen zu kénnen.3?

Inklusionsbetriebe leisten einen wichtigen Beitrag zum Abbau von Vorurteilen,® weil dort
behinderte und nicht-behinderte Menschen aufeinandertreffen, und zwar sowohl betriebsin-
tern als auch nach auflen, dies z.B. im Zuge des KundInnenkontaktes. Dies ist v.a. fiir jene
Menschen von besonderer Bedeutung, bei denen die Form der Behinderung nach wie vor mit
einem gesellschaftlichen Stigma verbunden ist, wie z.B. bei Menschen mit psychischen Erkran-
kungen, die ihre Krankheit in Inklusionsbetrieben nicht verstecken miissen.3*

Inklusionsbetriebe haben sich durch ihre langjahrige Erfahrung in der Arbeit mit der Ziel-
gruppe zu Spezialisten fiir inklusive Teilhabe besonders betroffener Menschen mit Behinde-
rung entwickelt. Das triftt v.a. auf Menschen mit seelischen Erkrankungen, geistiger Behinde-
rung und UbergingerInnen von Werkstitten fiir behinderte Menschen zu.%

5.2 Volkswirtschaftlicher Nutzen

Bislang fehlt es noch an einer systematischen Erfassung und Quantifizierung der Wertbei-
trage, die Inklusionsbetriebe fiir die deutsche Volkswirtschaft leisten. Allerdings sprechen die
bislang vorliegenden Erfahrungen und Untersuchungen fiir einen sehr positiven volkswirt-
schaftlichen Nutzen.

Deutsche Inklusionsbetriebe leisten einen Beitrag zur Wertschopfung Deutschlands von

rund einer Dreiviertelmilliarde Euro jahrlich. Inklusionsbetriebe und deren Beschiftigte

80 Vgl. Prant] 2015, Seite 24.

81 Vgl. Pfeiffer 2015, Seite 19.

82 Vgl. Prant] 2015, Seite 24.

83 Vgl. Heckmann 2015, Seite 87.

84 Peter Stadler, FAF gGmbH (Interview).
85 Vgl. Stadler 2015b, Seite 147.
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fithren Lohnsteuer und Sozialversicherungsbeitrage im Umfang von schéitzungsweise 100
bis 150 Millionen Euro pro Jahr ab. Auflerdem bestehen neu gegriindete Inklusionsbetriebe
linger am Markt als vergleichbare Neugriindungen von konventionellen Unternehmen.¢

Eine Analyse des Social Return on Investment durch die Unternehmensberatung Price-
waterhouseCoopers ergab fiir den Inklusionsbetrieb » DialogMuseum« in Frankfurt am Main,
dass fiir jeden Euro, der an das Unternehmen - durch Markterlose und Forderungen - geliefert
wird, ein gesellschaftlicher Wertbeitrag von 3,39 Euro geleistet wird. Einbezogen wurde bei der
Berechnung des Social Return on Investment der Wertbeitrag des Museums in den Bereichen
Beratung, Beschiftigung, Bildungsfunktion, Inklusionsfunktion, Tourismusfunktion, Qualifi-
zierungsfunktion und Vermittlungsfunktion.”

Ein Beispiel fiir eine Betrachtung der volkswirtschaftlichen Effekte von Inklusionsbe-
trieben iiber eine grofere Zahl von Inklusionsbetrieben hinweg findet sich in der Studie
»Arbeit fiir Menschen mit Behinderung« des Ministeriums fiir Arbeit, Soziales, Familie und
Gesundheit des Bundeslandes Rheinland-Pfalz aus dem Jahr 2005. Hierbei wurde ein ge-
samtfiskalischer Vergleich zwischen einer Beschiftigung von Menschen mit Schwerbehin-
derung in einer Werkstatt fiir behinderte Menschen (WfbM), einer Beschiftigung in einem
Inklusionsbetrieb, einer nicht-geférderten Beschiftigung in einem konventionellen Unter-
nehmen sowie der Arbeitslosigkeit eines Menschen mit Schwerbehinderung vorgenommen.
Dabei wurden auf Seite der offentlichen Ausgaben die Kosten eines Werkstattplatzes, die
Forderkosten einer Beschiftigung in einem Inklusionsbetrieb (investive Zuschiisse, Kos-
ten fiir Betreuung, Minderleistungsausgleich) und das Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit
einbezogen. Auf Seite 6ffentlicher Einnahmen wurden Einkommenssteuern und Solidari-
tatszuschlag® bei Beschiftigung (Inklusionsbetrieb und nicht-geférderte Beschiftigung),
Sozialversicherungsbeitrige sowie eingenommene Umsatzsteuer fiir Konsumausgaben mit-
einbezogen.

Im Rahmen der Studie wurden verschiedene Szenarien in Abhingigkeit von bestimmten
Personenmerkmalen berechnet (Anspruch auf WfbM-Platz, Familienstatus, Dauer der Arbeits-
losigkeit). Die Unterscheidung, ob eine Person Anspruch auf einen Werkstéttenplatz hat oder
nicht, ist deshalb wichtig, da der 6ffentlichen Hand durch einen hoheren Minderleistungsaus-
gleich und eine Teiliibernahme der Rentenversicherungsbeitrage durch den Bund hohere Kos-
ten entstehen als bei einer Person ohne Anspruch auf einen WfbM-Platz. Der Familienstatus
ist fiir die Zuordnung der Steuerklasse ausschlaggebend und hat damit Auswirkungen auf die
abzufiihrende Lohnsteuer. Die Dauer der Arbeitslosigkeit ist mafigeblich dafiir, welche Hohe
an Arbeitslosenunterstiitzung eine Person erhalt. In untenstehender Tabelle 5 werden folgende
Szenarien abgebildet:

86 Vgl. Stadler 2015, Seite 38f.

87 Vgl. Stadler 2015, Seite 40.

88 Der Solidarititszuschlag ist eine Erganzungsabgabe zur Einkommenssteuer, Kapitalertragssteuer und Kérperschafts-
steuer in Deutschland. Der Solidarititszuschlag betragt 5,5 Prozent des Steuerbetrags aus Einkommen-, Kapitaler-
trags- und Korperschaftssteuer (§ SolZG).
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o Person mit Schwerbehinderung bezieht Arbeitslosengeld I;

o Person mit Schwerbehinderung in einer WtbM;

o Person mit Schwerbehinderung in einem Inklusionsbetrieb beschiftigt und Anspruch auf
einen WfbM-Platz;

o Person mit Schwerbehinderung in einem Inklusionsbetrieb beschiftigt ohne Anspruch auf
einen WfbM-Platz;

o Person mit Schwerbehinderung in einem konventionellen Unternehmen nicht-geférdert
beschiftigt.

Wie Tabelle 5 zeigt, entstehen die hochsten Kosten bei einem Platz in einer Werkstitte fiir
behinderte Menschen (1.583,60 Euro) und die geringsten Kosten, abgesehen von einer nicht-ge-
forderten Beschiftigung, bei der Beschiéftigung einer Person ohne Anspruch auf einen WfbM-
Platz in einem Inklusionsbetrieb. Besonders interessant ist der Vergleich von Arbeitslosigkeit
und Beschiftigung einer Person mit Anspruch auf einen WfbM-Platz. Hier liegen die Kosten
einer Beschiftigung in einem Inklusionsbetrieb (1.163,50 Euro) {iber jenen der Arbeitslosigkeit
einer Person mit Schwerbehinderung (1.008,49 Euro). Bezieht man aber die Einnahmen der
offentlichen Hand ein, die durch Sozialversicherungsbeitrage, Einkommenssteuern und Kon-
sum entstehen, und betrachtet das Saldo aus offentlichen Ausgaben und Einnahmen, dreht
sich die Situation um. Die Beschiftigung einer Person mit Anspruch auf einen WfbM-Platz
(-324,12 Euro) in einem Inklusionsbetrieb ist deutlich giinstiger als der rein passive Bezug von
Arbeitslosengeld I (536,15 Euro). Noch giinstiger fiir die 6ffentliche Hand ist die Beschiéftigung
einer Person mit Schwerbehinderung in einem Inklusionsbetrieb ohne Anspruch auf einen
WibM-Platz (-152,95 Euro).

Tabelle 5: Gegeniiberstellung 6ffentlicher Einnahmen/Ausgaben bei unterschiedlichem
Beschiftigungsstatus

Ausgaben pro Person Saldo Einnahmen/Ausgaben

pro Monat in Euro pro Monat in Euro
Arbeitslosengeld | 1.008,49 -536,15
Werkstatt fiir behinderte Menschen 1.583,60 -1.129,77
e W
et legtonsin
Nicht-geférderte Beschaftigung von Personen mit 0,00 839,38

Schwerbehinderung in konventionellem Unternehmen

Quelle: Egner 2005, Seite 59ff.
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Bei der Interpretation des oben dargestellten Vergleichs unterschiedlicher Beschaftigungsstatus
muss berticksichtigt werden, dass die Zielgruppen der verschiedenen Beschaftigungsformen in
der Praxis sehr unterschiedlich sind und ein Wechsel zwischen diesen Beschiftigungsformen
aufgrund unterschiedlicher Leistungsanforderungen nur fiir einen geringen Teil der jeweiligen
Zielgruppe moglich wire. So ist es sehr unwahrscheinlich, dass eine Person mit entsprechenden
behinderungsbedingten Einschrinkungen gleichzeitig fiir die Beschiftigung in einer WfbM,
einem Inklusionsbetrieb oder fiir nicht-geférderte Beschéftigung in einem konventionellen
Unternehmen in Frage kommt. Inklusionsbetriebe stellen zwar eine Briickenfunktion zwischen
Wi{bM und dem 1. Arbeitsmarkt dar, de facto kommt aufgrund der Leistungsminderungen der
Zielgruppe nur ein geringer Teil der Menschen, die in WfbM in Beschiftigung sind, fiir eine
Beschiftigung in einem Inklusionsbetrieb in Frage. Gleiches gilt fiir den Vergleich mit einer
Beschiftigung in einem konventionellen Unternehmen. Auch ist davon auszugehen, dass die
Beschiftigung einer Person, die zur Zielgruppe einer WibM oder eines Inklusionsbetriebes
gehort, auch in einem konventionellen Unternehmen durch Forderungen zum Nachteilsaus-
gleich gefordert wiirde.

In Monitoring-Projekten der FAF gGmbH wird standardmiflig die Riickflussquote von
Inklusionsbetrieben berechnet. Dabei werden nicht nur die Riickfliisse durch die Beschiftigten
mit Behinderung miteinbezogen, sondern die Sozialversicherungsbeitrige aller Beschiftigten
in den Inklusionsbetrieben. Dariiber hinaus werden zur Berechnung der Riickflussquote eine
fiktive Lohnsteuer von zehn Prozent und 6ffentliche Nachteilsausgleiche und Férderungen an
Inklusionsbetriebe herangezogen. Die abgefiihrte Umsatzsteuer wird in der Berechnung aus
methodischen Griinden (Vorsteuerabzug bei gewerblichen Auftraggebern) nicht einberechnet.
Fiir die Bundeslander Hessen, Sachsen, Brandenburg und Schleswig-Holstein wurde im Jahr
2015 eine durchschnittliche Rickflussquote von 217 Prozent errechnet, d.h., jeder Euro, der
als Nachteilsausgleich und aus sonstigen offentlichen Mitteln investiert wird, wird mehr als
verdoppelt an die 6ffentliche Hand zuriickgezahlt. Hier ist jedoch kritisch zu hinterfragen, ob
die Einbeziehung der Beschiftigten ohne Behinderung bei der Berechnung der Riickflussquote
zuldssig ist. Grundsitzlich muss davon ausgegangen werden, dass diese Beschiftigten alternativ
bei einem konventionellen Unternehmen beschiftigt wiren. Dementsprechend wiirde sich die
berechnete Riickflussquote zumindest halbieren, wenn dieser Umstand beriicksichtigt wiirde,

was immer noch ein positives Ergebnis wire.
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6 Erfolgsfaktoren bei Inklusionsbetrieben

Hinsichtlich der Erfolgsfaktoren miissen zwei Fragen unterschieden werden. Zum einen
geht es um die Frage nach Faktoren, die den Erfolg des Instrumentes insgesamt begiinstigen.
Gemeint ist damit die Motivation zur Griindung und Fithrung eines Inklusionsbetriebes.
Zum anderen geht es um die Frage, welche Faktoren den Erfolg von einzelnen Inklusions-

betrieben beeinflussen.

6.1 Erfolgsfaktoren auf der Makroebene

Die Umsetzung von Inklusionsbetrieben erfolgt bis auf einige Ausnahmen auf regionaler bzw.
kommunaler Ebene. Die erfolgreiche Griindung von Inklusionsbetrieben und die Dynamik in
diesem Teilsegment der Unternehmenslandschaft ist sehr stark vom Engagement und der Zu-
sammenarbeit der auf diesen Ebenen titigen AkteurInnen (Integrationsdmter, Bundesagentur
fir Arbeit, private Stiftungen, politische EntscheidungstrégerInnen) und den dadurch geschaf-
fenen Rahmenbedingungen abhéngig. Beispiele fiir Bundesldnder, die sehr offensiv versuchen,
das Entstehen von Inklusionsbetrieben zu férdern, sind Rheinland-Pfalz und Nordrhein-West-
falen. Durch politische Entscheidungen und aktive Bewerbung in den letzten 15 Jahren sind hier
besonders viele Inklusionsbetriebe und Integrationsabteilungen entstanden, was auch durch
den erginzenden Einsatz von Landesmitteln und die Schaffung spezieller Unterstiitzungsstruk-
turen ermdglicht wurde.

Das Engagement und die Zusammenarbeit der beteiligten AkteurInnen und eine ent-
sprechende Forcierung des Modells der Inklusionsbetriebe ist v.a. dort wahrscheinlich,
wo es bestehenden Inklusionsbetrieben gelingt, erfolgreiche Beispiele fiir die Umsetzung
von Inklusionsbetrieben darzustellen. Durch den individuellen Erfolg von einzelnen In-
klusionsbetrieben kann so ein selbstverstirkender Effekt entstehen, der bessere Rahmen-
bedingungen fiir Inklusionsbetriebe begiinstigt und so die Griindungstitigkeit in diesem
Segment fordert.

Damit Inklusionsbetriebe oder Integrationsabteilungen gegriindet werden, ist es wichtig,
dass diese eine Chance auf wirtschaftlichen Erfolg haben und dass mogliche wirtschaftliche
Nachteile durch die Beschiftigung eines hohen Anteiles an Menschen mit Schwerbehinde-

rung ausgeglichen werden konnen. Deshalb stellt das aktuelle Fordersystem eine wichtige
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Voraussetzung fiir den Erfolg des Modells der Inklusionsbetriebe dar. Dass dieser Nachteils-
ausgleich selbstverstidndlich tiber fixe, laufende Ausgleiche finanziert wird, ist eine wesentliche
Notwendigkeit.

Durch den Status der Gemeinniitzigkeit konnen Inklusionsbetriebe einen vergiinstigten
Umsatzsteuersatz nutzen. Dies kann v.a. im Business-to-Customer-Bereich wichtige Vorteile
bieten. Voraussetzung dafiir ist das Erfiillen einer Beschiftigungsquote von 40 Prozent. Aller-
dings ist die Erlangung des Status »Gemeinniitzigkeit« ein anspruchsvoller Prozess. Ein Ge-
schiftsfiithrer eines interviewten Inklusionsbetriebes rit daher, sich vor der Beantragung mit
den Behorden in Verbindung zu setzen und die Bedingungen fiir die Erlangung des Status
»Gemeinniitzigkeit« zu sondieren.®

Einen zusitzlichen finanziellen Anreiz zur Griindung von Inklusionsbetrieben stellt die be-
vorzugte Vergabe von 6ffentlichen Auftrigen an Bieter, die sich einer inklusiven Beschiftigung
verpflichten, dar. Diese ist im Vergaberecht ausdriicklich geregelt und schaftt Inklusionsun-
ternehmen einen Vorteil gegeniiber MitbewerberInnen, die inklusive Beschiftigung nicht in

diesem Ausmaf} oder gar nicht umsetzen.*®

6.2 Erfolgsfaktoren auf der Mikroebene

Inklusionsbetriebe stehen im Wettbewerb mit anderen Unternehmen, miissen wirtschaftlich
erfolgreich und gleichzeitig sozial engagiert sein. Es muss ihnen gelingen, Wettbewerbsfihig-
keit und Rentabilitdt auf der einen Seite und die Beschiftigung einer hohen Zahl an Menschen
mit Schwerbehinderung auf der anderen Seite erfolgreich miteinander zu verbinden. Deshalb
ist es besonders wichtig, dass Inklusionsbetriebe Marktchancen identifizieren, wirtschaftlich
tragfahige Konzepte entwickeln, mit einem soliden Marketing kombinieren und eine de-
taillierte betriebswirtschaftliche Planung ausarbeiten.”! Insgesamt kommt es auf die richtige
Mischung aus unternehmerischem Know-how und einem Gespiir fiir die Moglichkeiten der
Zielgruppe an.”?

Der iiberwiegende Teil der Inklusionsbetriebe wird durch Organisationen gegriindet, die
eine soziale Zielsetzung verfolgen. Dementsprechend stark ausgeprigt ist hier in den meisten
Fillen das Wissen tiber die Arbeit mit der Zielgruppe. Was héufig nicht so ausgepragt ist, ist
UnternehmerInnengeist bzw. unternehmerisches Know-how. Auch wenn bei Inklusionsbetrie-
ben (zumindest teilweise) soziale Zielsetzungen im Vordergrund stehen, miissen sie wie Unter-
nehmer agieren. Deshalb gibt es auch Unterstiitzung in Form von Beratungsprozessen, wie z.B.

durch die FAF, die die entsprechende Expertise mitbringen, wissen wie ein guter Businessplan

89 Frank Jeromin, Mosaik Unternehmensverbund (Interview).
90 Vgl. Schwendy 2015, Seite 163.

91 Vgl. BIH 2016, Seite 30.

92 Frank Jeromin, Mosaik Unternehmensverbund (Interview).
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auszusehen hat und auch ein Gespiir dafiir haben, ob eine Initiative erfolgsversprechend ist
oder ob die Initiatoren das Vorhaben besser nicht umsetzen sollten.*?

Basis eines guten Businessplanes ist die Identifikation von geeigneten Geschiftsfeldern und
Marktchancen. Auch hier sind inklusive und unternehmerische Aspekte in gleichem Mafle zu
berticksichtigen. Im Hinblick auf die Inklusion der Zielgruppe ist bei der Wahl eines geeigne-
ten Geschiftsfeldes zu bedenken, ob geeignete Fachkrifte am Arbeitsmarkt verfiigbar sind, die
unter den Bedingungen in Inklusionsbetrieben bereit sind zu arbeiten, was v.a. in Bezug auf
die Anleitungsfunktion bei ZielgruppenmitarbeiterInnen nicht immer gegeben ist. In weiterer
Folge ist zu analysieren, inwiefern es im anvisierten Geschaftsfeld moglich ist, inklusive Ar-
beitsstrukturen und ein entsprechendes Arbeitsumfeld zu schaffen. In welchen Branchen und
in welchen Funktionen Menschen mit Schwerbehinderung gut in den Arbeitsprozess integ-
riert werden konnen, hingt dabei eng mit der Art und Schwere der Behinderung zusammen.
Allgemein lésst sich jedoch v.a. bei Menschen mit geistiger oder seelischer Beeintréichtigung
sagen, dass Geschiftsbereiche sehr gut geeignet sind, die eine gute Vorausplanung der Arbeits-
prozesse erlauben. Es kann daher bei der Auswahl von geeigneten Geschiftsfeldern bei diesen
Zielgruppen der allgemeine Grundsatz gelten: Je planbarer ein Prozess ist, desto geeigneter. Je
unplanbarer ein Prozess, desto ungeeigneter. Dies liegt v.a. daran, dass bei diesen Zielgruppen
nur eine geringe Stressresistenz gegeben ist.”* Fiir die Identifikation und Nutzung von Markt-
chancen ist es wichtig, die Entwicklung der Mérkte und der Rahmenbedingungen im Auge zu
behalten und zu kennen. So hat beispielsweise der Trend zur Ganztagsschule gute Geschifts-
moglichkeiten im Bereich des Schulcaterings geschaffen. Ein weiteres Beispiel sind Reinigungs-
dienstleistungen. Hier konnen Inklusionsbetriebe die Probleme nicht-inklusiver Unternehmen
bei der MitarbeiterInnenrekrutierung ausniitzen. Das Erkennen einer Marktchance kann aber
auch bedeuten, die Behinderung der MitarbeiterInnen als Stirke zu nutzen. Ein Beispiel hierfiir
stellt die Softwaretestung durch Menschen mit Asperger-Behinderung dar. Genauso wichtig
wie das Erkennen einer Marktchance ist es auch, sich rechtzeitig aus einem Geschaftsfeld zu-
riickzuziehen, wenn die Marktbedingungen kein erfolgreiches Wirtschaften mit der Zielgruppe
mehr zulassen. So wird sich beispielsweise der Inklusionsbetrieb Mosaik in Berlin aufgrund der
mittlerweile starken Konkurrenzsituation und mangelnder Wettbewerbsfihigkeit der eigenen
Betriebe aus dem Geschiftsbereich der Bio-Léaden zurtickziehen.

Je nach Branche braucht es auch eine grundlegende Kapitalausstattung, um die Griindung
eines Inklusionsbetriebes zu erméglichen (Geschaftsraumlichkeiten, Maschinen, Arbeitsmate-
rialien etc.).” Hier kénnen Inklusionsbetriebe unter gewissen Voraussetzungen Unterstiitzung
bei der Finanzierung von Investitionskosten erhalten.

Weitere wichtige Erfolgsfaktoren bei der Griindung und Fithrung von Inklusionsbetrieben
stellen Kooperation und Vernetzung dar. Das betriftt einerseits Fordergeber und andere relevante

93 Claudia Rustige, bag if (Interview).
94 Frank Jeromin, Mosaik Unternehmensverbund (Interview).
95 Claudia Rustige, bag if (Interview).
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offentliche Akteure (z.B. Finanzamt), wo ein enger Kontakt und gutes Einvernehmen dabei hel-
fen, Unterstiitzung zu sichern, womit leichter Fehler vermieden werden konnen, die im Nachhi-
nein schwerwiegende finanzielle Konsequenzen haben kénnen. Ein anderes Beispiel ist die Mit-
gliedschaft in Berufsverbanden. Hier kann juristische Hilfe in Anspruch genommen werden, und
der Austausch mit Unternehmen derselben Branche ermdglicht Lernerfahrungen. Umgekehrt
bekommen so die konventionellen Unternehmen aus nachster Nahe mit, dass Inklusionsbetriebe
auch unter Marktbedingungen arbeiten und durch die Forderungen keinen Wettbewerbsvorteil
haben. Das ist ein wichtiger Aspekt fiir die Akzeptanz von Inklusionsbetrieben in der Branche.
Aber auch die Vernetzung und Kooperation von Inklusionsbetrieben untereinander erleichtern
den Erfahrungsaustausch miteinander und konnen wichtige Hilfestellungen in der Griindungs-
phase bieten. Beispiele sind etwa der embrace-Verbund im Bereich des Hotel- und Tagungsge-
werbes oder das Social Franchisesystem der CAP-Mirkte im Bereich Lebensmitteleinzelhandel.®”

Beispiel - Das Social Franchise Modell der CAP-Mirkte

CAP-Mirkte werden nach dem System des Social Franchising betrieben. Franchisege-
ber ist die Genossenschaft der Werkstitten fiir behinderte Menschen Siid (gdw siid). Die
Franchisenehmer - als »Betreiber« bezeichnet - sind Triger von WfbM. 80 Prozent der
mittlerweile tiber hundert CAP-Mirkte werden als Inklusionsbetriebe gefiihrt, weitere
20 Prozent als WfbM.

Die Aufgabenverteilung zwischen Franchisegeber und Franchisenehmer ist klar geregelt.
Der Franchisegeber hat das Know-how des Lebensmitteleinzelhandels und die Werkstatttra-
ger das Know-how Menschen mit Behinderung zu fithren und anzuleiten. Die gdw siid fithrt
betriebswirtschaftliche Beratung durch, iibernimmt die Sortimentspolitik, die durch einen
speziellen Category Manager betreut wird und die Sortimente an den jeweiligen Standort
anpasst. Es gibt betriebswirtschaftliche BeraterInnen, die monatlich die Geschaftsergebnisse
kontrollieren und unterstiitzen, wenn es zu Fehlentwicklungen kommt. Dariiber hinaus bie-
tet der Franchisegeber auch Qualifizierungsprogramme an, sowohl fiir MitarbeiterInnen mit
als auch ohne Behinderung. So gibt es beispielsweise ein spezielles Qualifizierungsprogramm
fur Fuhrungskrifte. Diese werden héufig aus dem konventionellen Lebensmitteleinzelhandel
rekrutiert und verfiigen tiber ein entsprechendes Branchenwissen. Was ihnen meist fehlt ist
das notwendige Know-how im Umgang mit der Zielgruppe. Das dafiir eingerichtete Markt-
leiterInnenqualifizierungsprogramm erstreckt sich insgesamt iiber zwei Jahre und fiihrt zu
einer Zertifizierung als Fithrungskraft im Lebensmitteleinzelhandel im Sozialbereich.

Die Franchisenehmer tragen die Verantwortung fiir den einzelnen Markt, sind Arbeit-
geber der im Markt beschiftigten MitarbeiterInnen und tragen auch das finanzielle Risiko.
Fir die Nutzung des Franchise zahlen sie eine Kooperationsgebiihr in der Hohe von
0,6 Prozent des Netto-Umsatzes.

96 Frank Jeromin, Mosaik Unternehmensverbund
97 Vgl. Stadler 2015, Seite 35.
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Das Franchisemodell ist v.a. auch deshalb ein Erfolgsfaktor, weil es gemeinsame und dadurch
gezieltere und kostengiinstigere Marketingaktivitdten erlaubt und es so auch moglich ist, eine
Marke mit Wiedererkennungswert zu bilden.

Gerade in der Griindungsphase braucht es grofes Engagement und Durchhaltevermégen.
Die handelnden Menschen miissen mit Herz und Blut vom Unternehmenskonzept iiberzeugt
sein, weil es ein hartes Geschift ist und davon auszugehen ist, dass von Beginn weg nicht alles
reibungslos ablauft.

Aber auch wenn die Behinderungsform von MitarbeiterInnen mit Behinderung nicht als
Stirke bei einer spezifischen Aufgabestellung genutzt werden kann, stellen diese einen wich-
tigen Erfolgsfaktor dar. Sie erreichen in vielen Fillen zwar nicht dasselbe Leistungsniveau wie
MitarbeiterInnen ohne Behinderung. Ist jedoch ein passender Arbeitsplatz gefunden, zeich-
nen sich Menschen mit Behinderung héufig durch auflergewohnlich hohe Motivation und
Betriebstreue aus.”® Besonders wichtig ist in diesem Zusammenhang die fehlende zeitliche Be-
fristung der Beschaftigungsverhaltnisse. Inklusionsbetriebe konnen v.a. deshalb erfolgreich am
Markt bestehen, weil sie ihre MitarbeiterInnen nachhaltig und langfristig beschéftigen kénnen.
Wenn sie verpflichtet wéren, sorgfaltig eingearbeitete MitarbeiterInnen aufgrund der Befris-
tung von arbeitsmarktpolitischen Programmen stidndig zu wechseln, wire dies ein erheblicher
Wettbewerbsnachteil.”

Eine Unternehmenskultur des riicksichtsvollen, offenen und fairen Miteinanders der Be-
legschaft hat grofle Auswirkungen auf Gesundheit, Zufriedenheit und Leistungsfahigkeit. Bei
Firmen, die Inklusion leistungsbeeintrichtigter Menschen unter Marktbedingungen in Angriff
nehmen, wie z.B. Zuverdienst- oder Integrationsunternehmen, ist eine Personalfithrung, die
auf den genannten Prinzipien fufit, essenziell.100

Psychische Erkrankungen sind individuell sehr unterschiedlich, so z.B. im Hinblick auf
Intensitat und Haufigkeit moglicher Symptome und Auswirkungen. Deshalb ist es meistens
wichtig, die individuelle Ausprdgung der Erkrankung mit Beschiftigten zu kldren. Auf Basis
eines so genannten » Anforderungs- und Fihigkeitsprofils«, das Anforderungen eines Arbeits-
platzes den jeweiligen Fahigkeiten und Kompetenzen von Beschiftigten gegeniiberstellt, wird
abgeschitzt, inwiefern Anpassungen des Arbeitsplatzes, Schulungen oder Unterstiitzungsleis-

tungen notwendig sind.!!

98 Vgl. Clever 2015, Seite 17.
99 Rustige 2015, Seite 172f.
100 Vgl. Gredig 2015, Seite 52.
101 Vgl. ebenda, Seite 56f.
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7 Fallbeispiele

Die im Folgenden dargestellten Fallbeispiele von Inklusionsbetrieben dienen dazu, die Vielfil-
tigkeit der Unternehmen abzubilden, die das Modell der Inklusionsbetriebe nutzen. Prasentiert
werden Unternehmen unterschiedlicher Branchen mit unterschiedlicher Zielgruppe.

Auch unterscheiden sich die prasentierten Inklusionsbetriebe stark durch die Dauer ihres
Bestehens und hinsichtlich der gemeinniitzigen Ausrichtung. Sémtliche Angaben beruhen auf

Informationen seitens der dargestellten Inklusionsbetriebe.
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Name Irseer Kreis Versand gemeinniitzige GmbH
Griindungsjahr 1988

Bundesland Bayern

MitarbeiterInnen 62

MitarbeiterInnen mit

Ca. 40
Schwerbehinderung 4
Zielgruppe Menschen mit psychischen Beeintrichtigungen
Rechtsform Gemeinniitzige GmbH
Umsatz 3,3 Millionen Euro
Forderung 300.000 Euro
Eigenleistung Rund 91 Prozent im letzten Geschaftsjahr
Geschiftsbereiche Versandhandel fiir Kreativ- und Therapiebedarf

Der Gesellschafter der Irseer Kreis Versand gemeinniitzigen Gmbh, der Verein Irseer Kreis
e. V., wurde 1982 gegriindet. Motivation fiir die Grilndung waren die zum damaligen Zeit-
punkt als schlecht eingeschitzten Verhaltnisse in der psychiatrischen Versorgung. Ziel war
und ist es, Menschen mit einer psychischen Behinderung und von Krankheit bedrohte
Menschen dabei zu unterstiitzen, ein moglichst eigenstindiges und selbstbestimmtes Leben
innerhalb der Gemeinde zu fiihren und zu ihrer Integration beizutragen. Konkret wurde
als Ziel gesetzt, Wohn- und Beschiftigungsmaoglichkeiten fiir die Zielgruppe bereit zu stel-
len. 1988 startete eine Projektphase mit der Zielsetzung, einen Geschiftsbereich zu finden,
der in Zusammenarbeit mit den betroffenen behinderten Menschen wirtschaftlich erfolg-
reich betrieben werden kann. Hieraus entstand die Geschiftsidee, einen Versandhandel fiir
Kreativ- und Therapiematerialien zu betreiben. Dieser Bereich wurde aufgrund der damit
verbundenen Arbeitsaufgaben als geeignet fiir die Zielgruppe erachtet, und man sah darin
auch einen relativ krisensicheren Markt, der einen nachhaltigen Erfolg des Unternehmens
ermoglichen konnte. Zu diesem Zweck wurde 1988 eine »Selbsthilfefirma« mit zunachst
fiinf psychisch kranken MitarbeiterInnen und einem Geschiftsfithrer gegriindet. Trotz einer
wirtschaftlich schwierigen Startphase wurde bereits 1992 die Umsatzschwelle von einer Mil-
lion Deutsche Mark durchbrochen.

Der wirtschaftliche Erfolg setzte sich fort, und das Unternehmen wuchs stetig. Durch
das Wachstum des Unternehmens stiegen auch die finanziellen Risiken. Die Organisation

als Verein, auch aufgrund der personlichen Haftung der Vereinsvorstande, erschien immer

60



AMS report 126 Fallbeispiele

weniger zeitgeméfl. Deshalb wurde 2003 der Versandhandel aus dem Verein Irseer Kreis
e. V. ausgegliedert und als eigenstindige gemeinniitzige Irseer Kreis Versand GmbH wei-
tergefiihrt.

2006 wurde die Irseer Versand gGmbH mit dem CEFEC Award (European Social Firm
of the Year 2006) und dem Sozialpreis des Bezirks Schwaben ausgezeichnet. 2016 gewann
das Unternehmen den Rudolf-Freudenberg-Preis fiir nachhaltige Geschiftskonzepte.

Auch heute noch beschiftigt die Irseer Kreis Versand gGmbH tiberwiegend Menschen
mit psychischer Erkrankung. Neben den dauerhaften sozialversicherungspflichtigen Be-
schiftigungsverhaltnissen fiir Menschen mit Schwerbehinderung bietet das Unternehmen
auch Arbeitsplatze im Bereich Zuverdienst sowie auch Ausbildungsplitze fiir schwer ver-
mittelbare Jugendliche an. Daneben stehen auch Moglichkeiten der Arbeitserprobung in
Kooperation mit Berufsforderungszentren, Kolpingbildungswerken und dem Jobcenter
Kaufbeuren zur Verfiigung.

Die MitarbeiterInnen mit psychischer Behinderung kommen in allen Bereichen des
Unternehmens zum Einsatz, wie z.B. im Bereich »Mediendesign« oder der Auftragsan-
nahme. Durch die Ausrichtung des Unternehmens gibt es die meisten Arbeitsplitze im
Versandlager. Hier wird sehr darauf geachtet, anspruchsvolle Arbeitsaufgaben bereitzu-
stellen. Die Tétigkeiten bestehen nicht nur aus Verpacken und Versand, sondern ein bzw.
eine MitarbeiterIn ist jeweils fiir einen Auftrag zustindig und iibernimmt alle damit ver-
bundenen Aufgaben (Kommissionierung der Ware, Rechnungen und Lieferscheine erstel-
len etc.). Auch die Aufstiegsmoglichkeiten sind fiir MitarbeiterInnen mit Behinderung im
Unternehmen gegeben. So ist etwa ein stellvertretender Lagerleiter ein Mensch mit einer
psychischen Behinderung. Wo genau die jeweilige Person zum Einsatz kommt, hangt von
den individuellen Ressourcen ab.

Die Betreuung der MitarbeiterInnen mit Behinderung ist ein wichtiges Thema, soll
aber nur im konkreten Bedarf zum Tragen kommen. Grundsitzlich gilt als Maxime: So viel
Normalitdt wie moglich. Wichtig ist in diesem Zusammenhang v.a. die Aufkldrungsarbeit
fir alle MitarbeiterInnen, damit Verstandnis und kompetenter Umgang untereinander ge-

geben sind, wenn bei einem/ einer MitarbeiterIn Krankheitssymptome akut werden.

61



Fallbeispiele

AMS report 126

Name Mosaik-Services-Integrationsgesellschaft mbH

Griindungsjahr 1990

Bundesland Berlin

MitarbeiterInnen 180

MitarbeiterInnen mit p
10

Schwerbehinderung

Zielgruppe Fokus auf Menschen mit geistiger Behinderung; teilweise auch
Menschen mit Sinnesbehinderung oder psychischer Behinderung

Rechtsform Gemeinniitzige GmbH

Umsatz 6,5 Millionen Euro

Forderung 1,9 Millionen Euro

Eigenleistung Rund 71 Prozent im letzten Geschiftsjahr

Geschiftsbereiche Kantinen, Gebdudereinigung, Malereiarbeiten, Biiroservices,

Bio-Laden

Mosaik wurde als eingetragener Verein (e.V.) 1965 vom amerikanischen Frauenclub,
einer Vereinigung von amerikanischen Offiziersfrauen, und deutschen Frauen, deren
Kinder von einer Behinderung betroffen waren, gegriindet. Ziel war es zunachst, tages-
strukturierende Mafinahmen fiir Kinder mit einer Behinderung in Form einer Forder-
gruppe zu organisieren. Im Lauf der Zeit wurde die Arbeit immer weiter professiona-
lisiert. Die Anerkennung als Werkstatt fiir behinderte Menschen erfolgte Anfang der
1980er-Jahre.

Die Motivation zur Griindung eines Integrationsunternehmens kam aus der Beobach-
tung heraus, dass sich in der Werkstatt fiir behinderte Menschen immer wieder Menschen
wiederfanden, die bereits tiber Arbeitserfahrungen am 1. Arbeitsmarkt verfiigten, dort aber
aufgrund von Belastungsverdichtungen wieder rausfielen. Auf der anderen Seite stellte fiir
viele dieser Menschen die Arbeit in einer Werkstitte fiir behinderte Menschen keine Dau-
erperspektive dar.

1990 wurde schlief3lich das heutige Integrationsunternehmen Mosaik Services gegriin-
det. Heute ist Mosaik Services Teil des Mosaik Unternehmensverbundes, der neben Mo-
saik Service noch »Das Mosaik e.V. Wohnen fiir Menschen mit Behinderung« sowie die
»Mosaik-Werkstitten fiir Behinderte gemeinniitzige GmbH« umfasst. Der Mosaik Unter-

nehmensverbund hat insgesamt 2.300 MitarbeiterInnen.
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Bei Mosaik Services liegt der Fokus hinsichtlich der MitarbeiterInnen mit einer Schwer-
behinderung auf der Einstellung von Personen, die davor in einer Werkstitte fiir behinderte
Menschen gearbeitet haben. Seit Griindung des Integrationsunternehmens wurden 6o Men-
schen aus Werkstétten fiir behinderte Menschen in tarifliche Arbeit vermittelt (sowohl in
Inklusionsbetriebe als auch in konventionelle Unternehmen). MitarbeiterInnen der Mosaik
Services mit einer Schwerbehinderung werden intern als »ZielgruppenmitarbeiterInnenc
bezeichnet, da der Aspekt Behinderung nicht im Vordergrund stehen soll. Die Funktionen,
die Menschen mit einer Schwerbehinderung einnehmen, sind abhéngig von der Art und
Schwere der Behinderung. Grundsitzlich stehen aber alle Funktionen im Unternehmen fiir
Menschen mit einer Schwerbehinderung offen.

Fir die Zukunft des Integrationsunternehmens sieht die Geschéftsfithrung v.a. im Be-
reich der Gebaudereinigung hohes Entwicklungspotenzial. Aus dem Geschéftsbereich Bio-
Laden wird man sich aufgrund der mittlerweile starken Konkurrenzsituation und mangeln-
der Wettbewerbsfihigkeit zuriickziehen. Die dort beschéftigten Naturkostfachverkéaufer mit
einer Schwerbehinderung werden jedoch von einem Mitbewerber (kein Integrationsunter-

nehmen) zur Génze in tarifvertragliche Beschaftigungsverhaltnisse iibernommen.
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Name Textilpflege Kreft
Griindungsjahr 1948
Bundesland Nordrhein-Westfalen
MitarbeiterInnen 32
MitarbeiterInnen mit
1
Schwerbehinderung 3
Zielgruppe Verschiedene Behinderungsarten, Schwerpunkt bei Gehorlosen
Menschen, auch »gleichgestellte« Personen
Rechtsform Einzelkaufmann bzw. Einzelkauffrau
Umsatz 900.000 Euro
Forderung 100.000 Euro
Eigenleistung Rund 89 Prozent im letzten Geschéftsjahr
Geschiftsbereiche Textilpflege

Textilpflege Kreft ist ein Traditionsunternehmen, das bereits 1948 von der Namensgeberin
Selma Kreft gegriindet wurde. 1995 wurde das Unternehmen vom Ehepaar Alexander und
Sandra Schwenk {ibernommen.

Bei der Ubernahme zéhlte die Wascherei einschliellich Frau Kreft zwolf MitarbeiterIn-
nen. Bis heute wurde die MitarbeiterInnenzahl auf 32 erhéht. Dabei wurde viel Wert darauf
gelegt, Menschen mit Schwerbehinderung eine Chance auf Integration ins Arbeitsleben zu
bieten. Im Jahre 1996 wurde die erste schwerbehinderte Mitarbeiterin tiber das Arbeitsamt
an das Unternehmen vermittelt. Diese Erfahrung war sehr positiv. Innerhalb kiirzester Zeit
wurde diese gehorlose Mitarbeiterin eine der LeistungstrdgerInnen im Betrieb. Aufgrund
dieser Erfahrung blieb das Unternehmen offen fiir die Beschiftigung von Menschen mit
Behinderung. Auch zeigte sich, dass es immer schwieriger wurde, Menschen ohne Behin-
derung zu finden, die bereit waren, sich die schwere Arbeit in einer Wascherei anzutun.

Ein weiteres unternehmerisches Argument stellte die hohe Motivation — auch bei ein-
facheren Tatigkeiten — und damit verbundene Leistungskonstanz der MitarbeiterInnen mit
Behinderung dar. Sie bringen eventuell nur 8o Prozent der Leistung einer gesunden Person,
diese aber Tag fiir Tag. Neben diesen unternehmerischen Griinden ist aber auch der soziale
Beitrag, den das Unternehmen durch die Beschiftigung von Menschen mit Behinderung
leistet, ein wichtiges Argument fiir die Besitzer des Unternehmens. Aus diesen Griinden hat

sich die Anzahl der MitarbeiterInnen mit Behinderung mittlerweile auf insgesamt 13 schwer-
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behinderte und gleichgestellte Angestellte erhoht. Seit 2011 ist die Textilpflege Kreft eine vom
Landschaftsverband Westfalen Lippe (LWL) geforderte Integrationsabteilung.

Die im Rahmen der Integrationsabteilung beschiftigten MitarbeiterInnen kommen in
fast allen Bereichen des Unternehmens zum Einsatz. Es gibt auch eine eigene Sozialarbei-
terin im Betrieb, die sich um die psychosoziale Betreuung der MitarbeiterInnen mit Behin-
derung kitmmert. Hier konnte auch die Geschiftsleitung viel iiber Kommunikation und
Umgang mit MitarbeiterInnen lernen, wodurch sich das Miteinander und das Betriebsklima

nachhaltig verbesserten.
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Name Dalke
Griindungsjahr 1981
Bundesland Nordrhein-Westfalen
MitarbeiterInnen 60
MitarbeiterInnen mit Ca. 30
Schwerbehinderung
Zielgruppe Menschen mit psychischer Behinderung
Rechtsform gGmbh
Umsatz 2,5 Millionen Euro
Forderung Daten aktuell nicht verfiigbar
Eigenleistung Daten aktuell nicht verfiigbar
Geschiftsbereiche Industriedienstleistungen

Die Firma Dalke gGmbH mit Sitz in Giitersloh ist ein gutes Beispiel fiir den historischen Ur-
sprung der heutigen Inklusionsbetriebe. Durch die Psychiatriereform, die Ende der 1970er-
Jahre begann, wurde es u.a. auch zur Zielsetzung, Menschen mit psychischer Beeintrach-
tigung arbeitsmarktnahe Beschaftigungsmoglichkeiten zu bieten. Die Arbeitstherapie der
Westfalischen Klinik in Giitersloh konnte dieser Aufgabe nicht angemessen gerecht werden.
Es gab eine nicht geringe Anzahl von PatientInnen, deren Akuttherapie abgeschlossen war,
die aber weiter in der Klinik lebte, weil nach der Entlassung die Perspektive fehlte.

Die Personengruppe der Menschen mit psychischer Erkrankung ist durch eine hohe
Empfindlichkeit bei den Themen »Autonomie« und »Selbstindigkeitsanspruch« gekenn-
zeichnet und auch oft nicht bereit, sich selbst als krank, behindert oder gar schwerbehindert
anzusehen. Der spatere Mitbegriinder der Dalke gGmbH arbeitete selbst als Sozialarbeiter
im begleitenden Dienst der Klinik. Dabei wurde festgestellt, dass einige der Betroffenen voll
leistungsfahig waren und demensprechend arbeiten konnten und wollten. Der Gedanke
war, dass die beste Therapie fiir diese Menschen darin bestand, ihnen regelméflige Arbeit zu
geben, von der sie unabhéngig von Sozialleistungen leben konnten. Der damalige Leiter der
Klinik konnte diesem Gedanken viel abgewinnen und stellte daher Helmut Landwehr fiir ein
halbes Jahr frei, um sich dieser Idee zu widmen und diese umzusetzen. Der zweite Mitbe-
griinder und damalige WG-Mitbewohner Rolf Simon kiindigte darauthin seine Arbeitsstelle
und widmete sich auch diesem Projekt. Ziel war es kein Projekt oder eine Werkstatt fiir

behinderte Menschen zu schaffen, sondern ein richtiges Unternehmen, durch Normalitat
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gekennzeichnet, mit sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplidtzen und einem Einkommen,
das dazu geeignet ist, den Lebensunterhalt zu sichern und die bestehenden Ressourcen der
MitarbeiterInnen zu nutzen und zu fordern. Beide hatten eine berufliche Doppelqualifika-
tion. Rolf Simon als Kaufmann und Arbeitserzieher und Helmut Landwehr als Sozialarbeiter
und Schlosser. So kam die Idee, ein Unternehmen im Bereich der Industriedienstleistungen
zu griinden.

Wichtig war es dafiir, dass es gelang, Kapital fiir die Unternehmensgriindung von 6ffent-
licher Hand zu gewinnen, und zwar mit 100.000 DM in Form eines Griindungszuschusses
durch das Ministerium fiir Arbeit, Gesundheit und Soziales in Diisseldorf. Andere poten-
zielle Fordergeber wie das Arbeitsamt, die Hauptfiirsorgestelle, das Sozialamt, die Kran-
kenkasse usw., waren nicht bereit, sich finanziell zu beteiligen und nahmen die Initiative zu
diesem Zeitpunkt auch noch nicht ernst. Dann gelang der nachste wichtige Mosaikstein. Ein
grofler Giitersloher Haushaltswarenhersteller schenkte dem Unternehmen Vertrauen und
vergab den Auftrag, fiir eine neue Trocknergeneration eine Baugruppe vorzumontieren. 1981
begann man schlieflich in einer leerstehenden angemieteten Kirche mit den ersten sechs
Mitarbeitern mit der Arbeit. Eine der ersten Selbsthilfefirmen Deutschlands war geboren.
Bereits Ende desselben Jahres hatte sich die MitarbeiterInnenanzahl auf 14 erhoht. Heute hat
die Firma Dalke tiber 60 MitarbeiterInnen, produziert an zwei Standorten und macht dabei

einen Umsatz von rund 2,5 Millionen Euro pro Jahr.
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Name CAP-Mirkte
Griindungsjahr 1999

Bundesland Mirkte in ganz Deutschland
MitarbeiterInnen 1.600

MitarbeiterInnen mit

900 (davon 700 sozialversicherungspflichtig Beschaftigte in

Schwerbehinderung ~ CAP-Mirkten, die als Inklusionsbetriebe gefithrt werden)
Zielgruppe Verschiedene Behinderungsformen

Rechtsform Eingetragene Genossenschaft

Umsatz 172 Millionen Euro

Forderung Daten aktuell nicht verfiigbar

Eigenleistung Daten aktuell nicht verfiigbar

Geschiftsbereiche Lebensmitteleinzelhandel

CAP-Mirkte werden nach dem System des Social Franchising betrieben, entweder in
Form einer WfbM oder eines Inklusionsbetriebes. Franchisegeber ist die Genossenschaft
der Werkstitten fiir behinderte Menschen Siid (gdw stid). Es z&hlt zu ihren Aufgaben, Ar-
beitsfelder fiir Menschen mit Behinderung am 1. Arbeitsmarkt zu finden. Durch die Be-
obachtung, dass es immer weniger Nahversorger gab, wurde die Idee geboren, es mit dem
Lebensmitteleinzelhandel als Geschéftsfeld zu versuchen. Ein wichtiger Erfolgsfaktor war es
dabei, dass es gelang die Firma Edeka als Partner zu gewinnen, die alle CAP-Markte mit der
gesamten Produktpalette beliefert. So konnen die CAP-Markte marktiibliche Preise fiir ihre
Produkte verlangen. Der Name CAP wurde urspriinglich vom Wort »Handicap« abgeleitet.
Heute spricht die Genossenschaft davon, dass CAP fiir die Begriffe »Chancenc, » Arbeit«
und »Perspektiven« stehen.

Die Aufgabenverteilung zwischen Franchisegeber und Franchisenehmer ist klar geregelt.
Der Franchisegeber hat v.a. das Know-how des Lebensmitteleinzelhandels und die Werk-
stittentrager das Know-how, Menschen mit Behinderung zu fithren und anzuleiten. Die
gdw stid fithrt betriebswirtschaftliche Beratung durch und tibernimmt die Sortimentspoli-
tik, die durch einen speziellen Category Manager betreut wird und die Sortimente an den
jeweiligen Standort anpasst. Es gibt betriebswirtschaftliche BeraterInnen, die monatlich die
Geschiftsergebnisse kontrollieren und unterstiitzen, wenn es zu Fehlentwicklungen kommt.

Die Franchisenehmer - als Betreiber bezeichnet — tragen die Verantwortung fiir den

einzelnen Markt, sind Arbeitgeber der im Markt beschiftigten MitarbeiterInnen und tragen
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auch das finanzielle Risiko. Fiir die Nutzung des Franchise zahlen sie eine Kooperationsge-
biihr in der Hohe von 0,6 Prozent des Netto-Umsatzes.

Die Anbahnung einer Kooperation lauft haufig so ab: Die gdw siid wird von Vermie-
tern oder Maklern auf freie Standorte aufmerksam gemacht. Dann sondiert die gdw siid,
welche Einrichtungen in der Region fiir den Betrieb eines CAP-Marktes in Frage kommen
und steckt ab, inwieweit Interesse am Betrieb eines CAP-Marktes besteht. Besteht Inter-
esse, erfolgt zunéchst eine genaue Standortanalyse. Erscheint ein wirtschaftlicher Betrieb
des Standortes realistisch, erfolgen vertiefendere Gespriche in Richtung Umsetzung eines
Marktes.

80 Prozent der mittlerweile {iber hundert CAP-Markte werden als Inklusionsbetriebe
gefiihrt, weitere 20 Prozent als WfbM. Ob ein Markt als Inklusionsbetrieb oder als Werk-
statte umgesetzt wird, hangt v.a. von der Grof3e des Marktes und der zu erwirtschaftenden
Umsitze ab, da die Lohnkosten fiir Arbeitsverhdltnisse in Inklusionsbetrieben héher sind
als jene in Werkstatten.

MitarbeiterInnen mit Behinderung beginnen meist als Verkaufshelfer, werden aber nach
einer Einarbeitungszeit in allen Bereichen des Marktes eingesetzt (Kasse, Lager etc.). Aller-
dings wird vom Franchisegeber auch eingestanden, dass dies am allgemeinen Arbeitsmarkt
kaum moglich wire, da die Arbeitsbedingungen im Lebensmitteleinzelhandel in Deutsch-
land auflerhalb von CAP-Mirkten oft durch Stress und raue Umgangsformen gekennzeich-
net sind. Deshalb kommt es auch nur sehr selten zu erfolgreichen Vermittlungen in den
allgemeinen Arbeitsmarkt.

Qualifizierungsangebote gibt es nicht nur fiir die Menschen mit Behinderung, sondern
auch fiir die Fithrungskrifte. Diese werden haufig aus dem konventionellen Lebensmittel-
einzelhandel rekrutiert und verfiigen iiber ein entsprechendes Branchenwissen. Was ihnen
meist fehlt, ist das notwendige Know-how im Umgang mit der Zielgruppe. Das dafiir einge-
richtete Qualifizierungsprogramm fiir MarktleiterInnen erstreckt sich insgesamt tiber zwei
Jahre und fithrt zu einer Zertifizierung als Fihrungskraft im Lebensmitteleinzelhandel im
Sozialbereich.

Das Franchisemodell ist v.a. auch deshalb ein Erfolgsfaktor, weil es gemeinsame und da-
durch gezieltere und kostengiinstigere Marketingaktivititen erlaubt und es so auch moglich

ist, eine Marke mit Wiedererkennungswert zu bilden.
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Name discovering hands
Griindungsjahr 2015

Bundesland Nordrhein-Westfalen
MitarbeiterInnen 16

MitarbeiterInnen mit

8
Schwerbehinderung
Zielgruppe Frauen mit Sehbehinderung
Rechtsform GmbH
Umsatz
Forderung Unternehmen mochte keine Angaben machen
Eigenleistung
Geschiftsbereiche Arbeitskriftetiberlassung im Bereich Medizinische Tastunter-

suchung in der Brustkrebspravention

»discovering hands« ist ein gutes Beispiel dafiir, wie die Behinderung eines Menschen als
Stirke bei bestimmten Arbeitsaufgaben genutzt bzw. vermarktet werden kann. Dass »disco-
vering hands« ein Inklusionsbetrieb ist, war urspriinglich tiberhaupt nicht geplant.

Am Anfang stand eine medizinische Idee: Frauen mit Sehbehinderung wiirden sich
aufgrund ihrer Beeintrdchtigung und des dadurch besseren Tastsinns gut dafiir eignen,
Tastuntersuchungen im Bereich der Brustkrebsprivention durchzufithren. Urspriinglich
war es der Plan, die Frauen auszubilden und im Anschluss an GynékologInnen in Beschaf-
tigung zu vermitteln. Dies gelang jedoch nur selten, da die meisten ArztInnen keine aus-
reichende Auslastung erreichen konnten, um die so genannten »MTUs« (abgeleitet vom
Begrift »Medizinische Tastuntersuchung«) fest angestellt beschiftigen zu konnen. Deshalb
wurde dazu tibergegangen, die MTUs direkt bei »discovering hands« zu beschiftigen und
sie tageweise in Form eines Personalleasingmodells an GynikologInnen zu verleihen. Zu
diesem Zeitpunkt hitte »discovering hands« aufgrund des hohen Anteiles von Menschen
mit Schwerbehinderung bereits ein Inklusionsbetrieb sein kénnen, doch wusste dort noch
niemand davon.

Erst durch einen Hinweis von auflen wurde man darauf aufmerksam gemacht, dass man
mit »discovering hands« sozialunternehmerisch titig ist. So wurde »discovering hands« zu
einem Inklusionsbetrieb und nutzt seitdem auch die entsprechenden Fordermoglichkeiten.

Diese sind fiir die Verbreitung des Untersuchungsansatzes und das Geschiftsmodell sehr
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wichtig. Liegt der Tagessatz einer MTU ohne Forderung bei 160 bis 170 Euro, so kann dieser
durch die Forderung auf 125 Euro gesenkt werden, was dazu fithrt, dass ArztInnen bereits
nach 3,6 Untersuchungen den Break-Even-Punkt erreichen. MTUs konnen acht Untersu-
chungen pro Tag durchfithren. Dies senkt die Hiirden fiir die Zusammenarbeit mit Arz-
tInnen betrdchtlich. Das Angebot der medizinischen Tastuntersuchung von »discovering

hands« wird auch in Osterreich angeboten.

7



Fallbeispiele

AMS report 126

Name VIA Integration gGmbH - Gut Hebscheid
Griindungsjahr 2002
Bundesland Nordrhein-Westfalen
MitarbeiterInnen 90
MitarbeiterInnen mit
Schwerbehinderung 33
Zielgruppe Menschen mit psychischen Behinderungen
Rechtsform gGmbH
Umsatz 2,4 Millionen Euro
Forderung 500.000 Euro
Eigenleistung Rund 79 Prozent im letzten Geschaftsjahr
Geschiftsbereiche Biolandwirtschaft
Gastronomie

In den 1980er-Jahren entstanden in Deutschland viele Beschiftigungsprojekte fiir langzeit-
arbeitslose Menschen. Mit der Zeit wurden auch immer mehr Menschen mit psychischen
Beeintrichtigungen an diese Programme verwiesen. Diese Angebote waren jedoch nicht auf
die Zielgruppe der Menschen mit psychischen Beeintrachtigungen ausgerichtet und konn-
ten deshalb den spezifischen Bediirfnissen dieser Zielgruppe nicht gerecht werden. Daraus
entstand die Idee, Beschiftigungsangebote fiir Menschen mit psychischer Behinderung zu
schaffen. Menschen, die im sozialen Bereich titig waren, griindeten einen Verein, der ver-
schiedene Beschiftigungsprojekte im Rahmen von Arbeitsbeschaffungsmafinahmen oder
im Rahmen des Programmes »Arbeit statt Sozialhilfe« umsetzte.

Die Entstehung der heutigen VIA Integration gGmbH war im Grunde ein Zufall. Eine
damals 75-jahrige Frau, die in der Okoszene verwurzelt war, begann in Aachen in einem
alten Steinbruch Gemiise anzubauen. Diese Frau gab aus Altruismus heraus immer wieder
Menschen mit Klinikerfahrung auf informeller Basis Beschiftigungsmaglichkeiten, indem
sie diese tageweise mitarbeiten lief8. Im Alter von 8o Jahren konnte die Frau den Gemiise-
garten aus gesundheitlichen Griinden nicht mehr betreiben. Der Verein iibernahm den
Gemisegarten und griindete die VIA. Zu diesem Zeitpunkt, Mitte der 1990er-Jahre, lebte
gerade der Markt fiir regionale und Bioprodukte auf. Schnell wurde der Gemiisegarten zu
klein und es wurde das Gut Hebscheid angemietet, das spater auch gekauft wurde. In weite-

ren Schritten entstand ein Café fiir KundInnen der Bio-Produkte und fiir MitarbeiterInnen
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und die Scheune wurde zu einem Veranstaltungsort umgebaut. Heute liegt der Schwerpunkt
der VIA eindeutig im gastronomischen Bereich.

Wichtiger Meilenstein in dieser Entwicklung waren Verdnderungen im Schwerbehin-
dertenrecht, dem Vorldufer des heutigen SGBIX, durch die es erstmals mdglich war, dass
nicht nur Einzelpersonen, sondern auch Unternehmen gefordert werden konnten. Durch
den Erfolg des Unternehmens wurde der Aufwand der Fithrung von VIA so grof3, dass der
urspriingliche Tragerverein einen neuen Tréger fiir die VIA suchte. Sie wurden dabei in der
WABEe fiindig, die zur Diakonie gehort. WABe ist im Bereich Jugendhilfe, Beschaftigungs-
programme fiir nicht-behinderte Menschen, Langzeitarbeitslose usw. aktiv.

Heute besteht die VIA aus drei Geschiftsbereichen: Biolandwirtschaft, Gastronomie und
Marketing. Die drei Bereiche sind eng miteinander vernetzt, agieren aber im Grunde wie
selbstiandige Unternehmen. VIA verfolgt konsequent den Ansatz, keinen Unterschied zwi-
schen MitarbeiterInnen mit und ohne Behinderung zu machen. Menschen mit Behinderung
arbeiten in allen Bereichen und auf allen Ebenen des Unternehmens. Diese Unternehmens-
kultur bedarf auch einer aktiven Forderung. So ist beispielsweise einer der Abteilungsleiter
eine Person mit Behinderung.

Die Beschiftigung von Menschen mit psychischer Behinderung stellt keine grof3e Her-
ausforderung fiir das Unternehmen dar. So vergleicht es der Geschaftsfithrer mit der ganz
normalen Situation von Arbeitgebern, wenn weibliche Mitarbeiter schwanger werden.
Darauf muss sich ein Arbeitgeber einstellen konnen, und bei Menschen mit psychischer
Behinderung ist das nicht anders. In den meisten Fillen sind die betreffenden Mitarbeiter-
Innen in drztlicher Behandlung und medikamentds gut eingestellt, sodass sich relativ selten
akute Symptome zeigen, die die Arbeitsleistung stark beeintrichtigen. Die Betreuung der
Menschen mit Behinderung erfolgt zum einen iiber die AbteilungsleiterInnen, die fiir diese
Funktion interne Schulungen, externe Weiterbildungen und Supervision erhalten. Dariiber
hinaus ist auch ein/eine SozialarbeiterIn bei der VIA beschaftigt, um Probleme und Hilfe-
stellungen gleich vor Ort bearbeiten zu kénnen.

Durch die breite Zielgruppe der Tragerorganisation WABE ist die VIA nicht nur In-
klusionsbetrieb, sondern beteiligt sich daneben auch an anderen Projekten und Beschifti-
gungsmafinahmen, die z.B. tiber das SGBII, die Grundsicherung fiir Arbeitslose, abgewi-
ckelt werden und darauf abzielen, langzeitarbeitslosen Menschen Tagesstruktur und soziale

Anbindung zu bieten.
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8 Soziale Unternehmen in Deutschland
und Osterreich im Vergleich

Inklusionsbetriebe sind ein staatlich gefordertes Modell von Social Business. Der Begriff »Social

Business« oder auch »Social Enterprise« meint Organisationsformen, die sich zwischen den

Grenzen von Markt und Non-Profit-Organisationen bewegen.!%? Fiir die genaue Definition von

Social Business liegen in der Literatur, bei internationalen Organisationen und in der Politik

unterschiedliche Definitionen vor. In einer Studie zum Potenzial von Social Business in Oster-

reich haben Vandor et al. (2015) auf Basis von Literaturanalyse und ExpertInnenbefragung aus

unterschiedlichen Definitionsansdtzen vier Kriterien identifiziert, durch die Social Business

definiert werden kann:1%3

 Eine positive gesellschaftliche Wirkung muss als iibergeordnete Zielsetzung der Organisa-
tion gelten, wirtschaftliche Uberlegungen sind diesen nachgeordnet.

o Das Einkommen wird vorwiegend (iiber 50 Prozent) tiber den Markt erwirtschaftet.

o Nicht nur eine Zielgruppe profitiert von positiven Wirkungen der unternehmerischen
Tatigkeiten, sondern alle bzw. mehrere Bezugsgruppen.

o Erwirtschaftete Gewinne werden zu grofien Teilen in das gesellschaftliche Ziel der Organi-

sation investiert, und Gewinnausschiittung an Investoren erfolgt nur in begrenzter Form.

Dabei werden die Kriterien der positiven gesellschaftlichen Wirkung als iibergeordnete Ziel-
setzung des Unternehmens und die vorwiegende Erwirtschaftung des Einkommens tiber den
Markt als Muss-Kriterien definiert. Social Businesses bestehen in unterschiedlichsten Berei-
chen und erzielen ihre gesellschaftliche Wirkung auf unterschiedliche Weise. Inklusionsbe-
triebe lassen sich jenem Typ von Social Business zuordnen, die als »(...) integriertes Social
Business mit Fokus auf die MitarbeiterInnen«®* bezeichnet werden. Social Businesses diesen
Typs zeichnen sich dadurch aus, dass sie eine konkrete benachteiligte Bevolkerungsgruppe als
Zielgruppe haben und darauf abzielen, die Teilhabe dieser Zielgruppe am gesellschaftlichen
Leben durch das Anbieten von (Erwerbs-) Arbeitsplitzen zu verbessern. Genau das ist der Auf-

102 Vgl. Millner/ Moder/ Vandor 2016, Seite 21.
103 Vgl. Vandor et al. 2015, Seite 6 ff.
104 Vandor et al. 2015, Seite 22.
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trag von Inklusionsbetrieben. Sie sollen durch das Schaffen von Beschiftigungsmoglichkeiten
fiir Menschen mit Schwerbehinderung zur verbesserten Teilhabe dieser Zielgruppe beitragen.
Mit Blick auf jene Formen von Inklusionsbetrieben, die durch gewinnorientierte Unternehmen
gefithrt werden (hdufig in Form einer Integrationsabteilung), muss festgehalten werden, dass
diese streng genommen nicht dem Bereich der Social Businesses zugeordnet werden konnen,
da diese Unternehmen das Kriterium einer positiven gesellschaftlichen Wirkung nicht prioritar
verfolgen.

Neben diesen Kriterien fiir die Zuordnung zum Bereich der Social Businesses verfiigen die
deutschen Inklusionsbetriebe mit der rechtlichen Gleichstellung der Arbeitsverhaltnisse fiir
ZielgruppenmitarbeiterInnen mit Arbeitsverhaltnissen am 1. Arbeitsmarkt tiber ein weiteres
Merkmal, das fiir den Vergleich mit 6sterreichischen Instrumenten zur Férderung der Teilhabe
von Menschen mit Behinderung herangezogen werden soll.

In Osterreich gibt es eine Reihe an Instrumenten, um die Teilhabe von Menschen mit Be-
hinderung am Arbeitsleben zu fordern. Bei der Frage, welches Instrument durch welche Per-
sonen in Anspruch genommen wird, gilt grundsitzlich ein Subsidiaritatsprinzip: Zuerst wird
versucht, ob die Teilhabe am Arbeitsleben tiber ein gefordertes Arbeits- oder Ausbildungs-
verhiltnis am 1. Arbeitsmarkt moglich ist. Erst, wenn dies nicht zu erreichen ist, kommt eine
Beschiftigung in einem Integrativen Betrieb, einem Beschiftigungsprojekt (Gemeinniitzige
Beschiftigungsprojekte, Sozialokonomische Betriebe) oder einer Tages- und Beschiftigungs-
struktur in Betracht.1%

Betrachtet man die angefithrte Definition von Social Business, gibt es in Osterreich zwei
Instrumente, die mit den deutschen Inklusionsbetrieben vergleichbar sind. Dies sind die In-
tegrativen Betriebe und teilweise auch der Bereich der Beschiftigungsprojekte. Beide Instru-
mente konnen dem Typ des »Integrierten Social Business mit Fokus auf die MitarbeiterInnen«
zugeordnet werden. Sowohl Integrative Betriebe als auch Beschiftigungsprojekte verfolgen
mit der Schaffung von Beschiftigungsmoglichkeiten fiir Menschen mit Behinderung bzw. am
Arbeitsmarkt benachteiligten Menschen zur Forderung der Teilhabe dieser Personengruppen,
eine positive gesellschaftliche Wirkung als prioritire Zielsetzung der Unternehmensaktivita-
ten. Die Integrativen Betriebe erfiillen dariiber hinaus das Kriterium der vorwiegenden Erwirt-
schaftung von Einnahmen tiber den Markt. Der Bereich der Beschiftigungsprojekte entspricht
nur zum Teil diesem Kriterium. Beschiaftigungsprojekte sind durch AMS-Richtlinien geregelt.
Bei Sozialokonomischen Betrieben wird darin eine Eigenerwirtschaftungsquote von 20 Pro-
zent als Mindestwert definiert. In der Praxis gibt es aber viele Sozialokonomische Betriebe,
die einen Grofteil der Einnahmen durch Markterlose erwirtschaften. Bei gemeinniitzigen
Beschiftigungsprojekten wird in der entsprechenden Richtlinie des AMS!¢ explizit festge-
halten, dass diese sich nicht in klassischer Konkurrenz zu nach Marktgesetzen anbietenden
Unternehmen befinden. Dementsprechend kann bei diesem Typ nicht angenommen werden,

105 Maria Egger, FAB (Interview).
106 Vgl. Bundesrichtlinie Gemeinniitzige Beschiftigungsprojekte (GBP), 2013, Seite 5.
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dass Einnahmen mehrheitlich tiber den Markt erwirtschaftet werden. Obwohl sie dieses Krite-
rium von Social Business nicht erfiillen, werden sie trotzdem in den Vergleich miteinbezogen,
da gemeinniitzige Beschiftigungsprojekte in der Praxis den Sozialokonomischen Betrieben
sehr dhnlich sind. Dies zeigt sich auch daran, dass in vielen Studien gemeinniitzige Beschafti-
gungsprojekte und Sozialokonomischen Betriebe gemeinsam betrachtet werden. Ein Beispiel
stellt hier Eppel et al. (2014) dar. Hier werden Gemeinniitzige Beschaftigungsprojekte auch als
Sozialunternehmen bezeichnet. Wie bei den deutschen Inklusionsbetrieben sind die Arbeits-
verhiltnisse der ZielgruppenmitarbeiterInnen sowohl in Integrativen Betrieben als auch in
Beschiftigungsprojekten rechtlich mit Arbeitsverhiltnissen am 1. Arbeitsmarkt vergleichbar.
Im Folgenden werden die Instrumente »Integrative Betriebe« und »Beschiftigungsprojekte«
genauer dargestellt.

Integrative Betriebe (ehemals: Geschiitzte Werkstatten)

In Integrativen Betrieben konnen jene Menschen mit Behinderung einen Arbeitsplatz bekom-
men, die aufgrund der Art und Schwere ihrer Behinderung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
noch nicht Fuf fassen konnen. Sie werden gefordert, miissen sich aber mit ihren Produkten
und Dienstleistungen am Markt im freien Wettbewerb behaupten. Die Anzahl der geférderten
Arbeitsplatze ist limitiert und wird vom BMASK festgelegt. Mindestens 60 Prozent der Beschaf-
tigten miissen Menschen mit Behinderung sein. Aktuell gibt es acht Integrative Betriebe in Os-
terreich. Die rechtliche Grundlage fiir Integrative Betriebe findet sich in §11 des Behinderten-
einstellungsgesetzes (BEinstG) und in der Richtlinie des BMASK zu den Integrativen Betrieben,
welche die Definition von Integrativen Betrieben, die Art und Moglichkeit der Férderung sowie
die Regelungen zur Aufnahme von Menschen mit Behinderung in jenen Betrieben enthalten.
Die hier dargestellten Informationen zu Integrativen Betrieben beziehen sich ausschlieflich auf
das Modul »Beschiftigung, das die Bereitstellung von Arbeitspldtzen fir Menschen mit Be-
hinderung zum Ziel hat. Daneben gibt es noch die Module »Berufsvorbereitung« und »Dienst-
leistungen«. Im Modul »Berufsvorbereitung« werden Menschen mit Behinderung mit dem
Ziel einer Vermittlung auf den 1. Arbeitsmarkt qualifiziert. Im Modul »Dienstleistungen« wird
das Know-how der Tréger bei der Beschiftigung von Menschen mit Behinderung genutzt, um
Serviceangebote fiir andere Betriebe und Einrichtungen bereitzustellen.

Zielgruppe des Instrumentes sind begiinstigte Behinderte,'” die einen bestimmten Grad

der Leistungsfahigkeit erreichen kénnen.!® Im Laufe der Beschiftigung in einem Integra-

107 Als beginstigte Behinderte werden im Rahmen des Behinderteneinstellungsgesetzes § 2 all jene sterreichischen
StaatsbiirgerInnen bezeichnet, welche einen Grad der Behinderung von mindestens 50 Prozent aufweisen. Der Grad
der Behinderung wird durch einen érztlichen Sachverstindigen der Behorde festgestellt.

108 Es muss ein wirtschaftlich verwertbarer Leistungsrest gegeben sein, der nach entsprechendem Arbeitstraining und
nach entsprechender Arbeitserprobung oder nach entsprechender Ausbildung voraussichtlich die Hilfte der Pro-
duktivitdt einer Normalarbeitskraft in gleicher Beschiftigung ausmacht.
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tiven Betrieb kann es aber vorkommen, dass die Leistungsfihigkeit eines Menschen mit
Behinderung, so z.B. aufgrund einer Verschlechterung von dessen gesundheitlicher Situa-
tion, unter diese Vorgabe sinkt. Von Seiten des BMASK wird es allerdings als soziales Gebot
angesehen, diese Menschen mit Behinderung weiter in den Integrativen Betrieben zu be-
schiftigen, was aber dazu fithrt, dass ein erhohter Forderbedarf gegeben ist. Hinsichtlich
der Aufnahme in einen Integrativen Betrieb ist es gem. § 11 Abs. 5 BeinstG vorgesehen, dass
die Entscheidung iiber die Aufnahme in einen Integrativen Betrieb immer im konkreten
Einzelfall durch ein ExpertInnenteam erfolgt. In der Praxis sollen dabei ausschliefdlich Men-
schen mit Behinderung aufgenommen werden, bei denen es aus ExpertInnensicht keine
Chance auf eine Anstellung am 1. Arbeitsmarkt in einem konventionellen Unternehmen
gibt. Auflerdem weisen die betroffenen Personen — neben behinderungsbedingten Vermitt-
lungshemmnissen — hiufig weitere, multiple Vermittlungshemmnisse auf (Schulden, Sucht
etc.).!9 Hinsichtlich der Behinderungsart fokussieren Integrative Betriebe in der Praxis
tendenziell auf Menschen mit einer (mehrfachen) Korperbehinderung, die hdufig im Laufe
des Lebens erworben wurde. Teilweise gibt es auch MitarbeiterInnen mit leichten Lernbe-
eintrachtigungen.!°

Beschiftigte in einem Integrativen Betrieb werden kollektivvertraglich entlohnt und
sind voll versichert. Bei der Tétigkeit in Integrativen Betrieben handelt es sich um eine
Tiatigkeit am allgemeinen Arbeitsmarkt. Dabei herrscht Vollzeitbeschaftigung vor, es gibt
aber auch die Moglichkeit einer Teilzeitbeschiftigung.!!! Die Arbeitsplitze in Integrativen
Betrieben sind nicht als Dauerarbeitspldtze gedacht, sondern die MitarbeiterInnen sol-
len bei der (Wieder-)Eingliederung auf dem Arbeitsmarkt unterstiitzt werden. Wenn dies
nicht moglich ist, kann eine Beschiftigung aber auch auf Dauer erfolgen.!!? In der Praxis
zeigt sich, dass es nur eine geringe Mobilitat zwischen Integrativen Betrieben und dem
1. Arbeitsmarkt gibt und daher ein Grofiteil der Arbeitsplitze als Dauerarbeitsplitze zu
betrachten ist.!®

Die Zusammenarbeit zwischen MitarbeiterInnen mit und ohne Behinderung in Inte-
grativen Betrieben gestaltet sich sehr dhnlich wie in normalen Wirtschaftsunternehmen.
Allerdings wird Riicksicht auf die Bediirfnisse und Ressourcen der MitarbeiterInnen mit
Behinderung genommen. Dies geschieht beispielsweise durch das Zulassen unterschiedli-
cher Geschwindigkeiten der MitarbeiterInnen bei der Arbeitstatigkeit oder durch eine ar-
beitsteilige Organisation, sodass die einzelnen Arbeitsschritte gut zu leisten sind. Wihrend
der Beschiftigung in einem Integrativen Betrieb muss eine fachliche, psychologische und

padagogische Betreuung gegeben sein.!*

109 Roland Weinert, BMASK (Auskunft im Zuge der Recherchetatigkeiten).
110 Maria Egger, FAB (Interview).

111 Maria Egger, FAB (Interview).

112 Vgl https://ams.brz.gv.at/arbeitundbehinderung/data/9.html [19.6.2017].
113 Maria Egger, FAB (Interview).

114 Vgl. Richtlinien Integrative Betriebe (RIB), GZ:44.210/19-6/04.
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Osterreichweit gab es 2016 acht Integrative Betriebe, welchen iiber 20 Betriebsstitten
zugeordnet werden konnen. Sie beschiftigen 2.197 Personen, wobei 1.638 Arbeitsplitze auf
Menschen mit Behinderung entfallen.!’> Das entspricht einem Anteil an Arbeitspltzen fiir
Menschen mit Behinderung von 74,6 Prozent, womit der vorgeschriebene Mindestanteil an
Beschiftigten mit Behinderung von 60 Prozent deutlich iiberschritten wird. Hinsichtlich der
Anzahl an Arbeitsplitzen fiir Menschen mit Behinderung pro Integrativen Betrieb sehen die
Richtlinien eine Zahl von 30 Arbeitspldtzen vor. Auch hier wird der vorgesehene Mindestwert
in der Praxis deutlich {ibertroffen. So beschiftigen die Integrativen Betriebe in Osterreich
durchschnittlich 205 Menschen mit Behinderung. Bei Inklusionsbetrieben liegt die durch-
schnittliche Anzahl an MitarbeiterInnen mit einer Behinderung pro Unternehmen bei 31. Auch
die Struktur des jeweiligen Unternehmenssegments ist sehr unterschiedlich. Wihrend es in
Deutschland viele unterschiedliche und einzeln agierende Unternehmen mit unterschiedlicher
GroBe gibt, sind es in Osterreich insgesamt acht Integrative Betriebe, die gemeinsam auf einer
Plattform online auftreten.

Forderungen zur Errichtung, zum Ausbau und zur Ausstattung konnen aus Mitteln des
Ausgleichstaxfonds gewédhrt werden, wenn ein Integrativer Betrieb dies nicht aus Eigen-
mitteln bestreiten kann. Voraussetzung fiir eine Forderung ist, dass sich das jeweilige Land
an der Forderung mit einem gleich hohen Betrag beteiligt. Die in weiterer Folge erforderli-
chen betriebsiiblichen (Re-)Investitionen sind vom Betrieb selbst zu erwirtschaften.!® Im
laufenden Betrieb erfolgt die Férderung aus dem Ausgleichstaxfonds unter Beriicksichti-
gung der wirtschaftlichen Leistungsfihigkeit des Betriebes sowie Leistungen seitens des
Landes und des AMS. Als weitere Fordergeber, neben dem Ausgleichstaxfonds, weisen die
Integrativen Betriebe Osterreichs die Bundeslinder, das jeweils zugehdrige Arbeitsmarkt-
service des Bundeslandes sowie den Europdischen Sozialfonds aus. Uber die Vergabe der
Forderung des Ausgleichstaxfonds an den Integrativen Betrieb entscheidet der Bundesmi-
nister fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz. Ubersteigt die Férderung im Einzelfall
den Betrag von 72.673 Euro, obliegt es dem Ausgleichstaxfondsbeirat, einen Vorschlag
betreffend die Gewdhrung dieser Forderung zu erstatten. Weder fiir Trager noch fiir Be-
schiftigte besteht ein Rechtsanspruch auf Leistungen. Im Hinblick auf die Férderung des
Moduls »Beschiftigung« ist zu beachten, dass damit von den Integrativen Betrieben eine
betriebliche Infrastruktur (Fachpersonal, maschinelle Ausstattung) bereitgestellt wird, die
auch fiir das Modul »Berufsvorbereitung« genutzt werden kann.!” Fiir das Jahr 2017 sind
Forderungen in der Hohe von 35,7 Millionen Euro aus Mitteln des Ausgleichstaxfonds vor-
gesehen. Damit sollen 1.700 Vollzeitiquivalente an Arbeitsplitzen geférdert werden. Das
entspricht einer durchschnittlichen Fordersumme pro Arbeitsplatz von rund 21.000 Euro.
Neben direkten finanziellen Forderungen durch 6ffentliche Fordergeber konnen Integra-

115 Vgl. BMASK 2017, Seite 110.
116 Vgl. Richtlinien Integrative Betriebe (RIB), GZ:44.210/19-6/04.
117 Roland Weinert, BMASK (Auskunft im Zuge der Recherchetitigkeit).
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tive Betriebe auch von der Méglichkeit einer Bevorzugung bei der Vergabe offentlicher
Auftréage profitieren.!

Forderungen sollen nur in einem Ausmafd gewihrt werden, um die aus der Beschiftigung
von Menschen mit Behinderung im Vergleich zu anderen Betrieben entstehenden Nachteile
auszugleichen. Allerdings gibt es in der Richtlinie zu Integrativen Betrieben keine Vorgaben,
was die Hohe des Eigenerwirtschaftungsanteiles betrifft."® Nach Einschdtzung einer Expertin
erwirtschaften Integrative Betriebe aber einen Grofiteil ihrer Einnahmen am freien Markt. Die
marktnahe Ausrichtung der Integrativen Betriebe zeigt sich auch dadurch, dass diese dazu ver-
pflichtet sind, in der Rechtsform einer Gesellschaft mit beschrankter Haftung nach kaufmanni-
schen Grundsitzen gefiihrt zu werden. Dementsprechend missen kaufménnische Grundsitze
bei der Buchfithrung beachtet werden, und der Integrative Betrieb muss jahrlich eine Bilanz
sowie die Finanzierungspline fiir das Folgejahr erstellen und sich dartiber hinaus einer Wirt-
schaftlichkeitspriifung unterziehen (§ 2 (1) RIB).

Integrative Betriebe wurden frither als so genannte »Geschiitzte Werkstitten« bezeichnet,
und auch heute wird in der Praxis der Begriff Werkstitte fiir dieses Instrument verwendet.
Ebenfalls als Werkstitten werden bestimmte Angebote bezeichnet, die dem Bereich der Tages-
und Beschiftigungsstrukturen fiir Menschen mit Behinderung zuzuordnen sind. Es finden sich
z.B. Bezeichnungen wie » Tagesbetreuung und Werkstétten« oder » Fachwerkstitten«.120 Deshalb
ist in der Praxis die Abgrenzung zu dem aus der Ausgleichstaxe finanzierten Instrument der In-
tegrativen Betriebe nicht einfach. Tendenziell handelt es sich dabei im Vergleich zu Integrativen
Betrieben um Angebote, die im Hinblick auf Arbeitsaufgaben und Arbeitsprozesse nicht mit
normalen Wirtschaftsunternehmen vergleichbar sind. Sie haben Menschen mit Behinderung
als Zielgruppe, die nicht iiber ein ausreichendes Leistungsvermdégen verfiigen, um einen Bei-
trag zum wirtschaftlichen Erfolg eines Unternehmens zu leisten, das unter Marktbedingungen
agiert. Auch die Beschiftigungsverhiltnisse sind in vielen Féllen nicht sozialversicherungs-
pflichtig und daher nicht mit einer Beschiftigung am allgemeinen Arbeitsmarkt vergleichbar.
Insgesamt sind Tages- und Beschiftigungsstrukturen deshalb durch eine viel geringere Néihe
zum allgemeinen Arbeitsmarkt gekennzeichnet als die Integrativen Betriebe oder Inklusions-
betriebe in Deutschland und entsprechen eher dem Modell der deutschen Werkstitten fir
behinderte Menschen. Dass die Unterscheidung zwischen Integrativen Betrieben und dem
Bereich der Tages- und Beschiftigungsstrukturen in der Praxis nicht immer trennscharf ist,
zeigen Unterschiede in der Ausrichtung der Angebotslandschaft zwischen einzelnen Bundes-

landern. So ist beispielsweise die Zielgruppe der Integrativen Betriebe in Salzburg breiter als in

118 Vgl. §21 BVergG: Vorbehaltene Auftrige fiir Geschiitzte Werkstitten oder Integrative Betriebe. (1) Auftraggeber
kénnen bei Verfahren zur Vergabe von Auftriagen vorsehen, dass an diesen Verfahren nur Geschiitzte Werkstitten
oder Integrative Betriebe, in denen die Mehrheit der Arbeitnehmer Menschen mit Behinderung sind, die aufgrund
der Art oder der Schwere ihrer Behinderung keine Berufstatigkeit unter normalen Bedingungen ausiiben kénnen,
teilnehmen kénnen oder dass die Erbringung solcher Auftrage derartigen Werkstitten oder Betrieben vorbehalten ist.

119 Nach § 11 Abs. 4 BEinstG sollte die Richtlinie fiir Integrative Betriebe auch eine Mindestwertschépfung definieren.
Eine Mindestwertschpfung ist jedoch in der aktuellen Fassung der Richtlinie aus dem Jahr 2004 nicht enthalten.

120 Vgl. Koenig 2010, Seite 30.
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Oberosterreich. In Salzburg arbeiten daher auch Menschen mit Behinderung in Integrativen
Betrieben, die aufgrund der Schwere ihrer Behinderung in Oberdsterreich auf einem Geschiitz-
ten Arbeitsplatz mit einem sozialversicherungspflichtigen Beschaftigungsverhaltnis in einem

Produktions- bzw. Dienstleistungsbetrieb eines Tréigers arbeiten wiirden.'?!

Transitarbeitsplatze in Beschaftigungsprojekten (Gemeinniitziges Be-
schaftigungsprojekt oder Sozialbkonomischer Betrieb)

Die beiden Instrumente »Gemeinniitzige Beschéftigungsprojekte — GBP« und »Sozialoko-
nomische Betriebe — SOB« sind sich sehr dhnlich. Beide Instrumente sind Mainahmen der
aktiven Arbeitsmarktpolitik, die u.a. durch das AMS gefoérdert werden und zeitlich befristete
Beschiftigungsmoglichkeiten fiir langzeitarbeitslose Menschen bieten. Die Grundidee solcher
Beschiftigungsprojekte ist es, die Wiedereingliederung langzeitarbeitsloser Menschen zu er-
méglichen. Dahinter steht auch die Uberlegung, Beschiftigungsverhiltnisse zu schaffen, anstatt
die dafiir erforderlichen Mittel fiir passive Unterstiitzungsleistungen auszugeben. Die Beschifti-
gung auf einem befristeten Arbeitsplatz soll die Moglichkeit bieten, unter fachlicher Anleitung
die berufliche Eingliederung zu schaffen. Ein solcher » Transitarbeitsplatz« soll schliefllich zu
einer Beschéftigung am 1. Arbeitsmarkt fithren. Ein Beschaftigungsverhaltnis auf einem Tran-
sitarbeitsplatz kann hochstens ein Jahr dauern!?? und diesen Zeitraum nur in Ausnahmefillen
tiberschreiten. Die geforderten Personen stehen in einem Dienstverhéltnis, bei dem die Arbeits-
leistung von grofler Bedeutung ist und arbeitsrechtlich einer Anstellung am 1. Arbeitsmarkt
entspricht. So entspricht etwa die Entlohnung geltenden Kollektivvertrigen, und die Arbeits-
verhiltnisse sind voll sozialversicherungspflichtig.

Eine spezifische Form von SOB stellen die in den letzten Jahren zunehmend an Bedeutung
gewinnenden Uberlassungs-SOB (SOBU) dar. SOBU ist die Bezeichnung fiir Gemeinniitzige
Arbeitskriftetiberlassung. Mittlerweile sind mehr als drei Viertel aller geférderten SOB diesem
Bereich zuzuordnen. Hier werden die TeilnehmerInnen mit dem Ziel einer Ubernahme in ein
regulires Dienstverhiltnis zeitlich befristet (maximal neun bis zw6lf Monate) an Unternehmen
verliehen.!?3

Das Instrument richtet sich nicht exklusiv an Menschen mit Behinderung, sondern allge-
mein an Menschen mit unterschiedlichen Vermittlungshemmnissen am Arbeitsmarkt. Men-
schen mit Behinderung sind aber explizit auch Teil der Zielgruppe von Beschéftigungsprojek-
ten. Eine Studie des WIFO aus dem Jahr 2014 zeigt, dass im Beobachtungszeitraum von 2005
bis 2012 Beschiftigungsprojekte (GBP, SOB, SOBU/GBPU) einen Anteil von Menschen mit
Behinderung laut AMS-Definition von 16,6 Prozent aufweisen und einen Anteil von Menschen

121 Maria Egger, FAB (Interview).
122 Vgl. https://ams.brz.gv.at/arbeitundbehinderung/data/9.html#id0.
123 Vgl. Osterkorn et al. 2014, Seite 15.
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mit gesetzlichem Behindertenstatus von 3,5 Prozent.'** Auch gibt es Beschiftigungsprojekte,
die sich spezifisch an Menschen mit Behinderung richten. Allerdings wird von ExpertInnen-
seite betont, dass es sich bei Beschiftigungsprojekten um ein Instrument handelt, das bewusst
hochschwellig konzipiert und klar auf einen Ubertritt auf den allgemeinen Arbeitsmarkt aus-
gerichtet ist. Daher stellen sie fiir Menschen mit einer Behinderung, die ein starkes Vermitt-
lungshemmnis darstellt, kein geeignetes Instrument dar.?®

Um das Instrument der Beschaftigungsprojekte auch fiir Menschen mit gesundheitlichen
Beeintrachtigungen bzw. Menschen mit Behinderung noch besser nutzbar zu machen, wer-
den in Oberdsterreich seit 2013 zwei so genannte »Reha-SOB« in Form von zwei Pilotprojek-
ten betrieben. Zielgruppe sind Personen, die bisher eine befristete Invaliditats- bzw. Berufs-
unfihigkeitspension erhalten haben, und Personen, die eingeschrankt arbeitsfihig sind. Im
Unterschied zu herkdmmlichen SOBs ist hier eine lingere Verweildauer moglich (zwei Jahre bei
Personen unter 50 Jahren, drei Jahre bei Personen tiber 50 Jahre), und es erfolgt eine Schwer-
punktsetzung bei der Bearbeitung von gesundheitsrelevanten Themen.!26

Basierend auf den jeweiligen Bundesrichtlinien des AMS besteht der grofite Unterschied
zwischen SOB und GBP darin, dass Sozialskonomische Betriebe neben arbeitsmarktpolitischen
Zielsetzungen auch wirtschaftliche Zielsetzungen verfolgen miissen. Sie bieten Produkte oder
Dienstleistungen zu Marktpreisen an, und es muss ein bestimmter Anteil des Gesamtaufwan-
des durch Verkaufserlose abgedeckt werden. Entsprechend der Richtlinien des AMS miissen
SOBs einen Eigenerwirtschaftungsanteil von mindestens 20 Prozent erreichen. In der Praxis
erreichen viele SOBs aber hiufig einen Eigenerwirtschaftungsanteil von 70 bis 8o Prozent.””’
Gemeinniitzige Beschiftigungsprojekte haben dagegen nicht das Ziel, in Konkurrenz zu unter
Marktgesetzen arbeiteten Unternehmen zu treten. Im Gegensatz zu SOBs stellen GBPs Produkte
her oder bieten Dienstleistungen an, an denen ein 6ffentliches oder gemeinniitziges Interesse
besteht.!?8 Dariiber hinaus miissen GBPs auch keinen Eigenerwirtschaftungsanteil erreichen.
Markterlose konnen bei der Berechnung der Forderungen jedoch in einem untergeordneten
Maf3e einbezogen werden.!?

Ein SOB oder GBP wird als Projektférderung vom AMS vergeben. Von Sozialunternehmen,
die einen SOB oder ein GBP umsetzen mdchten, ist ein Férderbegehren mit Konzept bei der
jeweiligen AMS Landesgeschiftsstelle einzureichen. Trager von Beschiftigungsprojekten kon-
nen gemeinniitzige oder 6ffentliche Rechtstrager sein. In der Regel werden sie als Verein oder
Gemeinniitzige GmbH umgesetzt. Die Finanzierung von SOB und GBP erfolgt aus dem aktiven

Budget des AMS in Form eines Teilkostenersatzes auf Basis einer Echtkostenabrechnung unter

124 Vgl. Eppel et al. 2014, Seite 19.

125 Sieghard Holzer, AMS Tirol (Interview).

126 Vgl. Osterkorn et al. 2014, Seite 16 bzw. auch Seite 166 ff.
127 Sieghard Holzer, AMS Tirol (Interview).

128 Vgl. Osterkorn et al. 2014, Seite 15.

129 Vgl. Bundesrichtlinie Gemeinniitzige Beschaftigungsprojekte (GBP) und Bundesrichtlinie fiir die Férderung So-
zialokonomischer Betriebe 2013.
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Beteiligung anderer Stellen. Hier wird ein Anteil an den gesamten Forderkosten von einem
Drittel angestrebt (z.B. Linder, ESF).13 Das AMS als Auftraggeber finanziert dem SOB-/ GBP-
Trager zu unterschiedlichen Prozentsitzen folgende Aufwendungen:

o Aufwendungen fiir die Beschiftigung von Transitarbeitskriften;

o Aufwendungen fiir die notwendigen Schlisselkrifte zur fachlichen Anleitung und Ausbil-
dung der Transitarbeitskrifte sowie zur ordnungsgeméflen Fithrung des Beschaftigungs-
projektes;

o Aufwendungen fiir die Qualifizierung der beschiftigten Transitarbeitskrifte;

o Aufwendungen der sozialarbeiterischen bzw. sozialpadagogischen und genderkompetenten
Betreuung, der Personalentwicklung, der Integrationsunterstiitzung (Outplacement/Ar-
beitsvermittlung) fiir die Transitarbeitskréfte und Aufwendungen der Nachbetreuung;

o Sachaufwendungen im Rahmen des laufenden Betriebes, sofern sie den in der Bundesricht-
linie vorgegebenen Kriterien entsprechen.

Zur Frage der Hohe der Forderung liegen zu den Sozialokonomischen Betrieben Zahlen aus
dem Jahr 2015 vor. Hier betrug die Gesamtfordersumme fiir alle Sozialokonomischen Betriebe
rund 116 Millionen Euro und pro geforderter Person rund 5.800 Euro.”®! Die Férderkosten fiir
einen Arbeitsplatz pro Jahr betrugen damit 13.702 Euro.3? Aktuell liegen keine Zahlen zum
Verhailtnis von Férderungen zu Markterlgsen bei Beschiftigungsprojekten vor. Eine Evaluation
Sozialokonomischer Betriebe aus dem Jahr 2000 hat jedoch gezeigt, dass die Zielvorgabe von
20 Prozent Eigenerwirtschaftungsanteil mit durchschnittlich 38,3 Prozent deutlich {iber dem
Mindestwert liegt. Auch zeigen die Ergebnisse der Studie eine grofle Spannweite hinsichtlich
der Eigenerwirtschaftungsquote. So lag der niedrigste Wert bei sechs Prozent und der hochste
bei 96 Prozent.!33 Neben direkten finanziellen Férderungen durch 6ffentliche Fordergeber kon-
nen Beschiftigungsprojekte aufgrund der Beschiftigung benachteiligter Gruppen im Rahmen
offentlicher Vergabeverfahren bevorzugt bedacht werden.!3

Im Jahr 2012 wurden von insgesamt 169 Beschiftigungsprojekten rund 7.200 Arbeitsplitze

angeboten.!®> Die Landschaft der Beschiftigungsprojekte zeichnet sich zwar durch eine gewisse

130 Vgl. Bundesrichtlinie Gemeinniitzige Beschaftigungsprojekte (GBP) und Bundesrichtlinie fiir die Férderung So-
zialokonomischer Betriebe 2013.

131 Vgl. BMASK 2016, Seite 27.

132 Berechnung der jéhrlichen Forderkosten pro Zielgruppenarbeitsplatz: Ausgaben pro Person im Jahr 2015 (5.801 Euro)
dividiert durch die durchschnittliche Dauer der geférderten Beschiftigung (105 Tage) ergibt die Forderkosten pro
Person und Tag (55,25 Euro). Die Ausgaben pro Person und Tag (55,25 Euro) multipliziert mit der Anzahl an Ar-
beitstagen im Jahr 2015 (248) ergeben die Ausgaben pro Arbeitsplatz im Jahr 2015 (13.702 Euro).

133 Lechner et al. Seite 8.

134 §19 Abs.6 BVergG: Im Vergabeverfahren kann auf die Beschiftigung von Frauen, von Personen im Ausbildungs-
verhiltnis, von Langzeitarbeitslosen, von Menschen mit Behinderung und élteren Arbeitnehmern sowie auf Maf3-
nahmen zur Umsetzung sonstiger sozialpolitischer Belange Bedacht genommen werden. Dies kann insbesondere
durch die Beriicksichtigung derartiger Aspekte bei der Beschreibung der Leistung, bei der Festlegung der technischen
Spezifikationen, durch die Festlegung konkreter Zuschlagskriterien oder durch die Festlegung von Bedingungen
im Leistungsvertrag erfolgen.

135 Vgl. Eppel et al. 2014, Seite IV.
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Heterogenitdt der Tétigkeitsfelder aus. Diese sind aber durch typisch mannliche Tatigkeitsfel-
der dominiert.1*¢ In folgenden Tatigkeitsfeldern sind Beschiftigungsprojekte aktiv:!3”
o Gastronomie;

o Bau, Grabungsarbeiten, Renovierung;

o Garten- und Naturarbeiten, Griinanlagen;

o Dienstleistungen, Reinigung;

o Malerei, Renovierungen;

o Biiro, Verwaltung;

o Metall-, Elektro- und Reparaturbearbeitung, Recycling;

» Reinigung;

o Tischlerei;

o Spermiillbewirtschaftung;

o Textil;

o Handel und Verkauf.

Eine detaillierte volkswirtschaftliche Amortisationsberechnung des WIFO fiir die Jahre 2005
bis 2010 stellt die Kosten der Beschiftigungsprojekte den Sozialversicherungs- und Steuer-
ertragen gegeniiber.3® Auf der Kostenseite wurden dabei die Individualférderungen direkt an
die Transitarbeitskrafte und Forderungen der SU beriicksichtigt, die auf einer Echtkostenab-
rechnung der SOB/ GBP beruhen. Auf der Seite der Ertriige werden die Einkommenssteuer und
Sozialabgaben sowie die reduzierten Aufwendungen fiir die Existenzsicherung der Arbeitslosen
beriicksichtigt.'* Innerhalb eines Beobachtungszeitraumes von sieben Jahren kompensieren
die Ertrage die Forderkosten nicht vollstindig. Aufgrund des positiven Trends ist denkbar,
dass sich die Kosten in den Folgejahren amortisieren. Darauf deuten auch die Ergebnisse der
Analyse der Jahre 2000-2003 hin. Damals wurde bereits innerhalb eines dreijdhrigen Beobach-

tungszeitraumes fiir Teilgruppen eine positive Kosten-Ertrags-Bilanz berechnet.!4?

Deutsche Inklusionsbetriebe, Integrative Betriebe und Beschaftigungs-
projekte im direkten Vergleich

Integrative Betriebe und Beschiftigungsprojekte weisen einige Gemeinsamkeiten, aber auch
einige Unterschiede zu Inklusionsbetrieben in Deutschland auf. Einen zusammenfassenden

Uberblick tiber den Vergleich dieser Instrumente liefert Tabelle 6.

136 Vgl. ebenda, Seite 192.

137 Vgl. Osterkorn et al. 2014, Seite 33.
138 Vgl. Eppel et al. 2014, Seite 280.
139 Vgl. ebenda, Seite 105 ff.

140 Vgl. Lutz/Mahringer/Poschl 2005.
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Tabelle 6: Zusammenfassender Vergleich Inklusionsbetriebe (D), SOB/GBP (O) und Integrative
Betriebe (0)

Deutsche
Inklusionsbetriebe

Osterreichische
Integrative Betriebe

Beschaftigungsprojekte
(sOB, GBP, SOBU, GBPU)

Organisations-
form

Einzelkaufleute, Personen-
oder Kapitalgesellschaft
(Status der Gemein-
nutzigkeit moglich)

Gesellschaft mit be-
schrankter Haftung nach
kaufméannischen Grund-
satzen

Gemeinnitzige oder
offentliche Rechtstrager,
in der Regel Verein oder
Gemeinnitzige GmbH

Rechtlich vor-

30 bis 50 Prozent

Mindestens 60 Prozent

Keine anteilsméaRigen

gesehener Anteil Vorgaben'

an Zielgruppen-

beschaftigten

Anteil der Expertlnnenschatzung: 25 Laut Expertinnenmeinung  Durchschnittlich 61,7 Prozent
Forderungen bis 30 Prozent, Studiener-  Anteil der Férderungen (sehr groRe Spannweite:

am Budget gebnisse bis zu 15 Prozent geringer als Anteil der vier bis 94 Prozent)"

Markterlose

Rechtlich definierte

Eigenerwirtschaf-
tungsquote
(Anteil der Eigen-

erlése am Budget)

Keine rechtlich definierte
Eigenerwirtschaftungs-
quote!!

Keine rechtlich definierte
Eigenerwirtschaftungs-
quote

Mindestens 20 Prozent

Realisierte
Eigenerwirt-
schaftungsquote

(Anteil der Eigener-

I6se am Budget)V

Expertlnnenschatzung:
70-75 Prozent,
Studienergebnisse:

bis zu 86 Prozent

Laut Expertlnnenmeinung
Erlose grofteils tiber Markt
erwirtschaftet

Durchschnittlich 38,3 Prozent
(sehr groRe Spannweite:
sechs bis 96 Prozent)V

Netto-Umsatz-

1,82 ProzentV!

Keine Daten verfugbar

Keine Daten verfiigbar

rendite
Arbeitsmarkt- 1) Teilhabe am Arbeits- 1) Vermittlung in den Vermittlung in den
politische Ziel- leben flir Menschen mit 1. Arbeitsmarkt 1. Arbeitsmarkt
setzung Schwerbehinderung in 2) Teilhabe am Arbeitsleben

Form von Beschéafti- fiir Menschen mit

gungsverhaltnissen mit Schwerbehinderung

rechtlicher Gleichstellung in Form von Beschéfti-

zu Arbeitsverhaltnissen gungsverhaltnissen mit

am allgemeinen Arbeits- rechtlicher Gleichstellung

markt zu Arbeitsverhéltnissen

2) Vermittlung in den am allgemeinen Arbeits-

1. Arbeitsmarkt markt

Zielgruppen Menschen mit Schwer- Begtinstigte Behinderte Personen mit Produktivitats-

behinderung (mindestens
Grad 50) und gleichge-
stellte Personen

mit bestimmtem Grad
der LeistungsfahigkeitV"

einschrankung und/oder
Vermittlungshindernissen

Behinderungs-
arten

Seelisch (30 Prozent),
Geistig (22 Prozent),
Andere (48 Prozent)

Grolteils erworbene Korper-
behinderung, vereinzelt
Menschen mit leichten
Lernschwierigkeiten

Keine Daten verfugbar
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Arbeitsplatze

Dauerarbeitsplatze mit
Vermittlungsoption auf den
allgemeinen Arbeitsmarkt

Als Transitarbeitsplatz
angelegt; wenn Vermittlung
auf 1. Arbeitsmarkt nicht
maglich, auch Dauer-

AusschlieBlich Transit-
arbeitsplatze

beschaftigung
Anzahl der Betriecbe 847 8 169Vl
Anzahl Arbeits- 11.443% 1.638% 426 beglinstigt Behinderte,
platze/Forderfalle 2.038 Menschen mit Behin-
bei Zielgruppen- derung nach AMS-Definition,
personen 9.822 Zielgruppenpersonen

ohne BehinderungX!

Anzahl Arbeits- 14.949 559 Keine Daten verfligbar

platze Nicht-Ziel-
gruppenmitarbeiter-
Innen

Anteil an
Beschaftigten
mit Behinderung

43,4 Prozent Menschen
mit Status »Schwer-
behinderung oder diesen
Gleichgestellte«

74,6 Prozent Begunstigte
Behinderte

3,4 Prozent Beglinstigte
Behinderte, 16,6 Prozent
Menschen mit Behinderung
nach AMS-DefinitionX!

Durchschnittliche
Anzahl Arbeitsplatze
fiir Zielgruppenmit-
arbeiterlnnen bzw.
geforderte Personen
pro Unternehmen

31

205

Keine Daten verfligbar
(Daten flir Gesamtbe-
trachtung, alle Zielgruppen
verfligbar)

Lohnkostenzu-
schuss an den
Arbeitgeber/For-
derung Kosten
laufender Betrieb

Befristete Eingliederungs-
beihilfe durch Agentur

flr Arbeit, dauerhafte
Zuschiisse zum Arbeits-
entgelt zum Ausgleich
aufergewdhnlicher
Belastungen (Minderleis-
tungsausgleich, personelle
Unterstiitzung), meist in
pauschalisierter Form (ca.
30—40 Prozent des Lohns)
durch das Integrationsamt,
zusatzlich Pauschalbetrag
flir besonderen Aufwand
(z.B. Betreuung) durch
Pauschalbetrage
(100-300 Euro monatlich)

Férderung fir laufenden
Betrieb und Sicherung

der Arbeitsplatze: Mittel
des Ausgleichsfonds

unter Berlcksichtigung der
wirtschaftlichen Leistungs-
fahigkeit des Integrativen
Betriebes sowie Leistungen
des AMS und Bundes-
landes flr wirtschaftliche
Nachteile durch Beschaf-
tigung von Menschen mit
Behinderung

Forderung in Form eines
Teilkostenersatzes auf Basis
eines Echtkostenmodells
fir die Bereitstellung eines
befristeten Arbeitsplatzes.
Finanzierung durch AMS,
Beteiligung der Gebiets-
korperschaften (Land,
Gemeinde) von zumindest
einem Drittel ist anzustreben.
Férderung von Kosten fir:

+ Beschaftigung von Transit-
arbeitskréaften

* Qualifizierung der beschaf-
tigten Transitarbeitskrafte

* Sozialpadagogische Betreu-
ung, Personalentwicklung,
Integrationsunterstiitzung
(Outplacement, Arbeitsver-
mittlung), Nachbetreuung

* Personalkosten fiir Schliis-
selkrafte zur fachlichen An-
leitung und Ausbildung der
Transitarbeitskrafte sowie
ordnungsgemane Flihrung
eines Wirtschaftsbetriebes
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Investitionskosten

Regional sehr unter-

schiedliche Regelungen,

7.500-50.000 pro Ziel-
gruppenarbeitsplatz,
zusatzlich zinslose

Forderungen zu Errichtung,
Ausbau, Ausstattung, wenn
Finanzierung aus Eigenmit-
tel nicht méglich, betriebs-
libliche (Re-)Investitionen

Beihilfenbeitrag zur Finanzie-
rung investiver Manahmen
im Einzelfall méglich

Beihilfenbeitrag fiir Betriebs-
mittel im Einzelfall moglich

Darlehen oder Zins-
zuschlsse

sind durch den Integrativen
Betrieb zu erwirtschaften,
Férderung erfolgt in Form
von Zuschuss oder Darlehen

Forderkosten

78,8 Millionen EuroX!!! 35,7 Millionen Euro 116,5 Millionen EuroXlV

jahrlich

Forderkosten pro

6.886,30 Euro 21.008,40 EuroXv 13.702,00 Euro

Arbeitsplatz und
Jahr von Zielgrup-
penmitarbeiterin

\
Vil

Vil

Xl

Xl
X
XV
XV
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Forderbar sind neben den Transitarbeitskraften aber nur die fir die ordnungsgeméaRe Durchfiihrung notwendigen Schiissel-
arbeitskrafte, die fur die Projektleitung und/oder fachliche Anleitung und Ausbildung und/oder sozialarbeiterische Betreuung
verantwortlich sind.

Vgl. Lechner et al. 2000, Seite 8.

Inklusionsbetriebe miissen eine erwerbswirtschaftliche Zielsetzung verfolgen. Eine Abweichung von der notwendigen erwerbswirt-
schaftlichen Zielsetzung kann u.a. dann vorliegen, wenn die Personalkostenférderung aller Beschéftigten aus 6ffentlichen Mitteln
die durch die wirtschaftliche Betatigung erzielten Umsatze deutlich tbersteigt (vgl. Empfehlungen der Bundesarbeitsgemeinschaft
der Integrationsamter und Hauptfiirsorgestellen (BIH) zur Férderung von Integrationsprojekten nach §§132ff. Sozialgesetzbuch
Neuntes Buch (SGBIX) 2016, Seite 2).

Beim Vergleich der Eigenerwirtschaftungsquote ist zu beachten, dass sich die Berechnung der Eigenerwirtschaftungsquote aufgrund
der unterschiedlichen Férdermodelle zwischen Inklusionsbetrieben und SOB unterscheidet. Bei den Inklusionsbetrieben bezeichnet
die Eigenerwirtschaftungsquote den Anteil der Markterlése am Gesamtumsatz. Bei den SOB bezeichnet die Eigenerwirtschaftungs-
quote den Anteil der Markterldse in Relation zu den laufenden Gesamtaufwanden.

Vgl. Lechner et al. 2000, Seite 8.
Daten beziehen sich auf Inklusionsbetriebe in Hessen, Sachsen und Schleswig-Holstein im Jahre 2012 (vgl. Stadler 2015, Seite 37).

Es muss ein wirtschaftlich verwertbarer Leistungsrest gegeben sein, der nach entsprechendem Arbeitstraining und nach entspre-
chender Arbeitserprobung oder nach entsprechender Ausbildung voraussichtlich die Halfte der Produktivitat einer Normalarbeitskraft
in gleicher Beschaftigung ausmacht.

Hierbei handelt es sich um die Gesamtzahl an Beschéftigungsprojekten (SOB, GBP, SOBU, GBPU) fiir alle Zielgruppen. Es liegen
keine Daten Uber die Anzahl an Beschaftigungsprojekten speziell firr die Zielgruppe Menschen mit Behinderung vor.

Daten der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsamter und Hauptfiirsorgestellen (BIH) 2015.
Vgl. BMASK 2017, Seite 110.

Vgl. Eppel et al. 2014, Seite 19; die Daten stellen einen durchschnittlichen Jahreswert aus Teilnehmerinnendaten in den Jahren
2005 bis 2012 dar.

Vgl. Eppel et al. 2014, Seite 19.

Einbezogen wurden Mittel aus der Ausgleichsabgabe im Jahr 2015.

Vgl. BMASK 2016, Seite 27; Angaben beziehen sich auf das Jahr 2015.

Berechnet auf Basis der fiir 2017 vorgesehen Maximalférderung fiir maximal 1.700 Vollzeitaquivalente.
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9 Diskussion — Was kann von den Inklusions-
betrieben in Deutschland fiir Osterreich
gelernt werden?

Die Schlussfolgerungen fiir den sterreichischen Arbeitsmarkt werden von der Fragestellung
geleitet: Was kann von dem deutschen Modell der Inklusionsbetriebe gelernt werden? Vorab
wird kurz auf die Vor- und Nachteile der deutschen Inklusionsbetriebe aus unterschiedli-
chen Perspektiven eingegangen, um mogliche Schwierigkeiten und Kritikpunkte am Modell
zu beleuchten und Chancen des Modells aufzuzeigen. Im Anschluss wird auf Ubertragungs-
moglichkeiten des Gesamtmodells eingegangen. Dabei werden die Zielgruppen der langzeitar-
beitslosen Personen und Menschen mit psychischen Erkrankungen néher betrachtet. Dariiber
hinaus werden Méglichkeiten der Stirkung des innovativen sozialen Unternehmertums in

Osterreich dargestellt.

9.1 Kiritische Betrachtung von Inklusionsbetrieben

Inklusionsbetriebe werden in Deutschland als Erfolgsmodell betrachtet. Sie werden als eine
Maoglichkeit der Gestaltung einer inklusiven Arbeitswelt gesehen, die Menschen mit Behinde-
rung, die in konventionellen Unternehmen des allgemeinen Arbeitsmarktes kaum Anstellungs-
moglichkeiten finden, kollektivvertragliche Beschiftigungsverhiltnisse bieten. Die Entwick-
lung und Verbreitung dieses Instrumentes seit seiner gesetzlichen Verankerung im Jahr 2001
spricht fiir einen hohen Bedarf und eine hohe Akzeptanz. Auch wenn diese Zahlen im Verhélt-
nis zur Gesamtgrofle der Zielgruppe der Menschen mit schwerer Behinderung vergleichsweise
gering sind, leisten die Inklusionsbetriebe einen bedeutenden sozialen Mehrwert: Einerseits
durch das Anbieten inklusionsgerechter Arbeitsplitze, andererseits durch die Beispielfunktion
der Betriebe, die zeigen, wie Inklusion von Menschen mit Behinderung im Arbeitsleben und
erfolgreiches unternehmerisches Wirtschaften unter Marktbedingungen in Einklang gebracht
werden konnen.

Auch aus volkswirtschaftlicher Perspektive stellen die Inklusionsbetriebe einen interessan-
ten Ansatz dar. So zeigen Studienergebnisse, dass ein Arbeitsplatz in einem Inklusionsbetrieb

weitaus kostenschonender fiir den 6ffentlichen Haushalt ist als ein Platz in einer Werkstatte fiir
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behinderte Menschen oder der Bezug von Arbeitslosenunterstiitzung. Hierbei muss allerdings
berticksichtigt werden, dass Menschen, die in Werkstitten tatig sind, starkere Einschrankun-
gen und mehr Unterstiitzungsbedarf haben als jene in Inklusionsbetrieben. Inklusionsbetriebe
tibernehmen jedoch eine wichtige Briickenfunktion fiir jene Menschen, die sich aus einer
Werkstatt heraus weiter entwickeln mochten und nicht sofort in konventionellen Unterneh-
men arbeiten kdnnen.

Die Arbeitsbedingungen fiir Menschen in Inklusionsbetrieben sind, wie einzelne Fallbei-
spiele und Fachliteratur zeigen, beispielhaft. Die Arbeitsorganisation und die Haltung gegen-
tiber den MitarbeiterInnen in Inklusionsbetrieben ermdéglichen ein gemeinsames Arbeiten,
bei dem Riicksicht auf die Behinderung, chronische Erkrankung oder speziellen Bediirfnisse
genommen wird, die Menschen aber ganz klar gefordert sind, ihren grofitmoglichen Beitrag
zum wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens zu leisten. Die Weiterentwicklung der Mitar-
beiterInnen liegt im unternehmerischen Interesse der Inklusionsbetriebe. Die Vermittlung von
ZielgruppenmitarbeiterInnen zu konventionellen Arbeitgebern (nicht Inklusionsbetrieben)
liegt wiederum im Interesse des Gesetzgebers, der die Transitfunktion der Inklusionsbetriebe
betont. Aber auch die Inklusionsbetriebe selbst haben mit Blick auf die soziale Zielsetzung von
Inklusionsbetrieben - Arbeitsplitze fiir Menschen mit Behinderung anzubieten, die aufgrund
ihrer behinderungsbedingten Einschrankung nicht auf dem 1. Arbeitsmarkt in konventionellen
Unternehmen Fuf3 fassen konnen - ein Interesse an der Vermittlung von Zielgruppenmitar-
beiterInnen, wenn die Chance auf eine nachhaltige Beschiftigung auflerhalb eines Inklusions-
betriebes gegeben ist. So kann der Arbeitsplatz an einen Menschen mit Behinderung vergeben
werden, der (noch) keine Chance auf eine Anstellung in einem konventionellen Unternehmen
hat. Auffillig bei den Recherchen zu den Fallstudien zur Studie waren das gute Arbeitsklima
und das Wohlbefinden der MitarbeiterInnen mit und ohne Behinderung in Inklusionsbetrie-
ben. Hier diirfte die soziale Ausrichtung in Kombination mit der professionellen und verpflich-
tenden arbeitsbegleitenden (psychosozialen) Betreuung, die ein gutes Arbeitsklima zum Ziel
hat, eine mafigebliche Rolle spielen.

Des Weiteren diirfte das offene Fordersystem, zu dem jeder Arbeitgeber grundsitzlich
Zugang hat, innovative Ideen fordern, flexibles Agieren von Seiten der UnternehmerInnen
ermoglichen und auch kleine, regionale Unternehmen ansprechen bzw. entstehen lassen, die
in der Folge wachsen konnen. Eine dsterreichische Inklusionsbeauftragte sieht den Vorteil
der Regionalitit in erster Linie unter dem Gesichtspunkt der Inklusion.! Menschen mit
und ohne Behinderung arbeiten in einem kleinen regionalen Betrieb gemeinsam, sie leben
auch in der Region miteinander, wodurch mehr soziale Vernetzung zwischen Menschen mit
und ohne Behinderung entsteht als in groflen Organisationen oder Betrieben fiir Menschen
mit Behinderung, so ihre Hypothese. Deutsche InterviewpartnerInnen betonen auch, dass
durch die Arbeit im Inklusionsbetrieb bei Menschen mit chronischen oder rezidivierenden

psychischen Erkrankungen oft ein positiver Stabilisierungseffekt eintritt und z.B. weniger

141 Maria Egger, FAB (Interview).
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Klinikaufenthalte notwendig sind. Arbeit wird von den Betroffenen als Herausforderung und
Stiitze erlebt.

Als moglicher Nachteil aus Gsterreichischer Perspektive kann die vermeintlich geringere
Arbeitsplatzsicherheit als z.B. in einem Osterreichischen Integrativen Betrieb gesehen wer-
den.™*? Inklusionsbetriebe kénnen von Insolvenz betroffen sein, und sie konnen Zielgrup-
penmitarbeiterInnen auch kiindigen. Andererseits wird hier auf die Absicherung durch Ar-
beitslosengeld verwiesen 43

Sowohl in Osterreich als auch in Deutschland wird bei der Eingliederung von sozial ab-
gesicherten Personen in den allgemeinen Arbeitsmarkt die Diskussion tiber Benefit Traps
gefithrt. Das neue Bundesteilhabegesetz in Deutschland sollte jedenfalls Beihilfenfallen be-
seitigen. So ist z. B. die Riickkehr in eine Werkstitte fiir behinderte Menschen méglich, wenn
eine Person am allgemeinen Arbeitsmarkt nicht nachhaltig Fuf fassen kann.

Dauerhafte Lohnkostenzuschiisse und finanzielle Investitionszuschiisse werden hin-
sichtlich einer moglichen Wettbewerbsverzerrung am Markt kritisch betrachtet. Insgesamt
bewegen sich Inklusionsbetriebe in dem Spannungsfeld, einerseits erfolgreich wirtschaften
zu miissen, andererseits bei guten Erldsen mit dem Vorwurf konfrontiert zu sein, dies auf-
grund der Forderungen zu erreichen. Hier wird von den befragten deutschen Stakeholdern
besonders betont, dass den Inklusionsbetrieben in erster Linie die behinderungsbedingte
Leistungsminderung ausgeglichen wird - und diese auch nur zum Teil. Einen Teil der Leis-
tungsminderung tragt der Inklusionsbetrieb selbst.'** Theoretisch wird das Ausmafd der
Leistungsminderung (regelmif3ig) von den Integrationsfachdiensten der Integrationsamter
bewertet, und das Integrationsamt kann auch Einsicht in die Bilanzen des Unternehmens
nehmen. Praktisch orientiert sich die Hohe des Minderleistungsausgleichs auch an der Hohe
der zur Verfiigung stehenden Mittel aus der Ausgleichsabgabe. So werden diese aktuell in
Berlin aus budgetédren Griinden gekiirzt. Grundsitzlich kann jedem Arbeitgeber — auch kon-
ventionellen Unternehmen - die Leistungsminderung einer / eines besonders betroffenen be-
hinderten Mitarbeiterin bzw. Mitarbeiters in gleicher Hohe ausgeglichen werden. Teilweise
bestehende Vorteile hinsichtlich der Forderung (Férderung von Investitionskosten, Ausgleich
des besonderen Aufwandes) bei der Beschiftigung von Menschen mit Schwerbehinderung
firr Inklusionsbetriebe werden durch den besonderen Organisationsaufwand (z.B. das For-
dermanagement) bei der Beschiftigung eines groflen Anteiles an Menschen mit Schwerbe-
hinderung begriindet.

Unter rein marktwirtschaftlicher Perspektive stellt sich die Frage, ob Inklusionsbetriebe
Leistungen anbieten, die ohne Forderung nicht konkurrenzfihig wéren bzw. die es gar
nicht geben wiirde. Aufgrund von Mindest- und Kollektivlohn, der auch fiir die mindes-
tens 50 Prozent Nicht-ZielgruppenmitarbeiterInnen gezahlt werden muss, und der hohen

142 Maria Egger, FAB (Interview).
143 Gabriele Strassegger, Wirtschaftskammer Osterreich (Interview).
144 Giinter Hotte, Integrationsamt Berlin (Interview).
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»Eigenerwirtschaftungsquote« ist das unwahrscheinlich. Sicher ist dagegen, dass durch
Inklusionsbetriebe und -abteilungen neue Jobs entstehen, die es bisher nicht in dieser Form
gegeben hat: Sie entstehen beispielsweise durch Herauslosen einzelner Tétigkeiten aus den
Tatigkeitsprofilen gut ausgebildeter und demensprechend entlohnter Fachkrifte. Ein Bau-
betrieb stellt Menschen mit geistiger Behinderung ein, um Werkzeug und Fahrzeuge griff-
bereit, sortiert und geputzt fiir seine Fachkrifte bereit zu haben; die Gastronomiearbeit
ist zwischen Menschen mit und ohne Behinderung arbeitsteiliger organisiert. Forstarbei-
terlnnen geben Teile ihrer Titigkeit an Menschen mit Behinderung ab, und ArztInnen
lagern Brustabtastuntersuchungen an Frauen mit Seebehinderung aus (siehe Fallbeispiel
»discovering hands« in Kapitel 7). Anhand des Fallbeispieles »discovering hands« wird er-
kenn- und diskutierbar, wie Férderungen Marktmechanismen beeinflussen kénnen. Durch
die Forderung kann das Produkt » Vorsorgeuntersuchung« giinstiger verkauft werden, mehr
KundInnen nehmen es in Anspruch und mehr Zielgruppenpersonen kénnen Beschafti-
gung finden.

Eine Schwachstelle des Instrumentes stellt die Finanzierungsbasis dar. Ein Grofiteil der
Forderungen an Inklusionsbetriebe wird aus Mitteln der Ausgleichsabgabe finanziert. Die-
ses System sorgt zwar dafiir, dass die Finanzierungsbasis nicht von kurzfristigen politischen
Entscheidungen abhingig ist. Andererseits sind die Mittel begrenzt und in einigen Bundes-
landern durch den Erfolg des Instrumentes bereits ausgeschopft. Dieser Umstand kann dazu
tithren, dass die Dynamik bei der Griindung von Inklusionsbetrieben und der Schaffung ent-
sprechender Arbeitsplitze in den nédchsten Jahren zuriickgehen konnte. Zusitzliche Forder-
moglichkeiten ergeben sich allerdings durch das neue Bundesteilhabegesetz und das darin
vorgesehene personenbezogene Budget fiir Arbeit. Menschen mit Anspruch auf einen Platz in
einer Werkstatt fiir behinderte Menschen kénnen durch das Budget fiir Arbeit bis zu 70 Pro-
zent der Lohnkosten zu einem Arbeitgeber auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt mitnehmen.
Da die Arbeitsverhaltnisse in Inklusionsbetrieben rechtlich jenen in konventionellen Unter-
nehmen gleichgestellt sind (tarifvertragliche Entlohnung, sozialversichert), kann das Budget
fir Arbeit auch fiir eine Beschiftigung in einem Inklusionsbetrieb gentitzt werden. Dartiber
hinaus wurde die Zielgruppe der Inklusionsbetriebe um Menschen mit psychischen Beein-
trachtigungen erweitert, die nicht den Status der Schwerbehinderung erfiillen. Hier werden
die Kosten fiir Forderungen nicht aus der Ausgleichsabgabe finanziert, sondern sind durch die
jeweils zustdndigen Rehabilitationstrager (Rentenversicherung, Agentur fiir Arbeit) zu tragen.
Da die Rehabilitationstriger aktuell noch nicht tiber Forderinstrumente verfiigen, die dauer-
haft erbracht werden kénnen, ist unmittelbar kein Beschaftigungseffekt bei dieser Zielgruppe

zu erwarten.¥>

145 Auf die Quoten wird nach § 215 Abs. 4 auch die Anzahl der psychisch kranken beschaftigten Menschen angerechnet,
die behindert oder von Behinderung bedroht sind und deren Teilhabe an einer sonstigen Beschiftigung auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt aufgrund von Art oder Schwere der Behinderung oder wegen sonstiger Umstinde auf
besondere Schwierigkeiten stofit.
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9.2 Ubertragungsmoglichkeiten des Modells
»Inklusionsbetriebe« auf Osterreich:
Menschen mit schwerer Behinderung

Bei der Frage, ob Inklusionsbetriebe auch in Osterreich umgesetzt werden konnen und soll-

ten, ist einerseits die Frage nach dem Bedarf relevant, andererseits die Frage nach den 6ster-

reichischen Rahmenbedingungen und nicht zuletzt, ob Vergleichbares bereits in Osterreich
existiert.

Osterreich steht bei der Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Arbeitsleben vor
ahnlichen Herausforderungen wie Deutschland:

o iiberdurchschnittlich hohe Arbeitslosigkeit unter Menschen mit Behinderung;

o demographische Herausforderungen, die eine bessere Ausniitzung des Arbeitskriftepo-
tenzials erfordern;

o Verpflichtung, die UN-Behindertenrechtskonvention umzusetzen, die nach einer voll-
wertigen Teilhabe am Arbeitsleben fiir Menschen mit Behinderung verlangt;

o Druck durch Behindertenvertretungen, die Zahl der Menschen in beschiftigungs- und
tagesstrukturierenden Angeboten wie den Werkstitten zu verringern und dafiir mehr Teil-
habemaoglichkeiten am allgemeinen Arbeitsmarkt zu schaffen;

o zu wenig Arbeitgeber am allgemeinen Arbeitsmarkt, die Menschen mit Behinderung be-

schiftigen.

Diese Herausforderungen lassen sich mit Sicherheit nicht allein durch das Modell der Inklusi-
onsbetriebe bewiltigen, sondern erfordern vielfiltige Mafinahmen auf unterschiedlichen Ebe-
nen, wie z.B. der Férderung von Beschiftigung in Unternehmen des 1. Arbeitsmarktes, einer
inklusionsgerechteren Arbeitswelt etc. Inklusionsbetriebe kénnen aber bei all diesen Fragen
zumindest einen Teil der Antwort darstellen.

Was den grundsitzlichen Bedarf an der Bereitstellung von dauerhaft geférderten Be-
schiftigungsméglichkeiten fiir Menschen mit Behinderung in Osterreich betrifft, wird dieser
fiir eine spezifische Gruppe von Menschen mit Behinderung durchaus gesehen: So gibt es
sowohl im Bereich der Werkstitten fiir Menschen mit Behinderung im Bereich der Tages-
und Beschiftigungsstrukturen als auch bei den Integrativen Betrieben einen Bedarf an Ar-
beitsplatzen, der durch bestehende Angebote nicht abgedeckt werden kann. Der Bedarf an
Werkstattenpldtzen in Oberdsterreich ist nach ExpertInnenangabe nur zu rund 50 Prozent
gedeckt. Personen, die auf einen Platz warten, gehen haufig gar keiner sinnvollen, tages-
strukturierenden und kompetenzfordernden Titigkeit nach.1® Personen, die keinen Ar-
beitsplatz in einem Integrativen Betrieb bekommen, hiufig langzeitarbeitslose Personen
mit z.T. erheblichen gesundheitlichen Beeintridchtigungen, erhalten in vielen Fillen einen
Transitarbeitsplatz in einem Beschiftigungsprojekt (SOB oder GBP) und fallen dann wieder

146 Maria Egger, FAB (Interview).
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in die Arbeitslosigkeit zuriick. Auch in diesem Segment zeichnet sich ein Bedarf an Dau-
erarbeitsplatzen fiir Personen ab, die am allgemeinen Arbeitsmarkt nicht mehr Fufl fassen
konnen. Keine dauerhafte Forderung braucht es hingegen fiir Menschen mit Behinderung,
deren Leistung durch Arbeitsplatzadaptierungen kompensiert werden kann.'” Dauerhafte
Forderungen sind aus dieser Perspektive nur fiir sehr spezielle Zielgruppen von Menschen
mit Behinderung notwendig. Dauerhaft geforderte Arbeitsplétze fiir Menschen in Lang-
zeitarbeitslosigkeit und Problemlagen (abseits einer korperlichen, geistigen oder seelischen
Behinderung) werden in dem Bericht »SOB und GBP im Wandel« vor dem Hintergrund
eines separaten 2. Arbeitsmarktes diskutiert.'*® Betreffend die Produktion von Giitern und
Dienstleistungen im Rahmen von Beschiftigungsprojekten am 2. Arbeitsmarkt stellt sich die
Frage, inwieweit dadurch Arbeitspldtze auf dem 1. Arbeitsmarkt substituiert werden. »Hier
bewegt man sich in einem Spannungsfeld: Einerseits kann folgendes argumentiert werden:
Wenn die Unternehmen »diese Leute aussortierenc, dann kann man zu ihnen in Konkurrenz
treten und diese Arbeitspldtze zu geforderten Bedingungen anbieten. Andererseits kann mit
einem Anspruch auf Integration in den 1. Arbeitsmarkt die Zielsetzung nicht darin liegen,
Arbeitsplitze vom 1. Arbeitsmarkt >weg zu definieren< und damit zu reduzieren, um sie auf
den 2. Arbeitsmarkt zu verlagern.«!® Aufgrund des Erfolges der Inklusionsbetriebe wird
in Deutschland jedenfalls eine Diskussion in Richtung Offnung der Inklusionsbetriebe fiir
langzeitarbeitslose Menschen diskutiert.!>

Die Rahmenbedingungen fiir Inklusionsbetriebe sind bzw. wéren in Deutschland und
Osterreich weitgehend dhnlich: In beiden Lindern existiert ein Ausgleichsabgabensystem mit
dem Ziel, die Beschiftigung von Menschen mit Behinderung am 1. Arbeitsmarkt zu férdern.
Forderungen wie die Eingliederungsbeihilfe und der Minderleistungsausgleich sind dhnlich
ausgestaltet. Offentliche Auftrige kénnen in Osterreich exklusiv an Geschiitzte Werkstitten
oder Integrative Betriebe vergeben werden. Auch fiir Beschiftigungsprojekte besteht aufgrund
der Beschiftigung benachteiligter Gruppen die Moglichkeit, im Rahmen 6ffentlicher Vergabe-
verfahren bevorzugt bedacht zu werden. In Deutschland sollten 6ffentliche Auftrige bevorzugt
an Werkstitten fiir Menschen mit Behinderung abgegeben werden bzw. gilt dies mit der Ein-
fihrung des neuen Bundesteilhabegesetzes im Jahr 2017 auch fiir Inklusionsbetriebe.

In Bezug auf bereits existierende, vergleichbare Modelle in Osterreich wurden in Kapitel 8
die Beschiftigungsprojekte (Sozialokonomische Betriebe, Gemeinniitzige Beschaftigungspro-
jekte) und die Integrativen Betriebe naher beleuchtet. Mit ersteren bestehen hinsichtlich der
Branchen, in denen sich die Geschiftsaktivititen bewegen, und der Vielfalt an unterschied-
lichen Umsetzungsformen Gemeinsamkeiten. Deutlichster Unterschied ist die Dauer der
Beschiftigung, die in Beschaftigungsprojekten zeitlich befristet und in Inklusionsbetrieben

147 Sieghard Holzer, AMS Tirol (Interview).
148 Vgl. Osterkorn et al. 2014.

149 Osterkorn et al. 2014, Seite 200f.

150 Claudia Rustige, bag if (Interview).
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nicht befristet ist. Im Vergleich zu den Integrativen Betrieben gibt es trotz weitgehender

Gemeinsambkeit der Zielgruppe, der Dauerhaftigkeit der Arbeitsplatze, der Forderung iiber

die Ausgleichsabgabe /Ausgleichstaxfonds und dem Anspruch, marktorientierte, privatwirt-

schaftliche Unternehmen zu sein, zumindest in der Ausgestaltung erhebliche Unterschiede,
was die Vorgaben und somit auch die Umsetzung betriftt. Dariiber hinaus gibt es Modell-
projekte und linder- und spendenfinanzierte Betriebe fiir kleine Gruppen, einzelne Soziale

Unternehmen (auf8erhalb der SOB-/ GBP-Struktur) und viele (AMS-)geforderte Projekte zu

Clearing, Qualifizierung (inkl. IBA/UBA) und Placement. Zu letzteren und auch zu den

SOB/ GBP besteht der wesentliche Unterschied im Projektcharakter, den die deutschen In-

klusionsbetriebe nicht haben.

Insgesamt kann in Osterreich durchaus von einem Bedarf, der noch niher zu quantifizieren
wire, fiir Inklusionsbetriebe ausgegangen werden. Ebenfalls kann davon ausgegangen werden,
dass bei entsprechender Unterstiitzung auch eine dhnliche Dynamik im Sektor und eine Viel-
falt an Unternehmen entstehen wiirde. Inklusionsabteilungen wiren fiir grofle Betriebe eine
Méglichkeit, ihre Einstellungsquote zu erfiillen, kalkulierbare finanzielle Férderungen zu be-
kommen und auch kalkulierbare produktive Leistungen dieser Abteilungen abrufen zu kénnen,
wenn entsprechende Organisationsstrukturen genau dafiir geschaffen werden.

Im Rahmen der vorliegenden Studie wurden von den befragten sterreichischen Interview-
partnerInnen folgende Interessen aber auch Befiirchtungen am Modell der deutschen Inklusi-
onsbetriebe geduflert:

o Eine 50-Prozent-Quote als Obergrenze fiir die Zahl der ZielgruppenmitarbeiterInnen
diirfte ein sinnvoller Richtwert sein, um das wirtschaftliche Uberleben von Inklusions-
betrieben zu sichern.

o Notwendig ist auch die Bereitstellung von Unterstiitzungsstrukturen fiir solche Unter-
nehmen und Abteilungen bei der Bereitstellung der notwendigen sozialpadagogischen
Betreuung.

o Mit Blick auf die Mindestsicherung wird es als wichtig erachtet, dass die Entlohnung dieser
Arbeitsplatze oberhalb der Mindestsicherung liegt, um entsprechende Anreize zu schaffen.

o Die Leistungsfihigkeit der ZielgruppenmitarbeiterInnen bzw. deren Minderleistung ist am
konkreten Arbeitsplatz zu evaluieren.

o Bei der Umsetzung eines dhnlichen Modells wie in Deutschland diirfte aber nicht die Er-
wartung von Seiten der Politik, dass ein solches System bei der Senkung &ffentlicher Aus-
gaben helfen kann, im Vordergrund stehen.

o Mit Blick auf die 6sterreichische Forderlandschaft wiirde es mehr Rechtssicherheit und
Stabilitdt hinsichtlich der finanziellen Férderungen bendtigen, um mittel- und langfristige
Kalkulierungen zu erméglichen.

« Eine Ubertragung des Modells bzw. Elemente davon auf andere Zielgruppen, z.B. jene der
SOB/GBP wiiren zu diskutieren.

o Der vorliegende Bericht zu den deutschen Inklusionsbetrieben kann zur weiteren Diskus-

sion genutzt werden.
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Von deutschen InterviewpartnerInnen wird betont, dass Inklusionsbetriebe keine
»Fordersammler« sind oder sein sollten, dass eine Mischung der Zielgruppen in einem
Betrieb Schwierigkeiten verursachen kann und dass dartiber hinaus eine arbeitsbeglei-
tende und/oder psychosoziale Unterstiitzung durch externe oder interne Fachkrifte

essenziell ist.

Exkurs: Budget fiir Arbeit

Unabhingig von der Forderung von Angeboten zur Schaffung von Beschiftigungs-
méglichkeiten von Menschen mit Behinderung und einer méglichen Ubertragung
des Modells der deutschen Inklusionsbetriebe sind sich die interviewten ExpertInnen
einig, dass die Schaffung von Arbeitsmoglichkeiten bei konventionellen Unternehmen
des 1. Arbeitsmarktes bzw. das Erfiillen der Einstellpflicht durch Arbeitgeber die beste
Moglichkeit wire, um die Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Arbeitsleben zu
verbessern.

Besonders interessant ist in diesem Zusammenhang das in Deutschland im Zuge des
neuen Bundesteilhabegesetzes eingefiihrte Budget fiir Arbeit. Dieses Budget fiir Arbeit
ist ein personenbezogenes individualisiertes Budget fiir die Inanspruchnahme von Leis-
tungen, dass die Person mit Behinderung nach ihren Wiinschen und Bediirfnissen ein-
setzen kann. Der Mensch mit Behinderung kann so selbstbestimmt dariiber entscheiden,
ob dieses Budget fiir einen Platz beispielsweise in einer werkstattdhnlichen Einrichtung,
einem Inklusionsbetrieb oder bei einem Arbeitgeber auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
eingesetzt wird. Das wiirde dem sozialen Ziel der Selbstbestimmung der Menschen mit
Behinderung zutréglich sein und ihnen die fiir sie individuell passende Form der Teilhabe
am Arbeitsleben ermoglichen. So eine Forderlogik konnte dariiber hinaus auch einen Bei-
trag dazu leisten, dass sich neue Angebotsstrukturen, wie z.B. Social Businesses, mit dem
Ziel, Teilhabemoglichkeiten am Arbeitsleben fiir Menschen mit Behinderung zu schaffen,

leichter herausbilden konnen.

9.3 Menschen mit psychischer Behinderung

Fiir Menschen mit psychischen Beeintrachtigungen ist das Finden einer Arbeitsstelle hdufig
besonders schwierig. Menschen mit seelischen Erkrankungen sind gegeniiber Menschen mit
anderen Behinderungsformen (korperlich, kognitiv, Sinnesbehinderung) in Unternehmen
am allgemeinen Arbeitsmarkt deutlich benachteiligt.’™ Die heutige Arbeitswelt erfordert in
hohem Mafle Flexibilitat und Belastungsfihigkeit. Das begiinstigt einerseits das Auftreten
von akuten Krankheitsphasen und fiihrt gleichzeitig dazu, dass eine Reintegration in den

Arbeitsmarkt fiir diese Gruppe zunehmend schwierig ist. Die heutigen Inklusionsbetriebe

151 Vgl. Gredig 2015, Seite 59.
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wurden in den 1970er-Jahren speziell fiir diese Zielgruppe als Selbsthilfefirmen konzipiert,
und auch heute noch haben viele ZielgruppenmitarbeiterInnen eine seelische Behinderung.
Aber auch Personen mit psychischen Erkrankungen, die keinen Schwerbehindertenstatus
(Grad >=50) haben bzw. sich nicht einstufen lassen wollen, kénnen in Inklusionsbetrie-
ben arbeiten und auf die Zielgruppenquote angerechnet werden: » Auf die Quoten nach Ab-

satz 312

wird auch die Anzahl der psychisch kranken beschiftigten Menschen angerechnet,
die behindert oder von Behinderung bedroht sind und deren Teilhabe an einer sonstigen
Beschiftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aufgrund von Art oder Schwere der Behin-
derung oder wegen sonstiger Umstdnde auf besondere Schwierigkeiten stof3t.« (§215 Abs. 4
SGBIX). In Osterreich gibt es neben dem allgemeinen Arbeitsmarkt auch am 2. Arbeitsmarkt
Beschiftigungsmoglichkeiten als Transitarbeitskraft und vereinzelt niederschwellige Arbeits-
erprobungsangebote. In spezialisierten SOB kann die Verweildauer auch deutlich linger als
in anderen SOB sein.

Viele Inklusionsbetriebe sind Spezialisten fiir inklusionsgerechte Arbeitsstrukturen von
Menschen mit psychischen Behinderungen. Dieses Know-how kann dafiir genutzt werden,
um Lernerfahrungen fiir konventionelle Unternehmen am 1. Arbeitsmarkt bereitzustellen, so
beispielsweise durch den Aufbau von internen und externen Unterstiitzungsstrukturen, die
Sensibilisierung und Schulung der Fithrungskrifte oder die Erstellung von Gefihrdungsbeur-
teilungen.!>3

Uber dieses Know-how verfiigen auch die Triger von Unterstiitzungs- und Beschifti-
gungsangeboten in Osterreich. Es konnte genutzt werden, um #hnliche Modelle wie Inklu-
sionsbetriebe fiir Menschen mit psychischer Behinderung aufzubauen, solange es noch zu
wenige Unternehmen des allgemeinen Arbeitsmarkt gibt, die auf die Inklusionsbediirfnisse
dieser Zielgruppe Riicksicht nehmen. So braucht es aus Sicht einer dsterreichischen Expertin
bei der Teilhabe von Menschen mit psychischen Beeintrichtigungen am Arbeitsleben sehr
spezifische Bedingungen. Es braucht hier v.a. Flexibilitdt, um wellenférmige Leistungskur-
ven zulassen zu kénnen. Hier konnte Vollzeitbeschiftigung eine Uberlastung darstellen, und
die Arbeitsstrukturen sollten Riicksicht auf die jeweilige Tagesverfassung der Beschiftigten
ermoglichen. Bei Vorgesetzten braucht es Weiterbildung im Bereich der unterschiedlichen
Verhaltensformen, die sich durch psychische Erkrankungen zeigen kénnen. Die Mitarbeiter-
Innen miissen bei Problemen Handlungsoptionen haben. Auch das Fachpersonal benétigt
Zusatzausbildungen, um Situationen einschétzen und im Bedarf an das sozialpadagogische

Betreuungspersonal verweisen zu kénnen.*

152 Absatz 3 regelt das Verhiltnis von Zielgruppenpersonen und Nicht-Zielgruppenpersonen in einem Betrieb:
Inklusionsbetriebe beschiftigen 30 Prozent schwerbehinderte Menschen. Der Anteil der schwerbehinderten
Menschen soll in der Regel 50 Prozent nicht tibersteigen.

153 Vgl. Gredig 2015, Seite 60 ff.
154 Maria Egger, FAB (Interview).
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9.4 Langzeitarbeitslose Personen

Durch den Erfolg der deutschen Inklusionsbetriebe ist auch eine Diskussion dariiber entstan-
den, wie das Modell auch fiir langzeitarbeitslose Menschen genutzt werden kann; eine Dis-
kussion, die aufgrund des Anwachsens dieser Gruppe am Arbeitsmarkt auch fiir Osterreich
interessant ist.

Es liegt nahe, das Modell der Inklusionsbetriebe auch fiir die Gruppe der langzeitarbeitslo-
sen Personen durchzudenken, da diese, wie auch die aktuellen Zielgruppen, aufgrund multip-
ler Vermittlungshemmnisse oft keine Chance auf dauerhafte Erwerbstitigkeit am allgemeinen
Arbeitsmarkt haben. Dabei gibt es aber einige Aspekte zu bedenken:!>

Integrationsunternehmen sind Unternehmen des 1. Arbeitsmarktes und miissen sich dem
Wettbewerb mit anderen Unternehmen stellen. Die Quotenregelung (mindestens 30 Prozent,
hochstens 50 Prozent) wurde deshalb vorgegeben, um sicherzustellen, dass die Leistungsfihigkeit
des Unternehmens und die damit verbundene Wettbewerbsfihigkeit durch einen vorgegebenen
Anteil nicht-leistungsgeminderter MitarbeiterInnen gesichert ist. Sollte das Modell der Inklu-
sionsbetriebe auch auf die Gruppe der Langzeitarbeitslosen tibertragen werden, sollten diese
deshalb auch auf die Quote angerechnet werden konnen, da der Teil der Belegschaft ohne Behin-
derung dafiir zustindig ist, zusdtzliche Aufwande durch besondere betriebliche Strukturen und
Arbeitsprozesse und mogliche Leistungsminderungen der ZielgruppenmitarbeiterInnen aus-
zugleichen. Deshalb konnte die Beschiftigung leistungseingeschrinkter MitarbeiterInnen ohne
Zielgruppenstatus die Wettbewerbsfihigkeit von Integrationsunternehmen negativ beeinflussen.

Langzeitarbeitslose mit multiplen Vermittlungshemmnissen benétigen haufig ein wesent-
lich komplexeres Unterstiitzungsangebot als Menschen, die Vermittlungshemmnisse aufgrund
einer Behinderung aufweisen. Die psychosoziale Betreuung und Unterstiitzung bei der Bewdl-
tigung der psychosozialen Problemlagen, wie zum Beispiel Schulden, Sucht, familidres Umfeld,
miisste bei einer Offnung der Zielgruppe jedenfalls Beriicksichtigung finden.

Die Zielgruppe der Langzeitarbeitslosen ist eine sehr heterogene Gruppe, »(...) den Normal-
fall gibt es nicht«1% Personen aus dieser Zielgruppe weisen hiufig mehrere erkennbare Vermitt-
lungshemmnisse auf, wie z.B. fehlende Bildungs- bzw. Ausbildungsabschliisse, gesundheitliche
Einschrankungen, lange Verweildauer im Leistungsbezug, Mutterschaft, Alter 50+, Status als
Zuwanderer, mangelnde Sprachkenntnisse etc.

Bei langzeitarbeitslosen Menschen gibt es eine grofie Gruppe mit gesundheitlichen Ein-
schrankungen. Hier finden sich am ehesten Menschen, die mit der Zielgruppe von Inklusi-
onsbetrieben gut vergleichbar sind. Oft stellen dabei psychische Erkrankungen oder Suchter-
krankungen das wichtigste Vermittlungshemmnis dar. Auch diese Gruppe bendétigt fiir die
Teilhabe am Arbeitsleben besondere Rahmenbedingungen in der Beschiftigung, wie ange-
passte Arbeitsprozesse und ein sozial gepragtes Betriebsklima.

155 Vgl. Rustige 2015, Seite 168 fF.
156 Rustige 2015, Seite 170.

96



AMS report 126 Diskussion — Was kann von den Inklusionsbetrieben in Deutschland fiir Osterreich gelernt werden?

Integrationsunternehmen konnen v.a. deshalb erfolgreich am Markt bestehen, weil sie ihre
MitarbeiterInnen nachhaltig und langfristig beschiftigen konnen. Wenn sie verpflichtet wéren,
sorgfiltig eingearbeitete MitarbeiterInnen aufgrund der Befristung von arbeitsmarktpoliti-
schen Programmen stindig zu wechseln, dann wire das ein erheblicher Wettbewerbsnachteil.
Auch werden die derzeit zeitlich befristeten Unterstiitzungsleistungen zur Teilhabe am Ar-
beitsleben fiir nicht behinderte langzeitarbeitslose Menschen als nicht effektiv betrachtet. Bei
vielen Menschen dieser Zielgruppe sind die Vermittlungseinschrankungen zu schwerwiegend,
als dass sie mit befristeten Unterstiitzungsleistungen ausgeglichen werden kénnten. Es braucht
auch fiir diesen Personenkreis dauerhafte Unterstiitzungsleistungen fiir die Teilhabe am allge-
meinen Arbeitsmarkt, was insbesondere auch betrieblichen Mehraufwand, beispielsweise fiir
psychosoziale Betreuung, wie auch einen addquaten Minderleistungsausgleich umfassen sollte.

Fir altere, langzeitarbeitslose Personen gestaltet sich die Wiederaufnahme einer existenz-
sichernden Erwerbsarbeit schwierig, so v.a. dann, wenn diese keine formale Berufsausbildung
vorweisen konnen und/ oder gesundheitlich beeintrachtigt sind. Auch die Transitfunktion der
Beschiftigungsprojekte in den 1. Arbeitsmarkt versagt fiir diese arbeitsmarktpolitische Ziel-
gruppe weitgehend. Es stellt sich daher die Frage, ob Inklusionsbetriebe eine Mdglichkeit bie-
ten, Menschen nachhaltig in Erwerb zu bringen.

Grundsitzlich bieten sich fiir diese ausgrenzungsgefihrdete Gruppe mehrere Moglichkei-
ten zur langerfristigen oder auch bei Bedarf dauerhaften Beschaftigung:

o Beschiftigung im gemeinniitzigen Bereich und bei Gemeinden (Aktion 20.000).

o Beschiftigung in Sozialen Unternehmen, die zwar marktwirtschaftlich organisiert sind,
aber das soziale Ziel der Beschiftigung von benachteiligten Personen verfolgen. In Aus-
nahmefillen konnen bereits jetzt Transitarbeitskrifte mehrere Jahre in einem SOB arbeiten
(Reha-SOB) oder die Zeit bis zur Pension iiberbriicken. Dariiber hinaus wiirde sich an-
bieten, Sozialen Unternehmen in Anlehnung an die Inklusionsbetriebe lingerfristige Per-
sonalkostenforderungen zugénglich zu machen und gleichzeitig deren unternehmerische
Freiheiten nicht zu beschneiden bzw. soziale, innovative Ideen gezielt zu férdern. Bei 6f-
fentlichen Vergaben konnen diese iiber soziale Ausschreibungskriterien bevorzugt werden
bzw. konnten Auftrage fiir diese vorbehalten sein.

o Langerfristig geférderte Beschiftigung in herkémmlichen Wirtschaftsbetrieben (jenseits
der Eingliederungsférderung): In einem Modellprojekt werden 50 bis 60 langzeitarbeitslose,
altere Personen bei Magna in der Steiermark aufgenommen und mit maximal 50 Prozent
der Lohn- und Lohnnebenkosten geférdert (maximal 17.500 Euro pro Zielgruppenperson
und Jahr). Hier ist geplant, dass Zielgruppenpersonen gemeinsam mit anderen Mitarbeiter-
Innen zusammen arbeiten und auch eine arbeitsbegleitende Betreuung moglich ist. Somit
besteht strukturell eine Ahnlichkeit zu den Inklusionsabteilungen in Deutschland. Betont
wird von Seiten des BMASK, dass es hier zu keiner Wettbewerbsverzerrung durch die For-

derung kommt, weil dem Unternehmen lediglich Nachteile ausgeglichen werden.!>’

157 Hannes Edlinger, Bundesministerium fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz (Interview).
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Insgesamt ist bei der Diskussion rund um den 2. Arbeitsmarkt (Transitarbeitskrifte) in Oster-
reich zu beobachten, dass es sich um eine sehr breite, bunte Zielgruppe von Transitarbeitskraf-
ten mit unterschiedlichen Bedarfen handelt, die in der Diskussion leicht vermischt werden.

Relevant fiir die nachhaltige Beschiftigung ist die Passung zwischen Person und Arbeits-
platz/ Anforderung, die jeweils sehr individuell ist. Manche Menschen sind unter spezifi-
schen Arbeitsbedingungen in einer etwas geschiitzteren, riicksichtsvolleren Arbeitsumgebung
durchaus leistungsfihig und willig, unter belastenden Arbeitsbedingungen mit Zeitdruck,
rauem Arbeitsklima, ausufernder Arbeitszeit oder sonstigen Belastungen jedoch nicht bzw.
nicht mehr.

Eine Person kann die exakt gleiche Tatigkeit unter den Bedingungen in einem Unterneh-
men gut erfiillen, in dem anderen nicht. Soziale Unternehmen wie die Inklusionsbetriebe oder
Beschiftigungsprojekte konnen »gute Arbeitsbedingungen« zur Verfiigung stellen und haben
diesbeziiglich eine besondere Expertise.

9.5 Forderung innovativen Sozialunternehmertums

Bei der Frage einer Ubertragung des deutschen Modells der Inklusionsbetriebe auf Osterreich
stellt sich auch die Frage, was genau iibertragen werden soll. Ist es beispielsweise das Ziel, die
Innovationskraft bei Angeboten zur Verbesserung der Teilhabe am Arbeitsleben fiir Menschen
mit Behinderung zu férdern, gibt es auch andere Optionen.

Eine Moglichkeit konnten hier Forderinitiativen bieten, die sich allgemein an Sozialunter-
nehmen richten. Sie liefern die Grundbedingungen fiir das Ausprobieren innovativer Ansitze
im Bereich sozialen Unternehmertums, die auch fiir Unternehmen genutzt werden kénnen, die
das Schaffen von inklusiven Beschaftigungsmoglichkeiten fiir Menschen mit Behinderung zum
Ziel haben. Ein Beispiel ist hier der aws Social Business Call. Im Jahr 2016 gab es den ersten bun-
desweiten Social Business Call, bei dem Soziale Innovationen fiir die Arbeitsmarktintegration
von Menschen mit Benachteiligungen ein Schwerpunktthema darstellten. Die Zielgruppe der
innovativen Ansitze der Social Businesses sind von Langzeitbeschiftigungslosigkeit betroffene
oder bedrohte Menschen.

Vom Fordergeber BMASK wurde dabei die Definition fiir férderbare Social Businesses
so vorgegeben: »Der Schwerpunkt des aws Social Business Calls im Auftrag des Sozialminis-
teriums wendet sich an Unternehmen, die (1) positive gesellschaftliche Wirkung als Orga-
nisationsziel haben und (2) sich (langfristig) tiberwiegend (groéfler 50 Prozent) iiber Markt-
einkiinfte finanzieren. Dariiber hinaus wird (3) der tiberwiegende Teil der Gewinne (grofler
50 Prozent) fiir das adressierte gesellschaftliche Ziel verwendet und (4) die Kernstakeholder
konnen an den positiven Wirkungen teilhaben.«*® Damit konnten auch SOB, die im Allge-

158 aws Social Business Call, Kurzinformation, 1. Auflage, 1.9.2016, Seite 2, Download unter www.aws.at/fileadmin/
user_upload/Downloads/Kurzinformation/aws_Social_Business_Call_Modul-1.pdf [20.6.2017].

98



AMS report 126 Diskussion — Was kann von den Inklusionsbetrieben in Deutschland fiir Osterreich gelernt werden?

meinen nicht zu den Social Businesses gezdhlt werden konnen, an dem Call teilnehmen. Die
reine, nicht riickzahlbare Zuschussforderung wurde im Ausmaf3 von bis zu 100.000 Euro
pro Unternehmen gewahrt. 21 Unternehmen waren im April 2016 zur Vertragserstellung bei
der Wirtschaftsforderungsorganisation Austria Wirtschaftsservice Gesellschaft mbH (aws)
eingeladen, darunter auch SOB.

Aus Sicht der aws war der Call ein Anstof fiir SOB, innovative Ideen zu Social Businesses
zu entwickeln und auszuprobieren: »In den SOBs ist jahrzehntelanges Wissen und Erfahrung
vorhanden. Hier gibt es den Wunsch nach Innovation.« (Karin Kiendler, aws).

Klares Ziel ist, dass ein Social Business Unternehmen gegriindet wird, wenn sich das Projekt
in der Forderphase bewihrt.

Beispiele fiir Social Businesses zur Inklusion von Menschen mit Behinderung sind:

o Career Moves;
o Atempo - Beratung fiir Barrierefreiheit von Menschen mit Behinderung;
o Specialisterne — vermittelt Personen mit Autismus in IT;

o VOI Fesch - Mode von und fiir Menschen mit Behinderung.

Damit Initiativen wie der aws Social Business Call u.4. noch besser greifen konnen, braucht
es, so Karin Kiendler vom aws, auch bessere Rahmenbedingungen. Bei den Sozialunterneh-
men sollte zwar der Schaffung des gesellschaftlichen Mehrwertes hohere Prioritit zukom-
men als der Gewinnmaximierung, um aber am Markt erfolgreich wirtschaftlich tdtig sein zu
konnen, sollte es aber auch Sozialunternehmen méglich sein, eine Gewinnerzielungsabsicht
zu verfolgen, und auch die Moglichkeit bestehen, erwirtschaftete Gewinne zumindest zum
Teil auch ausschiitten zu konnen, um so auch private InvestorInnen anzulocken. In diesem
Zusammenhang empfindet es Karin Kiendler als wichtig, dass bestehende Denkmuster auf-
gebrochen werden und die Schaffung von sozialem Mehrwert und 6konomischer Gewinner-
zielung nicht als ein »Entweder-oder« zu betrachten, sondern als ein »Sowohl-als-auch«, und
zwar nach dem Motto: »Man kann Gutes tun UND Gewinn erzielen« (Karin Kiendler, aws).
Awareness Mafinahmen, gezielte Forderung, rechtliche Rahmenbedingungen, Open Inno-
vation, Austausch, Vernetzung und Wirksamkeitsnachweise hinsichtlich der Social Returns
tragen dazu bei.’

Social Businesses konnen eine Ergdnzung zum Sozialstaat darstellen und dazu beitragen,
neue Ideen, Menschen und Ressourcen fiir die Bearbeitung gesellschaftlicher Aufgaben zu ent-
wickeln. Die historische Betrachtung in Deutschland macht deutlich, dass es sich beim Instru-
ment der Inklusionsbetriebe um eine Form der sozialen Innovation handelt, die aus zivilgesell-
schaftlichem Engagement entstanden ist und aufgrund ihres Erfolges und ihrer Wirkung in das
Leistungsportfolio der 6ffentlichen Hand aufgenommen wurde. Vandor et al. fordern mit Blick
auf die Férderung von Social Business und sozialer Innovation in Osterreich eine Offenheit der

offentlichen Hand und der Zivilgesellschaft. Dazu zdhlen sie die Bereitschaft, Kooperationen

159 Karin Kiendler, aws (Interview).
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mit Social Businesses einzugehen und soziale Innovationen in das eigene Leistungsportfolio
zu tibernehmen 10

Aktuell gibt es im Bereich der Social Businesses in Osterreich noch einige Problemfel-
der und Herausforderungen, die die Dynamik dieses Sektors behindern. So identifizieren
Vandor et al. im Bereich der Finanzierung einen erschwerten Zugang zu privatem Kapital,
fehlendes Verstiandnis fiir Social Business bei den Geldgebern und wenig 6ffentliche For-
derung. Als Mafinahmen werden hier u.a. die Schaffung von 6ffentlichen Forderstruktu-
ren und Zugang zu Risikokapital, Stiftungskapital und Krediten angefiihrt. In Bezug auf
das Know-how orten Vandor et al. das Problem, dass Social Business hiufig nur in einem
Bereich, namlich dem Markt- oder NPO-Verstindnis, tiber das notwendige Know-how
verfiigen und dariiber hinaus oft Kompetenzen bei Griindung und Finanzierung fehlen.
Gefordert werden sollten daher Leuchturmprojekte, die einerseits als positive Beispiele fiir
andere Social Businesses dienen konnen und andererseits den Erwerb von kombinierten
Kompetenzen in den Bereichen »Markt« und »Soziales« durch geeignete Bildungsangebote
ermoglichen.

Zu beachten ist in diesem Zusammenhang auch die hohe Zahl an etablierten Organisatio-
nen, die teilweise auch durch Leistungsvertrige mit der 6ffentlichen Hand finanziert sind, wie
z.B. die Triger von Integrativen Betrieben und Sozialokonomischen Betrieben. Hier sehen
Vandor et al. das Potenzial und die Notwendigkeit, innovative Projekte zu fordern, die als
Ideen in vielen Fillen schon in den Organisationen vorhanden sind, aber aus Ressourcen-
mangel nicht umgesetzt werden konnen.

Um bessere Rahmenbedingungen fiir soziales Unternehmertum zu schaffen, gibt es einen
Forderungskatalog, der gemeinsam von 30 Organisationen (bestehend aus Sozialunterneh-
men, Wohlfahrtsorganisationen, Stiftungen, Unternehmen sowie Interessenvertretungen)
entwickelt wurde. Darin enthalten sind folgende zehn Forderungen:!¢!
 Finanzierung von Inkubationsprogrammen und lokaler Infrastruktur;

o Entwicklung und Ausbau von (Weiter-)Bildungsmafinahmen;

o Voraussetzungen fiir sektoriibergreifende Kooperationen schaffen;

o Schaffung eines eigenen Forderprogrammes fiir Social Enterprises;

o Mobilisierung von privatem Kapital durch steuerliche Anreize;

o Bereitstellung von Wachstumsfinanzierung;

o Ermoglichung von Crowdfunding;

« vertiefende Umsetzung der EU Social Business Initiative;

o Reformierung der steuerlichen Rahmenbedingungen fiir die Gemeinniitzigkeit;

o Spielrdume bei der Umsetzung der europdischen Vergaberichtlinie nutzen.

160 Vgl. Vandor et al. 2015, Seite 53f.

161 Vgl. www.ashoka-cee.org/austria/wp-content/uploads/sites/2/2015/03/10-Kernpositionen-fu%CC%88r-mehr-gesell-
schaftliche-Innovation-und-Sozialunternehmertum-in-O%CC%88sterreich.pdf [8.5.2017].
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Die Inklusionsbetriebe in Deutschland stellen ein mogliches Modell dar, wie die Forderung von
SozialunternehmerInnentum zur Schaffung von Beschiftigungsmoglichkeiten fiir Menschen

mit Behinderung umgesetzt werden kann.

101



AMS report 126

10 Kurzfassung

10.1 Von der Sozialfirma zum Inklusionsbetrieb

Historisch betrachtet sind Inklusionsbetriebe!®? kein neuartiges Modell. Unter der Bezeich-
nung »Sozialfirmen« finden sich schon gegen Ende der 1970er-Jahren erste Unternehmen, die
durch einen besonders hohen Anteil an Beschiftigten mit Behinderung und durch besonders
inklusionsgerechte Arbeitsstrukturen gekennzeichnet waren. Ihr Entstehen war eine Reaktion
auf die einsetzende Enthospitalisierung in der Psychiatrielandschaft in Deutschland, die es
notwendig machte, Beschiftigungsmoglichkeiten fiir Menschen mit psychischen Beeintrich-
tigungen zu schaffen.

Erst 2001 - mit der Einfithrung des SGB IX!®* — wurde das Modell der Inklusionsbetriebe
formalisiert und Teil des Leistungskatalogs zur Forderung der Teilhabe von Menschen mit Be-
hinderung. Der Gesetzgeber definiert Inklusionsbetriebe als Unternehmen oder Abteilungen,
die zwischen 30 und 50 Prozent Menschen mit einer Schwerbehinderung im Rahmen regulirer
Beschiftigungsverhiltnisse beschiftigen. Es sind Unternehmen, die am Markt in Konkurrenz
zu konventionellen Unternehmen agieren. Inklusionsbetriebe nutzen Forderinstrumente, er-
wirtschaften aber einen Grofiteil ihrer Erlése, im Durchschnitt rund 75 Prozent,'®* tiber den
Markt.

162 Bis 2017 wurden Inklusionsbetriebe unter der Bezeichnung »Integrationsprojekte« im deutschen Sozialgesetzbuch
(SGB) IX bezeichnet und waren bundesweit als »Integrationsunternehmen« bzw. als »Integrationsabteilungen«
bekannt, wenn nur ein Teilbetrieb eines Unternehmens als »Integrationsprojekt« gefithrt wurde. Die viel treffendere
Bezeichnung »Inklusionsbetrieb« findet sich mit beginnender Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes nun auch
im SGB IX.

163 SGB IX = Sozialgesetzbuch IX.

164 Vgl. Prantl, Heribert (2015): Integration als systemrelevante Aufgabe. Die Stirke eines Staates misst sich auch am
Wohl der behinderten Menschen, in: Schwendy, Arnd/Rustige, Claudia/Stadler, Peter/ Wunsch, Michal (Hg.):
Integrationsunternehmen als Wegweiser zu Inklusion. Wirkungen, Erfolge, Perspektiven, Paranus Verlag, Neu-
miinster 2015, Seite 22.
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10.2 Dynamische Entwicklung des Sektors macht
Inklusionsbetriebe zum Erfolgsmodell

Die Verankerung der Inklusionsbetriebe im SGB IX fiihrte zu einer starken Dynamik im Sektor.
2003 gab es deutschlandweit 365 Inklusionsbetriebe, 2015 waren es bereits 847. Dieses rasante
Wachstum zeigt sich auch in den Beschiftigtenzahlen.

Waren 2008 in allen Inklusionsbetrieben 15.140 Personen beschiftigt (davon 47 Prozent
Menschen mit Schwerbehinderung), waren es im Jahr 2015 insgesamt 25.937 Beschiftigte
(davon 43 Prozent Menschen mit Schwerbehinderung).®® Diese Entwicklung spricht fiir eine
hohe Akzeptanz und einen hohen Bedarf des Instrumentes, weshalb die Inklusionsbetriebe in
Deutschland auch als Erfolgsmodell betrachtet werden.

10.3 Dauerhafte Forderungen als wichtige Voraussetzung
fur den Erfolg von Inklusionsbetrieben

Der Erfolg der Inklusionsbetriebe ist auch auf die Forderinstrumente zuriickzufiihren, die

im Zuge der gesetzlichen Verankerung geschaffen wurden. Aufgrund des hohen Anteiles von

Menschen mit Behinderung an der Belegschaft haben Inklusionsbetriebe Wettbewerbsnach-

teile gegeniiber konventionellen Unternehmen. Um diese Nachteile auszugleichen, stehen den

Inklusionsbetrieben verschiedene Forderinstrumente zur Verfiigung.

Die wichtigste Forderquelle stellen Forderungen der Integrationsamter aus Mitteln der Aus-
gleichsabgabe!®6 dar:

o dauerhafte Lohnkostenzuschiisse zum Ausgleich behinderungsbedingter Leistungsminde-
rungen und fiir auflergew6hnliche Belastungen aufgrund der Beschiftigung von Menschen
mit Schwerbehinderung (Hilfestellungen durch KollegInnen, inklusionsgerechte Unterneh-
mensprozesse und Unternehmensstrukturen);

o Ausgleich besonderer Aufwinde, die beispielsweise durch die Bereitstellung psychosozialer
Betreuung am Arbeitsplatz entstehen;

o Forderung von Investitionskosten zur Errichtung eines Arbeitsplatzes;

o Forderung von Kosten fiir betriebswirtschaftliche Beratung.

Dauerhafte Lohnkostenzuschiisse und Investitionszuschiisse werden hinsichtlich einer

moglichen Wettbewerbsverzerrung auch kritisch betrachtet. Dieser Sichtweise entgegen-

165 Vgl. www.bag-if.de/integrationsunternehmen-in-zahlen [4.9.2017].

166 Arbeitgeber, die ihrer Beschaftigungspflicht von Menschen mit Schwerbehinderung nicht nachkommen (mindes-
tens fiinf Prozent aller Beschiftigten bei einer Zahl ab 20 Beschiftigten), miissen an das zustindige Integrationsamt
eine Ausgleichsabgabe entrichten. Die Ausgleichsabgabe entspricht der ésterreichischen Ausgleichstaxe. Diese
ist zu entrichten, wenn nicht mindestens eine Person von 25 Beschiftigten den Status »Begiinstigt behindert«
aufweist.
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gehalten wird, dass die Forderungen nur als (teilweiser) Ausgleich der Nachteile durch
die Beschiftigung eines besonders hohen Anteiles an Menschen mit Behinderung dienen.
Auflerdem stehen die Forderungen auch konventionellen Unternehmen zur Verfiigung,
wenn diese Personen mit Schwerbehinderung beschiftigen (mit Ausnahme der betriebs-
wirtschaftlichen Beratung und Einschrankungen beziiglich Forderung der psychosozialen
Betreuung).

Neben direkten finanziellen Foérderungen konnen Inklusionsbetriebe dariiber hinaus auch

von Steuervorteilen profitieren, wenn Sie den Status der Gemeinniitzigkeit erfiillen.

10.4 Ausgleichsabgabe als Finanzierungsbasis:
Eine Schwachstelle des Instrumentes?

Als eine mogliche Schwachstelle des Instrumentes kann die Finanzierungsbasis betrach-
tet werden. Ein Grofiteil der Forderungen an Inklusionsbetriebe erfolgt aus Mitteln der
Ausgleichsabgabe. Dadurch ist die Finanzierung zwar nicht von kurzfristigen politischen
Entscheidungen abhéngig, andererseits sind die Mittel aus der Ausgleichsausgabe begrenzt
und in einigen Bundesldndern bereits ausgeschopft. Deshalb stehen in diesen Bundeslan-
dern - abgesehen von Sonderprogrammen - keine Mittel fiir die Schaffung zusétzlicher
Arbeitsplatze in Inklusionsbetrieben zur Verfiigung.

Zusitzliche Fordermdglichkeiten ergeben sich durch das neue Bundesteilhabegesetz und
das darin vorgesehene »Budget fiir Arbeit«. Arbeitgeber, die Personen aufnehmen, die zuvor
in einer Werkstitte fiir behinderte Menschen gearbeitet haben, erhalten bis zu 70 Prozent
dauerhaften Lohnkostenzuschuss fiir die neu angestellte behinderte Person. Das gilt auch fiir

die Neuanstellung in einem Inklusionsbetrieb.

10.5 Inklusionsbetriebe als kostenschonende Variante fiir
die Unterstutzung von Menschen mit Behinderung

Bislang fehlt es an einer systematischen Erfassung der volkswirtschaftlichen Wirkungen von
Inklusionsbetrieben. Wie eine fiskalische Analyse des Bundeslandes Rheinland-Pfalz aus dem
Jahr 2005 aufzeigt, stellt ein Arbeitsplatz in einem Inklusionsbetrieb die kostenschonendste
Variante im Vergleich mit einem Platz in einer Werkstitte fiir behinderte Menschen oder dem
Bezug von Arbeitslosengeld dar. Eine standardméflige Berechnung der Riickflussquote in den
Bundeslindern Hessen, Sachsen, Brandenburg und Schleswig-Holstein zeigt fiir 2015 eine
Ruckflussquote von 217 Prozent.!®” Dabei wurden jedoch auch Riickfliisse an die 6ffentliche

167 Auskunft von Peter Stadler, FAF gGmbH. Diese fithrt standardmaf3ig das Monitoring der Inklusionsbetriebe in den
genannten Bundesldndern durch.
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Hand einberechnet, die durch die Schaffung von Arbeitsplitzen in Inklusionsbetrieben ent-

stehen, die von MitarbeiterInnen ohne Behinderung besetzt sind.!o8

10.6 Wenige Beschaftigte, aber hoher sozialer Mehrwert

Trotz der starken Dynamik in den letzten Jahren ist die Beschiftigungswirkung von
Inklusionsbetrieben auf nationaler Ebene betrachtet vergleichsweise gering. Nur rund ein
Prozent aller beschiftigen Menschen mit Schwerbehinderung in Deutschland arbeitet in
einem Inklusionsbetrieb. Trotzdem schaffen Inklusionsbetriebe einen bedeutenden sozialen
Mehrwert. Sie iibernehmen eine wichtige Beispielfunktion auf dem Weg in eine inklusive
Arbeitswelt. Sie zeigen, wie Menschen mit Behinderung einen wichtigen Beitrag zum wirt-
schaftlichen Erfolg eines Unternehmens leisten konnen, wenn entsprechende inklusionsge-
rechte Arbeitsstrukturen gegeben sind. Dariiber hinaus helfen sie, die Lebenssituation von
Menschen mit Behinderung zu verbessern. Die Beschiftigten mit Behinderung erhalten ein
Einkommen, das es erlaubt, den Lebensunterhalt selbstindig zu sichern. Besonders wichtig
sind die sinnstiftenden Erfahrungen des Arbeitsalltages, wie z.B. Begegnung mit anderen
Menschen oder die Einbindung in produktive Abldufe. Inklusionsbetriebe leisten auch einen
wichtigen Beitrag zum Abbau von Vorurteilen, so v.a. bei Behinderungsformen, die noch
immer von Stigmatisierung betroffen sind.

Inwiefern sich Menschen mit Behinderung »inkludiert« fithlen und ob mit dem Instrument
tatsachlich Inklusion in einer Dimension erreicht wird, die ZielgruppenvertreterInnen anstre-

ben, bleibt zu diskutieren

10.7 Erfolgsfaktoren auf der Makro- und Mikroebene

Auf der Makroebene sind zunichst das Engagement und die Zusammenarbeit relevanter
Akteure auf regionaler und kommunaler Ebene wichtig fiir das Entstehen von Inklusionsbe-
trieben. Auch bereits bestehende und erfolgreiche Inklusionsbetriebe tragen dazu bei, dass
Neugriindungen in Angriff genommen werden. Die steuerliche Begiinstigung gemeinniitziger
Inklusionsbetriebe sowie die Moglichkeiten, Inklusionsbetriebe bei 6ffentlichen Auftragsver-
gaben zu bevorzugen, stellen ebenfalls wichtige Anreize dar. Auf der Mikroebene sind die
richtige Mischung aus betriebswirtschaftlichem Know-how (Identifikation geeigneter Ge-
schiftsfelder und Marktchancen, Entwicklung eines Businessplanes) und das Know-how in
der Arbeit mit der Zielgruppe sehr wichtig fiir den unternehmerischen Erfolg. Entscheidend

168 Aus einem Euro investierter Forderung an einen Inklusionsbetrieb flieffen 2,17 Euro an die 6ffentliche Hand zuriick.
Geht man davon aus, dass etwa die Halfte de Beschiftigten Menschen mit Behinderung sind, kann man erwarten,
dass knapp die Halfte des Riickflusses von den Menschen mit Behinderung erwirtschaftet wird.
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ist auch, dass die Arbeitspldtze in Inklusionsbetrieben von den MitarbeiterInnen unbefristet
sind und gut eingearbeitete MitarbeiterInnen nicht nach einer definierten Zeitspanne das
Unternehmen wieder verlassen miissen. Dariiber hinaus sind Kooperationen und Vernetzung
sowohl zu anderen Inklusionsbetrieben als auch zu anderen Akteuren (Branchenverbande,
Fordergeber etc.) sowie Engagement und Durchhaltevermogen sehr wichtig. Schliefllich kon-
nen Inklusionsbetriebe nur mit inklusionsgerechten Arbeitsbedingungen, die u.a. auf einer
Unternehmenskultur des riicksichtsvollen, offenen und fairen Miteinanders basieren, erfolg-

reich sein.

10.8 Integrative Betriebe und Beschaftigungsprojekte als ver-
gleichbare Formen sozialer Unternehmen in Osterreich?

Mit den Integrativen Betrieben und den Beschiftigungsprojekten (Sozialokonomische Betriebe,
Gemeinniitzige Beschiftigungsprojekte) sind zwei Instrumente in Osterreich vorhanden, die
mit den deutschen Inklusionsbetrieben vergleichbar sind. In beiden Fillen handelt es sich um
Unternehmen mit einer sozialen Zielsetzung, die (teilweise) in Konkurrenz zu konventionellen
Unternehmen stehen, einen bedeutenden Anteil ihrer Erlose tiber den Markt erwirtschaften
und Arbeitsverhaltnisse fiir benachteiligte Personengruppen anbieten, die rechtlich betrachtet
mit Arbeitsverhdltnissen am 1. Arbeitsmarkt gleichgestellt sind.

Die acht Integrativen Betriebe in Osterreich beschiftigen rund 2.370 Menschen, davon
rund 75 Prozent Menschen mit Behinderung. Damit haben die Integrativen Betriebe einen
deutlich hoheren Anteil an Beschiftigten mit Behinderung als die deutschen Inklusionsbe-
triebe (Integrative Betriebe: 74,6 Prozent, Inklusionsbetriebe: 43,4 Prozent. Wihrend in einem
Inklusionsbetrieb durchschnittlich 31 Menschen mit Behinderung arbeiten, sind es in einem
Integrativen Betrieb 205. Allerdings sind letztere in verschiedenen Teilbetriebe gegliedert.
Die Osterreichischen Integrativen Betriebe haben auch im Unterschied zu deutschen Inklu-
sionsbetrieben eine Schwerpunktsetzung auf Produktionsbetriebe. Insgesamt beschiftigten
die osterreichischen Integrativen Betriebe 2,9 Prozent der erwerbstitigen Menschen mit be-
giinstigter Behinderung.'® Hinsichtlich der Beschiftigungsprojekte (SOB, GBP) bestehen die
grofiten Unterschiede zu den Inklusionsbetrieben darin, dass die vorwiegende Erwirtschaf-
tung von Markterlosen nur zum Teil gegeben ist, dass Menschen mit Behinderung nur ein
kleiner Teil der Zielgruppe des Instrumentes darstellen und v.a. darin, dass die geschaffenen
Arbeitspldtze Transitarbeitsplatze sind und keine Dauerbeschiftigung moglich ist. Ein wei-
terer Unterschied besteht im Fordermodell. Hier kommen bei Integrativen Betrieben und
Inklusionsbetrieben Fordermodelle zur Anwendung, die darauf abzielen, behinderungsbe-
dingte Leistungsminderungen der MitarbeiterInnen sowie zusitzliche Aufwande durch die

169 Stichtagswert (31.12.2015): Bei den Daten zur Gesamtbeschiftigung von Menschen mit begiinstigter Behinderung
in Osterreich werden selbstandige und unselbstindige Beschiftigung gemeinsam betrachtet.
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Beschiftigung von Menschen mit Behinderung auszugleichen. Bei Beschiftigungsprojekten
kommt ein Férdermodell zur Anwendung, das auf einer Echtkosten-Abrechnung basiert und
jene Kosten befristet fordert, die nicht durch Markterlose abgedeckt werden kénnen. Auch
hinsichtlich der Forderkosten pro Arbeitsplatz und Jahr von ZielgruppenmitarbeiterInnen
diirften erhebliche Unterschiede bestehen. Obwohl die folgenden Zahlen auf unterschiedli-
chen Quellen und Berechnungen basieren und nicht eins zu eins vergleichbar sind, liefern sie
doch einen Anhaltspunkt daftir: Die durchschnittlichen jahrlichen Férderkosten pro Arbeits-
platz einer behinderten Person betragen bei deutschen Inklusionsbetrieben 6.886 Euro'”° aus
der Ausgleichsabgabe (zuziiglich méoglicher zeitlich befristeter Eingliederungszuschiisse der
Bundesagentur fiir Arbeit) und bei Osterreichischen Integrativen Betrieben 21.008 Euro.”!
Bei 6sterreichischen Beschiftigungsprojekten liegen die durchschnittlichen Forderkosten pro
Zielgruppenperson (Transitarbeitskraft) bei 13.702 Euro.'7?

10.9 Schlussfolgerungen aus osterreichischer Perspektive

Vor dem Hintergrund dhnlicher Herausforderungen im Zusammenhang mit der Férderung
der Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Arbeitsleben erscheint das Modell der In-
klusionsbetriebe als interessanter Ansatz: Mit den Osterreichischen Integrativen Betrieben
gibt zwar bereits ein Modell, das Menschen mit (schwerer) Behinderung einen dauerhaften
Arbeitsplatz ermdglicht und weitestgehend dauerhaft sichert.””> Der Bedarf an solchen Ar-
beitsplitzen ist aus ExpertInnensicht jedoch weit hoher. Auch wird immer wieder der Bedarf
an dauerhafter oder zumindest lingerfristiger Beschaftigung fiir Menschen mit spezifischen
gesundheitlichen Beeintrichtigungen, so z. B. rezidivierenden psychischen Einschrankungen,
gemeldet. Inklusionsbetriebe nach deutschem Modell konnten hier eine zusitzliche Chance
fiir Beschéftigung sein. Aufgrund sehr dhnlicher Strukturen in Osterreich und Deutschland
hinsichtlich der bestehenden Beschiftigungsférderungen (Minderleistungsausgleich, Einstel-
lungsbeihilfe, Forderung von Arbeitsplatzadaptierung) scheint eine Ubertragung des deut-
schen Fordermodells durchaus moglich. Wichtig dabei wire, dass die wesentlichen Charakte-
ristika der Inklusionsbetriebe, also insbesondere die unternehmerischen Freiheiten, erhalten
bleiben, um Flexibilitat, Regionalitit und Innovation zu ermdglichen und gleichzeitig die

soziale Absicherung zu gewéhrleisten.

170 Durchschnittswert aus dem Jahr 2015, vgl. BIH - Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsimter und Haupt-
fiirsorgestellen: Jahresbericht 2015/2016, BIH - Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsamter und Hauptfiir-
sorgestellen, Miinster 2016, Seite 31.

171 Veranschlagte Forderkosten fiir 2017.

172 Durchschnittswert aus dem Jahr 2015, vgl. BMASK: Aktive Arbeitsmarktpolitik in Osterreich 2016, Dokumentation,
BMASK, Wien 2016, Seite 27.

173 In 6sterreichischen Integrativen Betrieben ist die Arbeitsplatzsicherheit auch in wirtschaftlichen Krisen durch ent-
sprechende Forderung bisher gegeben. In Deutschland miissen Inklusionsbetriebe im Krisenfall auch Personen
kiindigen oder schlieflen.

—
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Folgende Aspekte sind dabei hervorzuheben:

50-Prozent-Quote als Obergrenze fiir die Zahl der ZielgruppenmitarbeiterInnen, um die
Zusammenarbeit von Menschen mit und ohne Behinderung zu férdern und um die Wirt-
schaftlichkeit des Unternehmens sicherzustellen;

die Moglichkeit, Inklusionsbetriebe auch als Teilbetrieb eines Unternehmens zu fithren;
individuelle Einschitzung der behinderungsbedingten Leistungsminderung am konkreten
Arbeitsplatz;

verldssliche und rechtlich abgesicherte Férderung (unabhingig von der aktuellen Ertrags-
situation);

Unterstiitzungsstruktur fiir Unternehmen in Planung- und Betriebsphase sowie Kontroll-
moglichkeiten fir den Fordergeber, um marktwirtschaftliche Orientierung und Tragféhig-
keit des Unternehmens (und somit Arbeitsplatzsicherheit) zu gewéhrleisten;
Bereitstellung psychosozialer/sozialpadagogischer Betreuung (sollten diese im Unterneh-

men nicht vorhanden sein, kénnten sie zugekauft werden).

Neben einem schlanken Férdermodell brauchte es dariiber hinaus auch engagierte Unterneh-

merInnen, die bereit sind, ein sozial- und gewinnorientiertes Unternehmen mit Menschen mit

und ohne Behinderung zu fiihren. In vielen Trigervereinen, SOBs und ersten Sozialen Unter-

nehmen gibt es Know-how, wie dies zu bewerkstelligen wire.
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Anhang: Gesetzliche Grundlage der

Deutschen Inklusionsbetriebe
(Neuntes Buch Sozialgesetzbuch —
SGBIX)

§215 — Begriff und Personenkreis

(1) Inklusionsbetriebe sind rechtlich und wirtschaftlich selbstindige Unternehmen oder

unternehmensinterne oder von 6ffentlichen Arbeitgebern im Sinne des § 154 Absatz 2

gefiihrte Betriebe oder Abteilungen zur Beschiftigung schwerbehinderter Menschen

auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, deren Teilhabe an einer sonstigen Beschéftigung

auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aufgrund von Art oder Schwere der Behinderung

oder wegen sonstiger Umstédnde voraussichtlich trotz Ausschopfens aller Férdermog-

lichkeiten und des Einsatzes von Integrationsfachdiensten auf besondere Schwierig-
keiten stof3t.

(2) Schwerbehinderte Menschen nach Absatz 1 sind insbesondere:

114

1.

schwerbehinderte Menschen mit geistiger oder seelischer Behinderung oder mit einer
schweren Korper-, Sinnes- oder Mehrfachbehinderung, die sich im Arbeitsleben be-
sonders nachteilig auswirkt und allein oder zusammen mit weiteren vermittlungshem-
menden Umstdnden die Teilhabe am allgemeinen Arbeitsmarkt auflerhalb eines Inklu-
sionsbetriebes erschwert oder verhindert;

schwerbehinderte Menschen, die nach zielgerichteter Vorbereitung in einer Werkstatt
fiir behinderte Menschen oder in einer psychiatrischen Einrichtung fiir den Ubergang
in einen Betrieb oder eine Dienststelle auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in Betracht
kommen und auf diesen Ubergang vorbereitet werden sollen;

schwerbehinderte Menschen nach Beendigung einer schulischen Bildung, die nur dann
Aussicht auf eine Beschiftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt haben, wenn sie
zuvor in einem Inklusionsbetrieb an berufsvorbereitenden Bildungsmafinahmen teil-
nehmen und dort beschiftigt und weiterqualifiziert werden, sowie

schwerbehinderte Menschen, die langzeitarbeitslos im Sinne des §18 des Dritten

Buches sind.
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(3) 'Inklusionsbetriebe beschiftigen mindestens 30 Prozent schwerbehinderte Menschen im
Sinne von Absatz 1. 2Der Anteil der schwerbehinderten Menschen soll in der Regel 50 Pro-

zent nicht iibersteigen.

(4) Auf die Quoten nach Absatz 3 wird auch die Anzahl der psychisch kranken beschaftig-
ten Menschen angerechnet, die behindert oder von Behinderung bedroht sind und deren
Teilhabe an einer sonstigen Beschiftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aufgrund
von Art oder Schwere der Behinderung oder wegen sonstiger Umstédnde auf besondere

Schwierigkeiten stofit.

§216 — Aufgaben

Die Inklusionsbetriebe bieten den schwerbehinderten Menschen Beschiftigung, Maf3-
nahmen der betrieblichen Gesundheitsférderung und arbeitsbegleitende Betreuung an,
soweit erforderlich auch Mafinahmen der beruflichen Weiterbildung oder Gelegenheit zur
Teilnahme an entsprechenden auflerbetrieblichen Mafinahmen und Unterstiitzung bei der
Vermittlung in eine sonstige Beschiftigung in einem Betrieb oder einer Dienststelle auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt sowie geeignete MafSnahmen zur Vorbereitung auf eine
Beschiftigung in einem Inklusionsbetrieb. 2Satz 1 gilt entsprechend fiir psychisch kranke

Menschen im Sinne des § 215 Absatz 4.

§217 — Finanzielle Leistungen

(1) Inklusionsbetriebe kénnen aus Mitteln der Ausgleichsabgabe Leistungen fiir Aufbau, Er-
weiterung, Modernisierung und Ausstattung einschlieflich einer betriebswirtschaftlichen
Beratung und fiir besonderen Aufwand erhalten.

(2) Die Finanzierung von Leistungen nach § 216 Satz 2 erfolgt durch den zustindigen Rehabi-
litationstréger.

§218 — Verordnungsermachtigung
Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird erméachtigt, durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates das Nahere tiber den Begriff und die Aufgaben der In-

klusionsbetriebe, die fiir sie geltenden fachlichen Anforderungen, die Aufnahmevoraus-

setzungen und die finanziellen Leistungen zu regeln.
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Historisch betrachtet sind Inklusionsbetriebe kein neuartiges Modell. Unter der Bezeichnung
»Sozialfirmen« finden sich schon gegen Ende der 1970er-Jahren erste Unternehmen, die
durch einen besonders hohen Anteil an Beschaftigten mit Behinderung und durch besonders
inklusionsgerechte Arbeitsstrukturen gekennzeichnet waren. lhr Entstehen war eine Reaktion
auf die einsetzende Enthospitalisierung in der Psychiatrielandschaft in Deutschland, die es
notwendig machte, Beschaftigungsmdglichkeiten fir Menschen mit psychischen Beeintrach-
tigungen zu schaffen. Erst 2001 — mit der Einfiihrung des SGB IX — wurde das Modell der
Inklusionsbetriebe formalisiert und Teil des Leistungskataloges zur Férderung der Teilhabe von
Menschen mit Behinderung. Der Gesetzgeber definiert Inklusionsbetriebe als Unternehmen
oder Abteilungen, die zwischen 30 und 50 Prozent Menschen mit einer Schwerbehinderung
im Rahmen regularer Beschaftigungsverhaltnisse beschaftigen. Es sind Unternehmen, die
am Markt in Konkurrenz zu konventionellen Unternehmen agieren. Inklusionsbetriebe nutzen
Forderinstrumente, erwirtschaften aber einen Grofteil ihrer Erlése, im Durchschnitt rund
75 Prozent, Uber den Markt. Die vorliegende Studie im Auftrag der Abt. Arbeitsmarktforschung
und Berufsinformation des AMS Osterreich, die in den Jahren 2016 und 2017 vom sozial-
wissenschaftlichen Forschungs- und Beratungsinstitut abif durchgeflihrt wurde, setzte es sich
zum Ziel, dieses deutsche Modell der Inklusionsbetriebe eingehend zu analysieren und ge-
gebenenfalls Rickschlisse flr die dsterreichische Forderlandschaft zu ziehen.

www.ams-forschungsnetzwerk.at
... ist die Internet-Adresse des AMS Osterreich
far die Arbeitsmarkt-, Berufs- und Qualifikationsforschung
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P.b.b.
Verlagspostamt 1200

ISBN 978-3-85495-602-9



	AMS report 126
	Danksagung
	Einleitung
	Methodisches Vorgehen und Datenbasis
	Desk Research
	Qualitative Interviews
	Fallstudien


	1 �Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben für Menschen mit Behinderung – eine Zeitachse
	Prinzip »Rehabilitation vor Rente« hat in Deutschland lange Tradition
	Die 1970er-Jahre – Geburtsstunde der »Selbsthilfefirmen«
	Die Jahrtausendwende – Der Paradigmenwechsel hin zur ­selbstbestimmten Teilhabe am gesellschaftlichen Leben


	2 �Rechtliche Grundlage der ­Inklusionsbetriebe
	Gesetzliche Definition von Inklusionsbetrieben (§ 215 SGB IX)
	Zielgruppen von Inklusionsbetrieben (§ 215 SGB IX)
	Aufgaben von Inklusionsbetrieben (§ 216)
	Finanzielle Leistungen an Inklusionsbetriebe (§ 217)


	3 �Die Umsetzung von Inklusionsbetrieben 
in der Praxis
	Inklusionsgerechte Arbeitsstrukturen
	Vermittlung in Beschäftigung am 1. Arbeitsmarkt außerhalb 
von Inklusionsbetrieben
	Inklusionsbetriebe in Zahlen
	Typen von Inklusionsbetrieben
	Stakeholder


	4 �Fördersystem
	Leistungen der Integrationsämter
	Leistungen der Bundesagentur für Arbeit
	Ermäßigter Umsatzsteuersatz
	Private Förderinitiativen
	Förderprogramm Inklusionsinitiative II – Alle im Betrieb
	Bevorzugung bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen

	4.1 �Förderung in Zahlen

	5 �Nutzen des Modells
	5.1 �Sozialer Mehrwert
	5.2 �Volkswirtschaftlicher Nutzen

	6 �Erfolgsfaktoren bei Inklusionsbetrieben
	6.1 �Erfolgsfaktoren auf der Makroebene
	6.2 �Erfolgsfaktoren auf der Mikroebene

	7 �Fallbeispiele
	8 �Soziale Unternehmen in Deutschland 
und Österreich im Vergleich
	Integrative Betriebe (ehemals: Geschützte Werkstätten)
	Transitarbeitsplätze in Beschäftigungsprojekten (Gemeinnütziges Beschäftigungsprojekt oder Sozialökonomischer Betrieb)
	Deutsche Inklusionsbetriebe, Integrative Betriebe und Beschäftigungsprojekte im direkten Vergleich 


	9 �Diskussion – Was kann von den Inklusions­betrieben in Deutschland für Österreich gelernt werden?
	9.1 �Kritische Betrachtung von Inklusionsbetrieben
	9.2 �Übertragungsmöglichkeiten des Modells 
»Inklusionsbetriebe« auf Österreich: 
Menschen mit schwerer Behinderung
	9.3 �Menschen mit psychischer Behinderung
	9.4 �Langzeitarbeitslose Personen
	9.5 �Förderung innovativen Sozialunternehmertums

	10 �Kurzfassung
	10.1 �Von der Sozialfirma zum Inklusionsbetrieb
	10.2 �Dynamische Entwicklung des Sektors macht ­Inklusionsbetriebe zum Erfolgsmodell
	10.3 �Dauerhafte Förderungen als wichtige Voraussetzung für den Erfolg von Inklusionsbetrieben
	10.4 �Ausgleichsabgabe als Finanzierungsbasis: 
Eine Schwachstelle des Instruments?
	10.5 �Inklusionsbetriebe als kostenschonende Variante für die Unterstützung von Menschen mit Behinderung
	10.6 �Wenige Beschäftigte aber hoher sozialer Mehrwert
	10.7 �Erfolgsfaktoren auf der Makro- und Mikroebene
	10.8 �Integrative Betriebe und Beschäftigungsprojekte als vergleichbare Formen sozialer Unternehmen in Österreich?
	10.9 �Schlussfolgerungen aus österreichischer Perspektive

	Quellen
	Tabellenverzeichnis
	Abbildungsverzeichnis
	Anhang: �Gesetzliche Grundlage der 
Deutschen Inklusionsbetriebe 
(Neuntes Buch Sozialgesetzbuch – SGB IX)
	§ 215 – Begriff und Personenkreis
	§ 216 – Aufgaben
	§ 217 – Finanzielle Leistungen
	§ 218 – Verordnungsermächtigung




